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Liebe Leserinnen und Leser,

im letzten Jahrzehnt hat sich in Deutschland die Einsicht durchgesetzt, dass Kommunen zu den wichtigen Bildungs-
akteuren des Landes zählen. Landkreisen und kreisfreien Städten ist es heute ein wesentliches Anliegen, kommunale 
Bildungslandschaften zu gestalten und an neue Entwicklungen anzupassen. Sie sind ein Bestandteil der kommunalen und 
regionalen Daseinsvorsorge geworden.

Die Themen und Felder sind zahlreich: Es geht um Kita-Betreuung und den Zugang dazu, um qualitativ hochwertige 
schulische Ganztagsangebote, um die Integration von Zugewanderten in unser Bildungssystem, um die Integration junger 
Menschen in den Arbeitsmarkt, um den Aufbau digitaler Kompetenzen in der gesamten Bevölkerung. Die Agenda ist 
lang – und sie ließe sich unschwer weiter verlängern.

Um den Herausforderungen gerecht zu werden, braucht es eine gute Datengrundlage. Empirisch fundiertes Wissen über 
die vielen verschiedenen Bildungsfragen ist zentral, weil sich nur auf  einer verlässlichen Datenbasis diskutieren und be-
stimmen lässt, in welche Richtung sich die Bildungspolitik vor Ort bewegen kann und soll. Eine solche Bildungssteuerung 
gelingt immer dann gut, wenn ein lokales Bildungsmonitoring entwickelt wird, das von den zahlreichen Bildungsakteuren 
einer Kommune mitgetragen wird. Feste Kooperationsstrukturen ermöglichen Diskussionen, schaffen Verbindlichkeit 
und ermöglichen das Entwickeln von passgenauen Maßnahmen vor Ort.

Mehr als 60 Landkreise und kreisfreie Städte in Bayern und Teilen Baden-Württembergs haben sich in den vergangenen 
Jahren für ein kommunales Bildungsmanagement entschieden. Wie reichhaltig und vielfältig die Erkenntnisse dabei sind, 
soll diese Broschüre verdeutlichen. Dafür wurden elf  Bereiche bzw. Querschnittsthemen des lebenslangen Lernens identi-
fiziert; bei jedem Thema geben kommunale Beispiele einen Einblick, wie die Bildungssteuerung vor Ort praktisch erfolgt.

Unsere Hoffnung ist, dass diese Broschüre den Austausch, auch mit den Bildungsakteuren des Freistaats Bayern, weiter 
intensiviert. Unser Dank geht an die kommunalen Vertreterinnen und Vertreter, die mit Praxisberichten und in Interviews 
zu diesem Werk beigetragen haben. Erstellt wurde die Publikation durch die Transferagentur Bayern für Kommunales Bil-
dungsmanagement, die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert wird und mit ihren beiden Regio-
nalbüros am Deutschen Jugendinstitut in München und bei der Europäischen Metropolregion Nürnberg angesiedelt ist.

Viel Freude beim Lesen wünschen

Prof. Dr. Thomas Rauschenbach
Direktor und Vorstandsvorsitzender
Deutsches Jugendinstitut

Andreas Starke
Ratsvorsitzender der Europäischen
Metropolregion Nürnberg und
Oberbürgermeister der Stadt Bamberg



Mit der wachsenden Bedeutung kommunaler Bildungs-
landschaften erweitert sich die Rolle jeder einzelnen 
Kommune. Die bayerischen Landkreise und kreis-
freien Städte erledigen längst mehr als ihre originären 
Aufgaben. Sie sorgen als Koordinator dafür, dass das 
Bildungsgeschehen vor Ort aktiv gestaltet wird. Kom-
munale Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter betreiben ein 
professionelles Monitoring, analysieren Ausgangslagen 
und vernetzen Verwaltung und Bildungsakteure. So er-
folgt eine an den lokalen und regionalen Bedürfnissen 
ausgerichtete Bildungssteuerung. 

Regionalisierung des Bildungswesens

Der Trend einer zunehmenden Regionalisierung im deut-
schen Bildungswesen ist seit vielen Jahren beobachtbar 
und wird durch Stellungnahmen zahlreicher relevanter 
Akteure unterstützt. Die Wichtigkeit der aktiven Gestal-
tung dieser kommunalen Bildungslandschaften wird dabei 
stets betont. Bereits 1975 hatte der Deutsche Bildungsrat 
eine regionale Bildungspolitik angeregt. Spätestens aber im 
Zuge der ersten PISA-Ergebnisse 2001 begann eine De-
batte über die Chancengleichheit im deutschen Bildungs-
wesen, die erstmals auch kommunale Ansätze einschloss. 
Mit der Forderung nach kommunalen Bildungslandschaf-
ten, seinerzeit prominent vertreten im achten Kinder- und 
Jugendbericht des Bundesfamilienministeriums 2005, 
kam die Notwendigkeit einer besseren Vernetzung der 
Bildungsakteure, insbesondere im Kinder- und Jugend-
bereich, auf  die Agenda, die 2009 in der Anerkennung 
der Kultusministerkonferenz mündete, dass Kommunen 
hierbei eine wichtige Koordinierungsfunktion zukommt. 
Ab 2008 wurden verstärkt, etwa im nationalen Bildungs-
bericht, thematische Erweiterungen auf  ein lebenslanges 
Lernen und damit die Ausweitung auf  alle Bildungsberei-
che eingeführt und mit den Forderungen des Deutschen 
Städtetags1, für kommunale Bildungslandschaften recht-
liche und finanzielle Rahmenbedingungen zu schaffen, 
flankiert. In der Folge mündeten strukturelle Überlegun-
gen schließlich in der konzeptionellen Fassung eines ganz-
heitlichen kommunalen Bildungsmanagements.2

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung, das 
im Zuge der Förderung der Transferagentur Bayern auch 
diese Publikation ermöglicht, hat mit dem Programm 
„Lernen vor Ort“ (2009 – 2014) sowie der sich daran an-
schließenden „Transferinitiative Bildungsmanagement“ 
(seit 2014) diese strukturelle Weiterentwicklung maßgeb-
lich unterstützt, um mit kommunalem Bildungsmanage-
ment „die verschiedenen Bildungsstufen im Lebenslauf  
(zu) verbinden, mehr Transparenz (zu) schaffen und Res-
sourcen wirkgenau einzusetzen“3. Die bayerische Landes-
initiative „Bildungsregionen in Bayern“ zielt ebenfalls da-

rauf  ab, über eine bessere Vernetzung „die Zukunft der 
jungen Menschen in der Region mit einem passgenauen 
Bildungsangebot zu sichern, das ihnen die Wahrnehmung 
ihrer Bildungs- und Teilhabechancen ermöglicht“4.

Gründe für eine kommunale Bildungssteuerung

Bildung wird somit immer mehr zu einem Feld der Da-
seinsvorsorge. Im Wesentlichen sind drei Begründungen 
maßgeblich für das gesteigerte kommunale Engagement5:
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Ansätze und Instrumente 
kommunaler Bildungssteuerung

Allen Überlegungen ist die Einsicht gemein, dass ein bes-
seres Miteinander und die Überwindung des in Deutsch-
land stark segmentierten Bildungswesens Schlüssel sind, 
um eine effektivere und zielorientiertere Bildungsförde-
rung zu ermöglichen. 

Nahezu alle Förderprogramme und Initiativen der letzten 
15 Jahre betonen die Notwendigkeit einer intensiven Ver-
netzung der handelnden Akteure vor Ort. Sie soll dazu 
beitragen, grenzüberschreitende Herausforderungen im 
Bildungswesen ressortübergreifend bzw. im Zusammen-
spiel der relevanten Akteure zu gestalten. Erforderlich 
werden hierfür neue Formen der Zusammenarbeit, die zu-
meist als „(educational) governance“ bezeichnet werden. 
Dabei geht es um mehr als nur ein „voneinander Wissen“ 
– es geht letztlich um gemeinsam getragene Entscheidun-
gen und verbindliche Handlungen.

Die Verbesserung der Chancengleichheit im 
Bildungssystem. Damit werden Ansätze ver-
bunden, die die formale Bildung mit flankieren-
den non-formalen und außerschulischen Ange-
boten verknüpfen.

Die Verbindung von bildungs- mit sozialpoli-
tischen Zielsetzungen, die der Argumentation 
folgen, dass das Investieren in Bildung immer 
auch ein Beitrag zur Armutsbekämpfung ist und 
somit an anderer Stelle die sozialen Sicherungs-
systeme entlastet.

Wirtschafts- und standortpolitische Erwägun-
gen, die in einer abgestimmt und zielorientiert ge-
stalteten Bildungslandschaft einen wesentlichen 
Beitrag zur Regionalentwicklung und zur Bewäl-
tigung von wirtschaftlichem Strukturwandel und 
demografischer Veränderungen sehen.



1 Deutscher Städtetag (2012)
2 Niedlich (2016)
3 Bundesministerium für Bildung und Forschung (o.J.)
4 Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus (o.J.)
5 Niedlich (2016)

Die Grafik illustriert eine kommunale Bildungssteuerung idealtypisch
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Steuerung im datenbasierten kommunalen Bildungsmanagement
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Steuern im kommunalen Bildungsmanagement

Hierzu hat sich – häufig implizit – ein Steuerungsverständnis entwickelt, dass sich in der Regel auf  drei Merkmale stützt, 
auch wenn diese von Kommune zu Kommune unterschiedlich intensiv ausgeprägt sein mögen: 

• Die Datenbasierung: Im Bildungsmanagement stützen die handelnden Akteure ihre Diskurse und Entscheidungs-
prozesse auf  die Analyse von Bildungsindikatoren und Kennzahlen. Faktenbasierte Grundlagen bilden somit den 
Ausgangspunkt für Entscheidungsfindung und Steuerungsmaßnahmen. 

• Diskussion und Entscheidungsfindung für abgestimmte Maßnahmen: In kommunalen Bildungslandschaften 
sind die Bildungsverantwortlichen netzförmig verbunden. Häufig bilden verwaltungsinterne und zusätzlich über die 
Verwaltung hinausgehende Gremien Orte, an denen identifizierte Problemlagen diskutiert und abgestimmte Lösun-
gen verabredet werden. Da viele Bildungsherausforderungen darin bestehen, die Schnittstellen zwischen einzelnen 
Bildungssegmenten gut zu managen, sind diese Gremien gelebte Orte ressort- und zuständigkeitsübergreifender 
Kooperation.

• Moderation der Steuerungsprozesse: Das Zusammenwirken zahlreicher Akteure und Bildungsinstitutionen er-
fordert eine Koordination. Im Bildungsmanagement kommt diese Rolle spezifisch hierfür etablierten Stellen zu. Sie 
sind in der Regel in Kommunalverwaltungen angesiedelt, häufig in sogenannten Bildungsbüros.
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Zum Inhalt

Steuerung in ausgewählten 
Bildungsbereichen

Frühkindliche 
Bildung

Erwachsenen-
bildung

Digitalisierung

Übergang 
Schule – Beruf

Förderung von Anfang an 8 
Landkreis Mühldorf a. Inn:  10
Steuerungsrelevantes Wissen für die  
Gestaltung der frühkindlichen Bildung

Neues gelernt statt ausgelernt   34 
Stadt Erlangen:   36
Erster Teilbericht zur 
„Erwachsenenbildung 2019“

Innovation durch Bildung 46 
Landkreis Bamberg:   48
Bildungsbüro unterstützt Digitalisierung an Schulen

Ziele und Aufbau der Publikation

In vielen Landkreisen und kreisfreien Städten Bayerns 
ist in den vergangenen Jahren ein kommunales Bildungs-
management etabliert worden, das alle Bildungssegmen-
te einschließt. In dieser Publikation präsentieren elf  
Kapitel, die das lebenslange Lernen in seiner gesamten 
Breite abbilden, die Potenziale einer kommunalen Bil-
dungssteuerung.  

Der Aufbau ist für jedes Kapital gleich gegliedert: 

• Den Ausgangspunkt bilden jeweils für einen Bildungs-
bereich typische Kennzahlen. Diese sind, gemeinsam 
mit anderen, häufig auch Bestandteil der kommuna-
len Bildungsberichterstattung und geben jeweils einen 
beispielhaften Einblick. Die Indikatoren werden in 
einer bayernweiten Karte abgebildet, die alle Land-
kreise und kreisfreien Städte des Freistaats umfasst.  

• Im jeweiligen Begleittext wird aufgezeigt, an welchen 
Themen und Herausforderungen die bayerischen 
Kommunen arbeiten und welche Potenziale sich aus 
einer aktiven Bildungssteuerung ergeben. Hierzu 
werden auch weiterführende Kennzahlen benannt, da 
eine datenbasierte Betrachtung der Wirklichkeit sich 
naturgemäß nie nur auf  eine Kennzahl stützen kann. 

• Anschließend geben wir mit einem kommunalen Bei-
spiel jeweils einen Einblick in erfolgreiche Bildungs-
steuerung vor Ort. Allen Beispielen ist gemein, dass 
sie die Trias aus Analyse, abgestimmter Bewertung/ 
Entscheidungsfindung und daraus abgeleiteten Maß-
nahmen durchlaufen haben. Sie sind somit Beispie-
le für ein gelebtes, zielorientiertes kommunales Bil-
dungsmanagement.

In vielen bayerischen Kommunen ist ein kommunales 
Bildungsmanagement und eine damit verbundene Bil-
dungssteuerung erst in den letzten Jahren eingeführt und 
etabliert worden. Vielfach bilden sich somit auch erst 
Routinen, müssen Abläufe und Strukturen gefestigt wer-
den. Für einen praxisnahen Einblick haben wir deshalb 
mit zwei kommunal Verantwortlichen, Brigitte Keyser aus 
der Bildungsregion Coburg und Ralph Eichbauer aus dem 
Landkreis Oberallgäu, über ihre Erfahrungen beim Auf-
bau und der Gestaltung eines Bildungsmanagements ge-
sprochen. 
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Schule chancengerecht gestalten 12 
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ermöglichen

Gezielte Förderung am Nachmittag 16 
Stadt Würzburg:   18
Nachschulische Betreuung 
referatsübergreifend gestalten

Freizeit als Bildungszeit 38 
Stadt Bamberg:   40
Familienbefragung in der Region Bamberg

Bildungsinfrastruktur im Wandel  50 
Landkreis Ebersberg:   52
Nutzung von Synergieeffekten durch 
integrierte Sozial- und Bildungsplanung

Interview mit 54
Bildungsverantwortlichen vor Ort

Weiter Lernen im Beruf 30 
Landkreis Oberallgäu:   32
Optimierung der Bildungsberatung

Fachkräfte von morgen fördern 26 
Landkreis Aichach-Friedberg:  28
Den Einstieg in die Berufswelt erleichtern
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Stadt Nürnberg:   44
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Deutschspracherwerb
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Die Karte zeigt, wie hoch der Anteil der Kinder unter drei Jahren an allen Kin-
dern dieser Altersgruppe ist, die in bayerischen Kommunen am 01.03.2018 in 
Kindertageseinrichtungen oder durch öffentlich geförderte Kindertagespflege 
betreut wurden. Mit dieser Betreuungsquote kann die Ausdehnung der Be-
treuungsinfrastruktur in Kommunen dargestellt werden, sie ist jedoch nicht 
mit dem tatsächlichen Betreuungsbedarf  der Eltern in einer Kommune gleich-
zusetzen. 

Förderung von Anfang an
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Bayerisches Landesamt für Statistik
(Stichtag 01.03.2018)
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Praxisbeispiel 
aus dem 

Landkreis 
Mühldorf a. Inn 

auf Seite 10



Weiterführende Informationen 
Die Betreuungsquote der Kinder unter drei Jah-
ren ist von vielen regionalen Einflussfaktoren 
abhängig, steht aber vor allem in einem starken 
Zusammenhang zum regionalen Arbeitsmarkt.7 
Weitere regionale Faktoren spielen ebenfalls eine 
Rolle, wie etwa die Siedlungsstruktur (Unter-
schied Stadt-Land), demografische Faktoren (Ge-
burten und Wanderungsbewegungen), vorherr-
schende familiäre Rollen- bzw. Wertebilder oder 
sozioökonomische Ressourcen der Bevölkerung.8 
Dieses Zusammenspiel verschiedener Faktoren 
spiegelt sich auch in den unterschiedlichen Be-
treuungsquoten in den bayerischen Stadt- und 
Landkreisen wider (siehe Karte).

Unter dem Begriff  „frühkindliche Bildung“ versteht man 
die Bildung, Betreuung und Erziehung von Kindern, die 
die Schule noch nicht besuchen sowie deren Übergang in 
die Schule.1 Dieser Bildungsbereich hat sich in den letzten 
Jahren besonders in der Altersgruppe der unter Dreijähri-
gen sehr dynamisch entwickelt. Hier sind deutschlandweit 
viele neue Betreuungsplätze entstanden: Während im Jahr 
2007 noch rund 320 000 Kinder unter drei Jahren deutsch-
landweit in einer Kindertagesbetreuung waren, wurden im 
Jahr 2017 bereits über 762 000 Kinder betreut.2 Zu diesem 
starken Ausbau hat insbesondere der seit dem 01.08.2013 
geltende Rechtsanspruch auf  frühkindliche Förderung in 
einer Tageseinrichtung oder in einer Kindertagespflege 
für Kinder ab Vollendung des ersten Lebensjahrs beige-
tragen.3 

Eine Zielsetzung dieses Rechtsanspruchs ist es, ein 
bedarfsgerechtes Angebot für Kinder in den ers-
ten drei Lebensjahren zu gewährleisten. Auf  diese 
Weise sollen herkunftsbedingte Ungleichheiten ab-
gebaut und die Chancengleichheit für alle Kinder 
erhöht werden. Eine weitere Intention ist es, den 
Eltern die Vereinbarkeit von Beruf  und Familie zu 
erleichtern.4

In westdeutschen Flächenländern, darunter auch Bayern, 
existiert nach wie vor ein großer Bedarf  an Betreuungs-
plätzen. Der von Familien formulierte Bedarf  an Betreu-
ungsplätzen übersteigt dabei oftmals das vorherrschende 
Platzangebot.5

Die Kommunen spielen neben dem Bund und den Län-
dern im frühkindlichen Bildungsbereich eine maßgebliche 
Rolle:

Als Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind Land-
kreise und kreisfreie Städte dafür zuständig, dass 
Betreuungsplätze rechtzeitig und ausreichend zur 
Verfügung gestellt werden.6

Dieser Aufgabe kommen die Kommunen unter anderem 
durch die Jugendhilfeplanung nach. Sie verfolgt das Ziel, 
unter Einbeziehung der freien Träger der Jugendhilfe ein 
qualitativ und quantitativ bedarfsgerechtes Angebot an 
Kindertagesbetreuungsplätzen bereitzustellen. Als Träger 
von Kindertageseinrichtungen verfügen einzelne Kom-
munen zudem über die Möglichkeit, direkt zu steuern. 

Bei der Bedarfsplanung im frühkindlichen Bildungsbe-
reich bietet sich eine Zusammenarbeit von Jugendhilfe-
planung und Bildungsmonitoring an:  Um den kommu-
nalen Betreuungsbedarf  zu ermitteln, sind unter anderem 
vorausschauende Planungen hilfreich, in denen Kommu-
nen neben demografischen Faktoren wie Geburten und 
Zuzüge (vgl. Praxisbeispiel des Landkreises Mühldorf  a. 
Inn auf  Seite 10) auch die Bedarfe der Eltern in den Blick 
nehmen. Auf  diese Weise tragen Kommunen zu einer 
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf  
vor Ort und einer Förderung der Kinder in den ersten 
Lebensjahren bei. 

Ausgangslage und Aktivitäten 
bayerischer Kommunen

Chancen und Möglichkeiten 
kommunaler Bildungssteuerung

FRÜHKINDLICHE BILDUNG

1 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2018)
2 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2018)
3 § 24 SGB VIII
4 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2016)
5 Alt, Gredon, Hubert, Hüsken, Lippert (2019)
6 § 80 SGB VIII
7 Strunz (2014)
8 Seils, Meyer (2013)
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Im Landkreis Mühldorf  a. Inn hat die Bildungs-
berichterstattung bereits eine lange Tradition. Aus 
dem Sonderbericht 2016, einer thematischen Ana-
lyse für den frühkindlichen Bereich, konnten nach-
haltige Ergebnisse gewonnen und in weiterführen-
de Maßnahmen umgesetzt werden. 

Der Landkreis Mühldorf  a. Inn hat im Rahmen des Pro-
jekts „Lernen vor Ort“ ein datenbasiertes kommunales 
Bildungsmanagement in der Region aufgebaut und ent-
wickelt dieses stetig weiter. Im Zuge dessen hat sich das 
Bildungsmonitoring als Grundlage und unverzichtbares 
Instrument zur Weiterentwicklung des kommunalen Bil-
dungsmanagements etabliert. Ein Schwerpunkt liegt dabei 
in der kommunalen Bildungsberichterstattung, in deren 
Rahmen 2016 der Sonderbericht zum Thema „Frühkind-
liche Bildung, Betreuung und Erziehung im Landkreis 
Mühldorf  a. Inn“ entstanden ist. Ausgangspunkt hierfür 
war der politische Auftrag, nach Jahren des verstärkten 
Krippenausbaus einen Überblick über die Entwicklungen 
im frühkindlichen Bereich zu gewinnen sowie die Quali-
tät in der frühkindlichen Bildung in den Blick zu nehmen. 
Zudem sollten die Entwicklungen zur Inklusion im Be-
reich der frühkindlichen Bildung sowie beim Übergang 
vom Kindergarten in die Grundschule betrachtet und 
analysiert werden.

Der Sonderbericht 2016 – Eine Kooperation 
von Bildungsmonitoring und Jugendhilfeplanung

Beim Sonderbericht 2016 handelt es sich um ein Koopera-
tionsprojekt von Lernen vor Ort und dem Amt für Jugend 
und Familie. Darin werden erstmalig in der Bildungsbe-
richterstattung für den Landkreis kleinräumige Daten 
dargestellt, welche eine differenzierte Betrachtung der Er-
gebnisse unterhalb der Kreisebene ermöglichen. Die im 
Sonderbericht gewonnenen datenbasierten Erkenntnisse 
liefern wichtige Impulse für weiterführende Planungen 
im frühkindlichen Bereich und schärfen den Blick für die 
Entscheidungsfindung in bildungspolitischen Fragestel-
lungen auf  kommunaler Ebene. Für das Jahr 2020 ist be-
reits der dritte allgemeine Bildungsbericht für den Land-
kreis Mühldorf  a. Inn geplant.

Der Sonderbericht 2016 beschäftigt sich mit der frühkind-
lichen Bildung, Betreuung und Erziehung im Landkreis 
Mühldorf  a. Inn und nimmt die Altersgruppe der Kinder 
von der Geburt bis zum Eintritt in die Schule in den Blick. 
Nach einer einjährigen Erarbeitungsphase unter starker 
Einbindung der Akteure vor Ort wurde der Sonderbericht 
im Februar 2017 auf  der 5. Bildungskonferenz des Land-
kreises Mühldorf  a. Inn offiziell vorgestellt. In verschiede-
nen Workshops mit Akteuren aus Politik, Verwaltung und 
Bildungseinrichtungen wurden Handlungsempfehlungen 
formuliert. 

FRÜHKINDLICHE BILDUNG

Ergebnisse aus dem Sonderbericht 2016 
führen zu weiteren Maßnahmen

Der Sonderbericht hatte große Öffentlichkeitswirkung, 
wodurch der frühkindliche Bereich stark in den Fokus ge-
rückt wurde. Aus dem Sonderbericht und der Bildungskon-
ferenz gingen zahlreiche Teilergebnisse und Handlungs-
empfehlungen hervor. Als Auftrag wurde beispielsweise 
formuliert, das Fort- und Weiterbildungsangebot mit den 
Bedarfen der pädagogischen Fachkräfte auf  Grundlage 
einer zentralen Bedarfserhebung abzustimmen. Zudem 
erging u. a. die Empfehlung, die bereits vorhandenen 
Leitsätze zur Kooperation am Übergang Kindergarten-
Grundschule weiterzuentwickeln und die Bedarfe im Be-
reich der Nachmittagsbetreuung in Kooperation von Amt 
für Jugend und Familie und Staatlichem Schulamt gemein-
sam detailliert zu ermitteln. Als übergreifendes Ergebnis 
stellte sich im Austausch mit den Kommunen heraus, dass 
der Bedarf  an altersgruppenspezifischen, kleinräumigen 
und langfristigen Bevölkerungsprognosen für eine früh-
zeitige Planung des kommunalen Bildungsangebots – ins-
besondere im Bereich der Kindertageseinrichtungen – be-
steht.

10

Landkreis Mühldorf a. Inn
Steuerungsrelevantes Wissen für die Gestaltung 
der frühkindlichen Bildung

Der Sonderbericht 2016 „Frühkindliche Bildung, Betreuung 
und Erziehung im Landkreis Mühldorf a. Inn“
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Der damalige Landrat Georg Huber übergibt im Dezember 
2018 die ersten auf Grundlage des „Hildesheimer Bevölke-
rungsmodells“ berechneten Prognosen für die kreisangehö-
rigen Kommunen stellvertretend dem Bürgermeistersprecher 
Dr. Karl Dürner.

„Hildesheimer Bevölkerungsmodell“ zur 
Berechnung von Bevölkerungsprognosen

Der Landkreis Mühldorf  a. Inn hat sich in den letzten 
Jahren zu einem Zuzugslandkreis entwickelt. In die Re-
gion ziehen vermehrt auch junge Familien. Zudem steigt 
seit Jahren insgesamt der Bedarf  an Betreuungsplätzen, 
weshalb es gerade in der institutionellen Kindertagesbe-
treuung sehr viele bauliche Aktivitäten gibt. Zur Unter-
stützung der Kommunen bei der nachhaltigen Planung der 
Bildungsinfrastruktur – u. a. beim Erschließen von Neu-
baugebieten – sowie als Grundlage für eine datenbasier-
te Entscheidungsfindung wurde im Landkreis Mühldorf   
a. Inn in Kooperation von „Lernen vor Ort“ und dem Amt 
für Jugend und Familie unter intensiver Einbindung aller 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister das „Hildesheimer 
Bevölkerungsmodell“ zur Berechnung von Bevölkerungs-
prognosen eingeführt. Dadurch wird für den Landkreis 
und für jede kreisangehörige Kommune die Möglichkeit 
geschaffen, auf  Basis der örtlichen Einwohnermeldedaten 
langfristige sowie jährlich aktualisierbare Prognosen nach 
Altersjahren und Geschlecht zu berechnen. Durch die 
Berechnung verschiedener Szenarien werden auf  Grund-
lage von Geburtenzahlen und Wanderungsbewegungen 
perspektivisch örtliche Besonderheiten und regionale Ein-
flussfaktoren berücksichtigt. Mit dem Kita-Modul, einem 
Zusatztool des „Hildesheimer Bevölkerungsmodells“, 
können die Kommunen bei der Bedarfsplanung für Kin-
dertageseinrichtungen unterstützt werden, da es frühzeitig 
Hinweise zur Auslastung der Einrichtungen und somit zur 
Ressourcenplanung liefern kann. Die jährlich aktualisierten 
Bevölkerungsprognosen werden den Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeistern der kreisangehörigen Kommunen zur 
Verfügung gestellt. Die mit dem Kita-Modul berechneten 
Ergebnisse werden von der Jugendhilfeplanung und der 
Kita-Fachaufsicht mit den Kommunen diskutiert. Auch im 

Landratsamt dienen die landkreisübergreifenden Progno-
sen zukünftig den verschiedenen Fachbereichen für vor-
ausschauende Planungen.

Die Zukunft vorherzusagen ist stets mit Unsicherheiten 
verbunden. Bevölkerungsprognosen stellen jedoch ein 
wichtiges Hilfsmittel dar, um frühzeitig Entwicklungsli-
nien und Trends aufzuzeigen sowie einen Beitrag zur da-
tenbasierten Entscheidungsfindung und Planungssicher-
heit zu leisten. Bei der Übergabe der ersten Prognosen 
betont der damalige Landrat Georg Huber: „Das ‘Hildes-
heimer Bevölkerungsmodell’ ist ein wertvolles Instrument, 
um datenbasiert kommunalpolitische Entscheidungen zu 
unterstützen.“ So stellen auch zukünftig die mit dem „Hil-
desheimer Bevölkerungsmodell“ gewonnenen Daten eine 
wichtige Basis für kommende Entscheidungen dar.

Text: 
Carmen Legni, Christiane Deinlein
Team Bildungsmonitoring & Datenmanagement 
Landkreis Mühldorf  a. Inn

Weiterführende Informationen:

„Lernen vor Ort“ Landkreis Mühldorf  a. Inn
www.lernenvorort-muehldorf.de

https://www.lra-mue.de/regionalentwicklung/bildung.html


Anhand der Übertrittsquote lässt sich erkennen, zu welchem Anteil Schülerin-
nen und Schüler nach dem Besuch einer Grundschule1 an Mittelschulen, Real-
schulen oder Gymnasien wechseln. Der Übertritt von der Grundschule auf  
eine weiterführende Schule gilt als wichtige Weichenstellung in der Bildungs-
biografie. Die Übertrittsquote gibt daher, insbesondere im Zeitreihenvergleich, 
interessante Aufschlüsse über Zugangswege und spätere Bildungschancen. Sie 
wird vom bayerischen Landesamt für Statistik auf  Ebene der Landkreise und 
kreisfreien Städte ausgegeben, nicht aber für einzelne Schulstandorte.
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Weiterführende Informationen 
Eine hohe Übertrittsquote auf  das Gymnasium 
sagt noch nichts über den späteren Schulerfolg 
und die tatsächlichen Schulabschlüsse eines Jahr-
gangs aus. Vor Ort kann die Kommune daher in 
Erfahrung bringen, ob eine niedrige Quote an 
formalen und/oder an infrastrukturellen Faktoren 
hängt. Ein kleinräumiger Blick auf  Stadtteile, kreis-
angehörige Kommunen und quartiersbezogene 
Einrichtungen kann sichtbar machen, ob soziale 
Brennpunkte vorliegen, welche Förderangebote es 
gibt und welcher Förderbedarf  noch besteht. Auch 
ein überregionaler Blick kann lohnend sein. So 
gibt es vielleicht in den umliegenden Kreisen und 
kreisfreien Städten ausreichend Schulangebote, zu 
denen Schülerinnen und Schüler pendeln können.

Der Bildungsbereich der schulischen Bildung umfasst den 
Primarbereich (Grundschule) und den Sekundarbereich 
(allgemeinbildende Schulen und berufliche Schulen). Der 
Sekundarbereich des bayerischen Schulsystems ist nach 
dem Übertritt von der Grundschule bestimmt durch die 
Dreigliedrigkeit von Mittelschule, Realschule und Gym-
nasium. Mit dem Übergang von der vierjährigen Grund-
schule in Schulen des Sekundarbereichs bestimmen „Ins-
titutionelle Leistungsanforderungen“2 und der Elternwille 
den weiteren Bildungsweg und damit verknüpfte Schul-
abschlüsse. Diese Verknüpfung führt oftmals zu einge-
schränkten und sich reproduzierenden Bildungschancen, 
z.B. da Eltern, die selbst eine gymnasiale Bildung hatten, 
dies auch bei ihren Kindern eher fördern.3 Dies geht häu-
fig mit einer entsprechenden Übertrittsempfehlung durch 
die Lehrkraft einher. Im dreigliedrigen Schulsystem Bay-
erns sind Wechsel zwischen Schularten durchaus möglich, 
aber mit spezifischen Hürden, wie Klassenwiederholun-
gen und weiteren Übergängen, verbunden.4

Übertrittsquoten sind in Bayern regional sehr unterschied-
lich. Schülerinnen und Schüler mit nichtdeutscher Staats-
angehörigkeit treten sehr viel seltener an Gymnasien über 
und gehen häufiger auf  Mittelschulen.5

In kreisfreien Städten zeigen sich deutlich höhere 
Übertritte auf  das Gymnasium als in Landkreisen 
(siehe Karte). Aufgrund solcher Befunde entschei-
den sich viele Kommunen im Sinne einer besseren 
Chancengleichheit für unterstützende Maßnahmen.

Kommunen beeinflussen das Schulangebot vor Ort und 
damit Zugänge zu Bildungsorten und spätere Bildungs-
wege. Auch die Bildungschancen am Übergang vom Pri-
mar- in den Sekundarbereich gestalten die Kommunen 
maßgeblich mit. Über verschiedene Ansätze des daten-
basierten kommunalen Bildungsmanagements (DKBM) 
können Maßnahmen verfolgt werden, um Bildungser-
folg und soziale Herkunft zu entkoppeln. Der Indikator 
„Übertrittsquote“ gibt dabei Hinweise auf  Lücken im 
Schulangebot und Anhaltspunkte für die Begleitung von 
Bildungsübergängen.

Prinzipiell gibt es in der schulischen Bildung die Möglich-
keit, zwischen Schularten zu wechseln. Dies setzt aber 
eine hohe Eigenmotivation und Information voraus. Eine 
Schullaufbahnberatung vor Ort bietet Transparenz im oft 
unübersichtlich wirkenden bayerischen Schulsystem. Auf-
suchende Elternberatung an Grundschulen ermöglicht 
gezielte Information noch vor dem Übertritt. 

Das DKBM fördert die Vernetzung der Bildungs-
akteure vor Ort und unterstützt die Informations-
weitergabe von einer Schulform zur nächsten eben-
so wie die Integration begleitender, nichtformaler 
Bildungsangebote. 

Auch die räumliche Verteilung von Schulangeboten be-
einflusst die Wahl der weiterführenden Schule. Als Sach-
aufwandsträgerin kann die Kommune über Schulbau-
programme die räumliche Erreichbarkeit zu Schulen 
verbessern. Auch durch die gezielte Förderung von spezi-
fischen Bildungseinrichtungen kann, je nach Bedarfslage, 
Chancengleichheit beim und auch nach dem Übergang 
erhöht werden (vgl. Praxisbeispiel der Landeshauptstadt 
München auf  Seite 14).

Ausgangslage und Aktivitäten 
bayerischer Kommunen

Chancen und Möglichkeiten 
kommunaler Bildungssteuerung

SCHULISCHE BILDUNG

1 ausgenommen sind Förderzentren und Freie Waldorfschulen
2 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016)
3 Hillmert (2012)
4 Bellenberg (2012)
5 Lokhande (2016)
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Die Landeshauptstadt München begreift sich als Bil-
dungsstadt. Über 15 000 Beschäftigte im städtischen 
Referat für Bildung und Sport arbeiten täglich dar-
an, Bildung in München gerecht, zukunftssichernd, 
großstadtorientiert und weltoffen zu gestalten.

Abhängigkeit des Bildungserfolgs 
von der sozialen Herkunft

Ungeachtet einer im bayernweiten Vergleich relativ 
hohen durchschnittlichen Übertrittsquote ans Gym-
nasium (vgl. Abbildung auf  Seite 12) wird der Bil-
dungserfolg auch in München maßgeblich durch die 
soziale Herkunft bestimmt. Dies war die zentrale Er-
kenntnis des ersten Münchner Bildungsberichts, der 
2006 veröffentlicht wurde. Die Übertritte aus der  
4. Jahrgangsstufe auf  weiterführende Schulen sowie damit 
verbundene soziale Ungleichheiten und regionale Unter-
schiede im Stadtgebiet wurden bereits im ersten kommu-
nalen Bildungsbericht genauer analysiert. Die Einteilung 
des Stadtgebiets erfolgte nach Grundschulsprengeln, d. h. 
nach dem festgeschriebenen Einzugsgebiet der Grund-
schulen. Es zeigten sich deutliche Zusammenhänge zwi-
schen Kaufkraftindex, dem Anteil der ausländischen Be-
völkerung sowie dem Anteil der Haushalte mit (Fach-)
Hochschulreife und den Übertrittsquoten ans Gymna-
sium. Diese Faktoren fanden bei der Entwicklung des 
Münchner Sozialindex für Grundschulsprengel Berück-
sichtigung. Zwischen dem Sozialindexwert einer Grund-
schule und der Übertrittsquote ans Gymnasium besteht 
ein nahezu linearer Zusammenhang.

Bedarfsorientierte Budgetierung im Schulbereich

Im Münchner Stadtrat folgte die politische Diskussion 
über die Frage, welche Konsequenzen aus dem Bildungs-
bericht für eine moderne Bildungssteuerung zu ziehen 
sind: Eine bedarfsorientierte Zuweisung von Ressourcen 
unter Berücksichtigung der Ergebnisse des Bildungsmo-
nitorings erwies sich fraktionsübergreifend als trag- und 
konsensfähige Vorgehensweise. Ziel der Münchner Bil-
dungsanstrengungen ist, insbesondere durch die stärkere 
Förderung von Schulen mit hohen Belastungsfaktoren 
mehr Bildungsgerechtigkeit zu erreichen. Dieser Auftrag 
schließt implizit den Aufbau einer wirkungsorientierten 
Bildungssteuerung ein. Denn letztlich muss die Frage be-
antwortet werden, ob eine nach Belastungslage differen-
zierte Ressourcenzuweisung chancengerechtere schuli-
sche Bildungsverläufe ermöglicht.

Die Landeshauptstadt München ist nicht nur Trägerin des 
Schulaufwands für derzeit 224 staatliche Schulen, sondern 
unterhält auch 124 städtische Schulen in kommunaler Trä-
gerschaft, da der Freistaat Bayern es Kommunen ermög-
licht, eigene weiterführende oder auch berufliche Schulen 
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einzurichten und zu betreiben. In den kommunalen Schu-
len sind städtische Lehrkräfte beschäftigt. Speziell auf  
den Ausgleich von Bildungsungleichheiten zugeschnittene 
Fördermaßnahmen sind die Bedarfsorientierte Budgetie-
rung für kommunale Schulen und der Erweiterte Sach-
aufwand für staatliche Schulen, welche die Landeshaupt-
stadt München als freiwillige Leistungen implementiert 
hat. Flankiert werden diese Fördermaßnahmen durch den 
Ausbau von Ganztagsangeboten und das Münchner Lern-
hauskonzept, das bei Schulhausneubauten umzusetzen ist.
Beim Lernhauskonzept handelt es sich um ein innovatives 
und zukunftsfähiges Raumkonzept, das die notwendigen 
Voraussetzungen für den rhythmisierten Ganztag und für 
Inklusion schafft und darüber hinaus die Umsetzung zeit-
gemäßer Unterrichtskonzepte erleichtert.

Über die Bedarfsorientierte Budgetierung erhalten kom-
munale Schulen entsprechend ihrer Belastung zusätzliche 
Lehrerwochenstunden, um Unterrichtsangebote stärker 
zu individualisieren (z. B. durch Klassenteilungen oder 
Teamteaching) oder bildungsbenachteiligten Schülerin-
nen und Schülern durch speziell fortgebildete Lehrkräfte 
Lerncoachings anbieten zu können. Um die Flexibilität 
vor Ort zu erhöhen, können die Schulen die zusätzlichen 
Lehrerwochenstunden teilweise in Finanzmittel umwan-
deln, um z. B. Sozialpädagoginnen und -pädagogen oder 
andere externe Fachkräfte an die Schulen zu holen.

Erweiterter Sachaufwand

Ausgehend vom Indikator Übertrittsquote wird der Er-
weiterte Sach aufwand für Grundschulen mit hohen Be-
lastungsfaktoren detaillierter vorgestellt. Der Erweiterte 
Sachaufwand wurde bewusst mit Finanzierungsmöglich-
keiten ausgestattet, die über den grundlegenden Sach-
aufwand hinausgehen. Hier wurde seitens der Schulen 
besonderer Unterstützungsbedarf  artikuliert. Gefördert 
werden in erster Linie unterrichtsergänzende Projekte für 
die Schülerinnen und Schüler, aber auch Projekte zur Un-
terstützung der Elternarbeit bzw. fachliche Impulse zum 
Umgang mit Bildungsungleichheiten für Lehrkräfte und 
pädagogisches Personal an den Schulen. Der Mittelabruf  
erfolgt nach Antragstellung der Schule. Neben Grund-
schulen sind auch Mittelschulen für den Erweiterten Sach-
aufwand antragsberechtigt.

In enger Anlehnung an den Münchner Bildungsbericht 
können die 54 Grundschulen in den beiden untersten So-
zialindexquintilen, sprich zwei Fünftel der Grundschulen, 
einen Förderantrag einreichen (vgl. Abbildung auf  Seite 
15). Um den engen Zusammenhang zwischen Sozialin-
dex und Übertritt ans Gymnasium nochmals zu verdeut-
lichen: Unter den 54 Grundschulen mit den niedrigsten 
Übertrittsquoten befinden sich 41, die aufgrund ihres So-
zialindexwertes für den Erweiterten Sachaufwand antrags-
berechtigt sind. Die Inanspruchnahme ist sehr hoch: Für 
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Chancengerechte schulische Bildungsverläufe ermöglichen
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das aktuelle Haushaltsjahr 2020 lagen beispielsweise 50 
Förderanträge von Grundschulen vor. Je nach Bedarfslage 
der Schulen werden Projekte zur Sprachförderung, sozia-
le Projekte, Projekte zur kulturellen Bildung, Projekte mit 
Gesundheitsbezug und vieles mehr gefördert. Wichtig ist, 
dass die Projekte einen konkreten Bedarf  an der Schule 
aufgreifen und die Zielsetzung verfolgen, aufgrund von 
Bildungsbenachteiligungen vorhandene Defizite zu kom-
pensieren. Die Projekte sollten eng mit dem Unterricht 
bzw. dem Schulprofil verzahnt sein, um eine nachhaltige 
Verankerung an der Schule sicherzustellen. Über den Er-
weiterten Sachaufwand können in der Regel Projektkosten 
in Höhe von 1 500 bis 2 500 Euro getragen werden. Bei 
teureren Projekten sind Kofinanzierungen durch andere 
Partner notwendig.

Auch deshalb wurde bei der Implementierung des Erwei-
terten Sachaufwands ein Schwerpunkt auf  den referate-
übergreifenden Austausch und die Vernetzung der städti-
schen Akteure gelegt. Die Münchner BildungsLokale, die 
in Stadtquartieren eingerichtet wurden, in denen sich Bil-
dungsbenachteiligungen häufen, sind mit ihrem Angebot 
eines quartiersbezogenen Bildungsmanagements wichtige 
Partner bei der Umsetzung vor Ort. Sie bieten Beratung 
und Begleitung sowie Austauschrunden für die Schulen 
an. Aus ihrem Quartiersbudget können sie bei Bedarf  zu-
sätzliche Finanzmittel bereitstellen, um größere Projekte 
zu ermöglichen, die allein aus dem Erweiterten Sachauf-
wand nicht realisierbar wären. Auf  diese Weise wird für 
die Schulen in mehrfacher Hinsicht ein Mehrwert geschaf-
fen. In den referatsübergreifenden Austausch sind auch 
das städtische Kulturreferat, das z. B. über einen eigenen 
Fördertopf  Kulturelle Bildung verfügt, das Sozialreferat 
und das Referat für Gesundheit und Umwelt einbezogen.

Rolle des Kommunalen Bildungsmanagements

Das Kommunale Bildungsmanagement der Landeshaupt-
stadt München steuert die freiwilligen Leistungen für 
mehr Bildungsgerechtigkeit wirkungsorientiert entlang 
verschiedener Prozessschritte. Dies beginnt mit der Ver-
teilung der Fördermittel nach transparenten Kriterien und 
reicht bis zu einem kontinuierlichen Monitoring der Um-

setzung und perspektivisch auch der Wirkungen. Wichtig 
ist zudem der Austausch mit der staatlichen Schulaufsicht 
im Rahmen der Begleitkommission zur Bedarfsorientier-
ten Budgetierung, über den die staatlich-kommunale Ver-
antwortungsgemeinschaft für eine chancengerechte schu-
lische Bildung gefestigt wird.

Text: 
Florian Bäuerle, Anita Henselmann 
Kommunales Bildungsmanagement,  
Landeshauptstadt München

Weiterführende Informationen:

Bedarfsorientierte Budgetierung im Schulbereich:
www.pi-muenchen.de/bedarfsorientierte-budgetierung 

Münchner Bildungsmonitoring:
www.pi-muenchen.de/bildungsmonitoring
  

Münchner Grundschulsprengel nach Sozialindex 2018

Schulbeispiel
Die Grundschule an der Helmholtzstraße liegt 
zentral in einem städtischen Neubaugebiet, das 
auf  einem ehemaligen Bahngelände entstan-
den ist, und wird von ca. 200 Schülerinnen und 
Schülern besucht. An der Schule befindet sich ein 
städtisches Tagesheim. Für ihr Engagement, die 
Schülerinnen und Schüler über das Unterrichts-
angebot hinaus zu fördern, wurde die Schule 
2017 von der Jury des Münchner Schulpreises 
ausgezeichnet. Die Grundschule liegt im unters-
ten Sozialindexquintil, erreicht jedoch eine Über-
trittsquote ans Gymnasium, die um einige Pro-
zentpunkte höher liegt als der Sozialindexwert 
der Schule es erwarten lässt. Über den Erweiter-
ten Sachaufwand wurde zuletzt eine Projektwo-
che Trommeln für alle Schülerinnen und Schüler 
finanziert. Höhepunkt bildete die Aufführung 
eines Trommelmusicals vor den eingeladenen El-
tern und Geschwistern.

Siehe dazu auch den Trailer zum Trommelmusical 
„BANTAMBA“ an der Grundschule Helmholtzstraße 
auf  YouTube.com: 
www.youtube.com/watch?v=zMCxfTDhkOk 

Das Thema „Freundschaft und Helfen“, das be-
reits im Trommelprojekt im Zentrum stand, wird 
im laufenden Schuljahr über die aktuelle Projekt-
förderung in Form eines Tanztheaters erneut 
aufgegriffen und die sozialen Kompetenzen der 
Schülerinnen und Schüler weiter gestärkt.

https://www.pi-muenchen.de/profil/wir-ueber-uns/stabsstelle-kommunales-bildungsmanagement/bedarfsorientierte-budgetierung-im-schulbereich/
https://www.pi-muenchen.de/profil/wir-ueber-uns/stabsstelle-kommunales-bildungsmanagement/kommunales-bildungsmonitoring/
https://www.youtube.com/watch?v=zMCxfTDhkOk


Die Karte zeigt den Anteil der Grundschülerinnen und -schüler in Bayern, die 
im Schuljahr 2018/19 an gebundenen oder offenen Ganztagsangeboten teil-
genommen haben. Ihr Anteil ist nicht mit dem tatsächlichen Bedarf  in einer 
Kommune gleichzusetzen.

In gebundenen Ganztagsschulen haben die Schülerinnen und Schüler im Klas-
senverband an mindestens vier Nachmittagen verbindlich Unterricht. 
Die offene Ganztagsschule ist ein freiwilliges schulisches Angebot, das meist 
jahrgangsübergreifend organisiert wird.1  Zusätzlich zur gebundenen Ganz-
tagsschule bieten Grundschulen eine Mittagsbetreuung an, die konzeptionell 
vom Unterricht losgelöst ist.2 Zahlen zur Mittagsbetreuung werden in der Kar-
te nicht berücksichtigt.

Gezielte Förderung am Nachmittag
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Weiterführende Informationen 
Der Ausbau von Ganztagsangeboten ist von ver-
schiedenen Faktoren abhängig, durch deren Zu-
sammenwirken es zu regionalen Unterschieden 
kommen kann. Zum Beispiel besteht, insbeson-
dere im Grundschulbereich, in dem der Betreu-
ungsaspekt noch eine wichtigere Rolle hat, ein 
enger Zusammenhang mit der Siedlungsstruktur 
einer Region, dem regionalen Arbeitsmarkt oder 
der Frauenerwerbstätigkeit.

Der Ausbau von Ganztagsangeboten in Deutschland 
wird, nicht zuletzt seit den Ergebnissen der PISA-Studie 
im Jahr 2001, als wichtige gesellschaftliche Aufgabe ver-
standen. Diesen Ausbau bedarfsgerecht und in angemes-
sener Qualität vorzunehmen, ist nach wie vor eine gro-
ße Herausforderung. Insbesondere angesichts steigender 
Teilnehmerzahlen: Im Schuljahr 2017/18 nahmen rund  
22 Prozent der Schülerinnen und Schüler in Bayern an 
allgemeinbildenden Schulen an Ganztagsangeboten teil, 
2013 waren es noch rund 14 Prozent. In den Grund-
schulen liegt der Anteil 2017 bei rund 24 Prozent.3 Hinzu 
kommt, dass ab 2025 deutschlandweit ein Rechtsanspruch 
auf  eine Ganztagsbetreuung im Grundschulalter bestehen 
wird. Wie dieser Rechtsanspruch umgesetzt werden kann, 
wird in vielen bayerischen Kommunen bereits erprobt.

Die Organisation der Ganztagsangebote liegt in der Ver-
antwortung der Schulen. Den Kommunen als Sachauf-
wandsträgerinnen obliegt die Organisation der Schulinfra-
struktur, zum Beispiel durch Bereitstellung geeigneter 
Räume in ausreichender Zahl und Größe.4

Für die bayerischen Landkreise und kreisfreien 
Städte ist der Ganztag längst kommunale Gestal-
tungsaufgabe. Sie kümmern sich nicht nur um die 
Schulinfrastruktur, sondern haben erkannt, dass 
qualitativ hochwertige Ganztagsangebote einen 
wichtigen Beitrag zur Verbesserung von Bildungs-
chancen leisten können.

Auch lassen sich mittels gezielter inhaltlicher Schwer-
punktsetzungen politische Akzente setzen, zum Beispiel 
in der kulturellen Bildung oder im MINT-Bereich.

Der Nachmittagsunterricht soll insbesondere durch au-
ßerschulische Anbieter abgedeckt werden, die in den Be-
reichen Sport, Kunst, Musik und Jugendarbeit tätig sind.5  
Da die Organisation der Ganztagsangebote mit hohem 
Aufwand verbunden ist und den Schulen zudem häufig 
Kontakt oder Wissen zu möglichen Kooperationspart-
nerinnen und -partnern fehlen, werden viele Kommunen 
vermittelnd tätig. Sie stellen, etwa durch Bildungsbüros, 
den Kontakt zu Künstlerinnen und Künstlern, Organisa-
tionen und Vereinen her oder richten zu diesem Zweck 
Kultur- und Schulservices ein. Zudem werden sie über 
ihre eigenen Sport- und Jugendeinrichtungen, Bibliothe-
ken, Museen oder Musikschulen selbst zu Kooperations-
partnerinnen für ihre Schulen.

Die Teilnahme an Ganztagsangeboten kann sich auf  un-
terschiedliche Art und Weise positiv auf  die Entwicklung 
von Kindern auswirken und so den unmittelbaren Zusam-
menhang von sozialer Herkunft und Bildungsniveau auf-
lösen. Studien weisen auf  eine Verbesserung von Schul-
noten und eine Verringerung der Wahrscheinlichkeit von 
Klassenwiederholungen hin, ebenso auf  eine Erhöhung 
der Lernmotivation und Schulfreude oder der Förderung 
von sozialen und kognitiven Fähigkeiten.

Positive Effekte von Ganztagsangeboten treten auf, 
wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind: Die 
Qualität der Angebote muss gut sein und sie müs-
sen häufig genutzt werden. Zudem ist das Bezie-
hungsklima an den Schulen positiv zu gestalten.6

Grundschulen sind im Ganztag von besonderer Bedeu-
tung, da bei jüngeren Kindern der Betreuungsaspekt für 
die Familien eine wichtige Rolle spielt und deshalb ihre 
Teilnahme an den Ganztagsangeboten vergleichsweise 
hoch ist. 80 Prozent der Kinder mit voll erwerbstätigen 
Müttern nehmen an Ganztagsangeboten teil, bei teilzeit-
arbeitenden Müttern sind es 50 Prozent der Kinder. Alle 
sozialen Schichten werden so erreicht.7

Ganztagsschulen leisten einen Beitrag zur Vereinbarkeit 
von Beruf  und Familie und fördern die Frauenerwerbs-
tätigkeit. Wenn es um den bedarfsgerechten Ausbau von 
Ganztagsangeboten geht, spielen folglich auch die Wün-
sche und Bedarfe der Familien eine wichtige Rolle. Die 
Stadt Würzburg hat im Zuge ihres Schulentwicklungspro-
zesses insbesondere die Bedürfnisse von Eltern genauer 
unter die Lupe genommen (vgl. Praxisbeispiel Seite 18).

Ausgangslage und Aktivitäten 
bayerischer Kommunen

Chancen und Möglichkeiten 
kommunaler Bildungssteuerung
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1 Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus (2020a)
2 Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus (2020b)
3 Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder 
  in der Bundesrepublik Deutschland (2019)
4 Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus (2018)

5 Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus (2016)
6 StEG (2016)
7 Fischer (2011)
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„Würzburgs Schulen in Bewegung“ – unter diesem 
Titel wird in Würzburg seit dem Jahr 2014 an der kom-
munalen Schulentwicklungsplanung gearbeitet – und 
das nicht etwa hinter verschlossenen Rathaustüren. 

Um die Schullandschaft bedarfsgerecht und zukunftsori-
entiert gestalten zu können, wurde der Prozess bewusst 
partizipativ angelegt. Besonders geschätzt wird die Mei-
nung der eigentlichen Zielgruppe – nämlich der Schüle-
rinnen und Schüler. Diese, wie auch Pädagoginnen, Päda-
gogen, Eltern und Fachplanungsstellen aus dem Rathaus, 
definierten das Thema „nachmittägliche Bildungs- und 
Betreuungssituation“ von Schulkindern als ein bedeuten-
des Handlungsfeld für zukünftige Planungen und bearbei-
ten es seitdem Hand in Hand.

Betreuung in Würzburg – kurze Einführung 

Das Thema der nachschulischen Betreuung ist für Würz-
burg nicht neu. Seit dem Jahr 1990 beschäftigt es das So-
zialreferat und zwischen 1992 und 2004 den Fachbereich 
Schule im Kultur-, Schul- und Sportreferat. Mit bis zu 26 
Betreuungsgruppen an Grundschulen nahm die Stadt eine 
Vorreiterrolle in Bayern ein. Aufgrund der Haushaltssitu-
ation musste die kommunale Betreuung jedoch im Jahr 
2004 eingestellt werden. Seitdem bieten freie und kirch-
liche Träger sowie die Stadt Würzburg an allen allgemein-
bildenden Schulen unterschiedliche Formen der nach-
mittäglichen Betreuung an. An vielen Schulen können die 
Eltern zwischen mehreren Optionen wählen. Als Sachauf-
wandsträgerin zahlreicher Schulen ist die Stadt nunmehr 
vor allem für die Bereitstellung der Infrastruktur vor Ort 
verantwortlich. 

Schule am Nachmittag – vom Lern- zum Lebens-
raum – Bedarf  steigend

Das Kultur-, Schul- und Sportreferat und das Sozialreferat 
entschlossen sich ab dem Jahr 2014 gemeinsam dazu, die 
Betreuungssituation in Würzburg anhand zweier Untersu-
chungen genauer unter die Lupe zu nehmen. Damit woll-
ten die städtischen Stellen zum einen erste Stimmungs-
bilder mittels stichhaltiger Daten überprüfen und zum 
anderen in der Lage sein, bedarfsgerecht auf  die stetig 
steigende Nachfrage nach qualitativ hochwertigen und 
wohnortnahen Bildungs- und Betreuungsangeboten für 
Schulkinder reagieren zu können. 

Im Sinne einer Bedarfsplanung war das Hauptziel beider 
Erhebungen, verlässliche Informationen über die Ent-
wicklung des Betreuungsbedarfs in Würzburg zu gewin-
nen.
Das Kultur-, Schul- und Sportreferat wollte zusätzlich va-
lide Informationen darüber erhalten, welche Ansprüche 
Schulleitungen, Eltern und Kinder an die Betreuung ha-
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ben und wie zufrieden sie mit ihr sind. Gestellt wurden 
deshalb z.B. Fragen nach dem zeitlichen Umfang, der 
Qualität und Art der Betreuung sowie nach Bedarfen in 
den Ferien.

Überblick verschaffen – Ran an die Daten!

In den Schuljahren 2014/15 und 2015/16 wurden alle 
Würzburger Schulleitungen und, im Rahmen einer Voll-
erhebung, die Würzburger Eltern von Vorschulkindern 
und Kindern der 1., 3. und 5. Klassen zur „nachmittäg-
lichen Bildungs- und Betreuungssituation in Würzburg“ 
schriftlich befragt.

Die – trotz vierseitigem Fragebogen – beachtliche Rück-
laufquote von 66 Prozent bestätigte noch einmal, wie 
wichtig es war, sich des Themas anzunehmen.

Ergänzt wurden die Ergebnisse durch zwei weitere El-
ternbefragungen – dieses Mal im Rahmen der jährlichen 
Bedarfsplanungen zur Kinderbetreuungssituation unter 
Federführung des Sozialreferats in den Jahren 2018 und 
2019. Genauer in den Blick genommen wurde der kon-
krete Bedarf  an Ferienbetreuung nach Grundschulstand-
orten, da nur knapp 30 Prozent der nachmittäglichen 
Betreuungsangebote, nämlich die in Horten, eine Ferien-
betreuung bieten. Zur Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf  benötigen auch Eltern von Kindern, die nicht mehr in 
einer Kindertagessstätte betreut werden, Nachmittagsbe-
treuungsangebote, die Öffnungszeiten wie eine Kita bie-
ten und vor allem maximal 30 Tage im Jahr geschlossen 
sind.

Betreuung – verlässlich – flexibel – qualitätvoll

Die zentralen Erkenntnisse der Erhebungen waren:

• ein überdurchschnittlich hoher Betreuungsbedarf  für 
Kinder bis zur 6. Klasse, gerade auch in den Ferien,
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• große Herausforderungen für den Sachaufwandsträ-
ger, die Schulen für die nachschulische Betreuung zu 
ertüchtigen (vor allem im Grundschulbereich muss-
ten schnelle und individuelle Raumlösungen gefun-
den werden),

• hohe Ansprüche der Eltern in Bezug auf  Hausauf-
gabenbetreuung, individuelle Förderung der Kinder 
und Professionalität des pädagogischen Personals,

• ein gleichzeitiger Wunsch nach einer verlässlichen 
Betreuung bei größtmöglicher Flexibilität der Inan-
spruchnahme und dies bei möglichst geringen Kos-
ten.

Hausaufgaben für die Stadt Würzburg 

Ergebnisse der Befragungen und mögliche Maßnah-
men wurden in Abstimmung mit der Lenkungsgruppe 
Schulentwicklung, dem „Würzburger Schüler*innen-Tag 
(WÜST)“ und dem Bildungsbeirat sowie im Rahmen einer 
Bürgerwerkstatt öffentlich gemacht und diskutiert. 

Anschließend konnten Handlungsempfehlungen in die 
zuständigen politischen Gremien eingespeist und dort die 
schrittweise Umsetzung der Konzepte beschlossen wer-
den.

Neben vorausschauenden Planungen seitens des Fach-
bereichs Schule zur Sicherstellung der räumlichen Infra-
struktur an den Schulen lässt sich vor allem der Ausbau 
des schulischen Betreuungsangebots in den Ferien als 
prioritärer Handlungsauftrag aus beiden Untersuchungen 
ableiten. 

Um diese Situation konkret zu verbessern, konnten ab 
dem Schuljahr 2018/2019 in einem Pilotprojekt an zu-
nächst drei und ab dem Schuljahr 2019/2020 an zwei 

weiteren Grundschulen verlässliche 
Ferienbetreuungen angeboten werden. 
Auch zukünftig sollen Angebote und 
Nachfrage beobachtet und mit ver-
einten Kräften individuelle Lösungen 
für einzelne Schulstandorte gefunden 
werden.

Herausforderungen 
gemeinsam meistern

Da im Rahmen der Befragungen ne-
ben konkreten Betreuungsbedarfen 
auch das deutliche Interesse sowohl 
der Eltern wie auch der Kinder an 
möglichst individueller Förderung im 
Rahmen der Betreuung formuliert 
wurde, bemüht sich die Stadt zukünf-
tig noch intensiver um den Austausch 
und die Kooperation mit den Anbie-
tern der Betreuung. 

Die Stadt sieht sich als aktive Netz-
werkpartnerin und Ermöglicherin von 
Bildungsformaten und will die Zusam-

menarbeit mit außerschulischen Kooperationspartnerin-
nen und -partnern aus den Bereichen Sport, kulturelle 
Bildung und Wissenschaftsförderung erleichtern und da-
durch die Angebotsvielfalt vor Ort erhöhen. 

Bereits jetzt werden eigene Bildungsformate der Stadt 
begeistert von Betreuungsgruppen am Nachmittag ange-
nommen. Neue Strukturfördermaßnahmen mit dem Ziel, 
mehr Kooperationen zu ermöglichen, sind in Planung. 

Beispielsweise schreibt die Stadt im Jahr 2020 einen Wett-
bewerb zur Förderung von Maßnahmen zur kulturellen 
Bildung an Schulen aus, der nicht nur Lust auf  ein noch 
breiteres Angebotsspektrum in der nachschulischen Be-
treuung machen wird, sondern auch das nötige Kleingeld 
und die passenden Kontakte für Kooperationen beisteu-
ert. 
Parallel dazu laufen Planungen zwischen dem Bildungs-
büro und dem Didaktikzentrum M!NT der Universität 
Würzburg, zukünftig verstärkt niederschwellige Formate 
der MINT-Bildung in der nachmittäglichen Betreuung an-
zubieten. Die Idee dahinter ist der Versuch, den Besuch 
eines MINT-Angebots am Nachmittag genauso selbstver-
ständlich für Jugendliche zu machen, wie das Training in 
einem Sportverein...

…auf  dass sich Schule noch weiter vom Lernort zum Le-
bensort der Schülerinnen und Schüler entwickeln kann.

Text: 
Bildungsbüro und Fachabteilung Kinder-, Jugend- 
und Familienarbeit der Stadt Würzburg

Weiterführende Informationen:

Strategische Schulentwicklung https://www.wuerzburg.de/
themen/kultur-bildung-kulturangebot/index.html
 

https://www.wuerzburg.de/themen/kultur-bildung-kulturangebot/schulverwaltung/schulentwicklung/index.html
https://www.wuerzburg.de/themen/kultur-bildung-kulturangebot/schulverwaltung/schulentwicklung/index.html


Die Karte zeigt die Schulabbrecherquote im Jahr 2017, also den Anteil der 
Schulabgängerinnen und Schulabgänger an allgemeinbildenden Schulen, die 
ihre Pflichtschulzeit ohne mindestens einen Mittelschulabschluss beendet 
haben.1 Zu den allgemeinbildenden Schulen zählen Grundschulen, Mittel-
schulen, Realschulen und Gymnasien sowie integrierte Gesamtschulen, freie 
Waldorfschulen und auch Förderschulen. An Förderschulen ist die Zahl der 
Schulabgängerinnen und Schulabgänger besonders hoch.

An Übergängen Brücken bauen
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Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung

20

Praxisbeispiel 
aus der 

Stadt Fürth 
auf Seite 22

Praxisbeispiel 
aus der 

Stadt Heilbronn 
auf Seite 24



Weiterführende Informationen 
Die Schulabbrecherquote ist von verschiedenen 
Faktoren abhängig. Regionale Unterschiede lassen 
sich unter anderem mit den Einzugsbereichen der 
Schulen oder der Zahl der pendelnden Schülerin-
nen und Schüler erklären.6 Neben dem Anteil der 
Schülerinnen und Schüler ohne Abschluss gibt es 
viele weitere Indikatoren, die das Geschehen am 
Übergang Schule-Beruf  abbilden können. Hierzu 
zählen Analysen zum Schulabsentismus, zur In-
anspruchnahme verschiedener Unterstützungs-
angebote bei der Ausbildungssuche oder die Be-
trachtung von Vertragsauflösungsquoten.

Bundesweite Förderprogramme und Initiativen bemühen 
sich seit vielen Jahren um eine Strukturierung und Op-
timierung am Übergang Schule-Beruf. Unter dem Motto 
„Keiner darf  verloren gehen“ oder „Kein Abschluss ohne 
Anschluss“ werden für die Fachkräfte von morgen die 
bestmöglichen Voraussetzungen für einen erfolgreichen 
Übergang von der Schule in die Ausbildung geschaffen. 

Die Vielzahl der Akteure sowie die unterschiedlichen, 
gesetzlich geregelten Zuständigkeiten machen eine Ko-
ordination des Übergangsgeschehens unumgänglich: Die 
Schulen sind für die Förderung leistungsschwacher Kin-
der zuständig. Das Jugendamt kümmert sich, im Rahmen 
der Jugendhilfe, um die soziale und berufliche Förderung 
benachteiligter Jugendlicher. Die Aufgabe der Agentur 
für Arbeit umfasst die Integration in Ausbildung und Ar-
beit.2  Hinzu kommt eine Vielzahl von Bildungsakteuren, 
die insbesondere im Bereich der individuellen Förderung 
arbeiten. 

Im Fokus der bayerischen Kommunen steht daher 
die Verbesserung der Kooperation der Bildungsak-
teure, durch eine strategische Strukturierung und 
systematische Koordination des Übergangsgesche-
hens. 

Die Kommunen fördern zum Beispiel die rechtskreis-
übergreifende Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe und 
Agentur für Arbeit mit Hilfe der Gründung von Jugend-
berufsagenturen. Das sind Einrichtungen, die in einem 
engen Zusammenspiel mit Schulen, Ausbildungsbetrieben 
oder den Jugendmigrationsdiensten eine „Betreuung aus 
einer Hand“ ermöglichen.3

Trotz aller Förderprogramme zeichnet die abgebildete 
Karte ein sehr heterogenes Bild der bayerischen Kom-
munen. Sie macht deutlich, dass ein individuelles Handeln 
und regionale Schwerpunktsetzungen nötig sind, um am 
Übergang Schule-Beruf  Chancengleichheit zu ermögli-
chen. Das ist insbesondere wichtig, weil die Zuwanderung 
der letzten Jahre die Zahl der Jugendlichen ohne Abschluss 
hat ansteigen lassen. Grund sind mangelnde Sprachkennt-
nisse oder fehlende schulische Vorbildung der zugewan-
derten Jugendlichen, denen oft das deutsche Schulsystem 
nur schwer zugänglich ist.4 Die Zuwanderung ist also eine 
große Herausforderung, aber zugleich, insbesondere im 
Hinblick auf  den bestehenden Fachkräftemangel, eine 
große Chance, der sich viele bayerische Kommunen be-
reits stellen.

Der Übergang von der Schule in den Beruf  bringt für 
Jugendliche viele Veränderungen und Herausforderun-
gen mit sich, die es zu bewältigen gilt. Insbesondere an 
den heiklen Momenten der Bildungsbiografie, wie sie 
Bildungsübergänge grundsätzlich darstellen, haben die 
individuellen, sozioökonomischen Voraussetzungen der 
Jugendlichen einen großen Einfluss. Bildungsungleichheit 
wird dann besonders deutlich.5

Mittels einer kombinierten Herangehensweise aus 
strukturbildenden Maßnahmen und der Förderung 
von individuellen Unterstützungsmaßnahmen er-
zielen Kommunen positive Effekte für Jugendliche 
und ermöglichen Chancengleichheit.

Präventionsarbeit zur Vermeidung von Schulverweigerung 
und Schulabbruch ist eins der möglichen Handlungsfel-
der für Kommunen. In der Stadt Fürth wurde hierzu ein 
Gemeinschaftsprojekt von Schulamt und Jugendhilfe ins 
Leben gerufen. Die Stadt Heilbronn setzt an einem ande-
ren Handlungsfeld an und arbeitet an der Qualifizierung 
von Jugendlichen: Seit 2015 gibt es dort den Ausbildungs-
gang „Duale Ausbildungsvorbereitung“, der den direkten 
Übergang von der Schule in eine Ausbildung erleichtern 
und auf  eine Berufsausbildung vorbereiten soll (vgl. Pra-
xisbeispiel der Stadt Fürth auf  Seite 22 und Praxisbeispiel 
der Stadt Heilbronn auf  Seite 24).

Ein kommunales Bildungsmanagement fungiert am Über-
gang Schule-Beruf  als koordinierende Instanz und bringt 
den Aufbau lokaler Abstimmungsstrukturen voran. In 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft lassen sich am regio-
nalen Arbeitsmarkt mit Hilfe von Schwerpunktsetzungen 
Impulse geben. Zum Beispiel um eine Passung zwischen 
den Anforderungen der Betriebe und den Voraussetzun-
gen der Absolventinnen und Absolventen anzustreben 
oder dem Wegfall von Ausbildungsberufen in einer Re-
gion entgegenzuwirken.

Ausgangslage und Aktivitäten 
bayerischer Kommunen

Chancen und Möglichkeiten 
kommunaler Bildungssteuerung

ÜBERGANG SCHULE - BERUF

1  Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (2019)
2  Sozialgesetzbuch (SGB) II, III und VIII 
3  Bundesagentur für Arbeit (2020) 
4  Deutscher Caritasverband e.V. (2019)
5  Pool Maag (2016)
6  Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (2020) 
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Kooperationen zwischen Schulen und Jugendhilfe 
sind eigentlich eine Selbstverständlichkeit. In der 
Praxis zeigt sich jedoch, dass die Akteure mitun-
ter zwischen ihren originären Verpflichtungen und 
stressigem Alltag nicht daran denken. Im folgenden 
Beispiel konnte das Bildungsbüro der Stadt Fürth 
ein neuartiges Kooperationsprojekt initiieren. 

Strategien zur Steigerung der 
Übergänge in Ausbildung

Das Projekt „L.I.F.T. – Lernen, Interesse, Förderung, Teil-
habe“ entstand über einen Umweg, ausgehend vom Re-
gionalen Übergangsmanagement (RÜM) der Stadt Fürth. 
Das ebenfalls im Bildungsbüro angesiedelte RÜM grün-
dete 2017 eine Netzwerkgruppe, die sich grundsätzliche 
Gedanken zur scheinbar immer weiter zurückgehenden 
Ausbildungseignung und -neigung der Mittelschülerinnen 
und Mittelschüler machen sollte. Im RÜM bestehen seit 
vielen Jahren normative Ziele und Strategien, darunter 
die Steigerung der Übergänge in Ausbildung. Die Gruppe 
bestand aus Schulleitungen, Beratungslehrkräften, einem 
Vertreter des Staatlichen Schulamts, Vertretern des Ju-
gendamts (darunter der Jugendsozialarbeit an Schulen) so-
wie dem Bildungsbüro. Dem Gedanken einer präventiven 
Pädagogik konsequent folgend zeigte sich, dass erfolgver-
sprechende Interventionen bereits in der Unterstufe ein-
setzen müssen. Somit hatte das Vorhaben die Sphären des 
Übergangs Schule-Beruf  verlassen, fügte sich aber immer 
noch in die strategischen Ziele des kommunalen Bildungs-
managements, nämlich dem Abbau von (Bildungs-)Be-
nachteiligungen bzw. der Erhöhung von Chancengleich-
heit und Teilhabegerechtigkeit.

ÜBERGANG SCHULE - BERUF

Daten und Diskussionen empfehlen 
frühzeitige Intervention

Ausgang der Problembeschreibung waren, wie so oft, 
zahlreiche mündliche Aussagen von Lehrkräften und an-
deren Fachleuten am Übergang Schule-Beruf, dass die 
berufliche Integration von Mittelschülerinnen und Mittel-
schülern zur immer größeren Herausforderung werde, vor 
allem was die Übergänge in duale Berufsausbildungen be-
trifft. Dies stellte auch das Bildungsbüro fest, das zu die-
sem Zeitpunkt selbst operativ in diesem Handlungsfeld tä-
tig war. Das RÜM bzw. Bildungsbüro legt seit 2008 einen 
Bericht zur beruflichen Integration der Mittelschülerinnen 
und Mittelschüler vor. In der Abgangsstatistik der Schulen 
wurde im Zeitverlauf  deutlich, dass sich die Übergänge 
in duale Ausbildung trotz extrem starker Konjunktur und 
immer akuterem Fachkräftemangel nicht verbesserten 
und seit 2016 sogar stark rückläufig waren. Gleichzeitig 
stieg die Zahl derjenigen, die in das sogenannte Über-
gangssystem münden, 2017 erstmals wieder an. Die Zahl 
der Klassenwiederholungen nach der 9. Klasse stieg seit 
2008 kontinuierlich an. 

Es wurde die These aufgestellt, dass sich ein Scheitern 
von Jugendlichen bei der beruflichen Integration bereits 
in der Unterstufe (womöglich schon in der Grundschu-
le) abzeichnet. Bis zum Ende der Schulpflicht haben sich 
unvorteilhafte Verhaltensweisen oftmals so manifestiert, 
dass kaum noch etwas zu ändern ist. Gestützt werden 
konnte die These unter anderem durch Daten des Jugend-
ärztlichen Diensts der Stadt Fürth zum Schulabsentismus. 
Demnach war die Zahl der Schülerinnen und Schüler mit 
schulärztlicher Attestpflicht in den letzten Jahren stark 
angestiegen, ebenso die Zahl der Vorstellungen beim 
Jugendärztlichen Dienst und die Zahl der Kontakte pro 
Schülerin bzw. Schüler. 

Als mögliche Strategie wurde in Folge dieser Daten und 
eingehender Diskussionen festgelegt, dass eine frühzeitige 
und zielgerichtete Intervention schon in der Unterstufe 
bei auffälligen Formen der Schulverweigerung (sei sie ak-
tiv oder passiv) erfolgen müsste, um eine spätere beruf-
liche Integration nicht zu gefährden. 
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Stadt Fürth
„L.I.F.T.“ - Kooperation zwischen Schule und Jugendhilfe
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Entscheidung für Maßnahmen 
nach Augsburger Vorbild

Entscheidungsprozesse liefen auf  vielen Ebenen. Zu-
nächst wurde nach Best-Practice-Beispielen gesucht, die 
einen Ansatz, wie von der Netzwerkgruppe vorgesehen, 
bereits umsetzen. Nachdem ein solches in Augsburg ge-
funden wurde, stellten die dortigen Verantwortlichen ihr 
Konzept der Netzwerkgruppe vor. Basis war eine Ko-
operation von Schule und Jugendhilfe, wobei beide Seiten 
etwa gleich viel Ressourcen einbrachten. Die Intervention 
erfolgt mit einem Mix aus Methoden der beiden Partner 
(bspw. Förderunterricht und Freizeitpädagogik). 

Nachdem eine Übertragbarkeit des Konzepts auf  die Stadt 
Fürth als möglich erachtet wurde, gaben sowohl das Staat-
liche Schulamt als auch das Jugendamt Stellungnahmen 
ab, ob ein solches Projekt realisierbar bzw. finanzierbar 
wäre. Die Schulseite stellte in Aussicht, eine Vollzeit-Lehr-
kraft für eine Modellphase zur Verfügung zu stellen. Das 
Jugendamt konnte den Part der Jugendhilfe (eine sozial-
päd. Vollzeitkraft) nicht aus dem Budget finanzieren, er-
klärte sich aber bereit, die Pläne dem Jugendhilfeausschuss 
vorzustellen und zusätzliche Mittel aus dem städtischen 
Haushalt zu beantragen. Im Rahmen der „Planungsgrup-
pe Bildung“, einem Spitzengespräch zwischen dem Refe-
rat für Schule, Bildung, Sport und dem Referat Jugend, 
Soziales, Kultur, wurde die Unterstützung der beiden Re-
ferate abgesichert. 

Das Bildungsbüro war maßgeblich an diesem Prozess 
beteiligt und hauptverantwortlich für die Erstellung des 
Konzepts. Nachdem die erforderlichen städtischen Mittel 
vom Stadtrat für die Modellphase von drei Jahren bewilligt 
wurden, beteiligt sich das Bildungsbüro aktiv an der Um-
setzung und übernimmt die Evaluation des Projekts.

Modellphase mit 
36 Schülerinnen und Schülern 
plus Evaluation

Seit dem Schuljahr 2019/20 läuft das Projekt „L.I.F.T.“ an 
einem Mittelschulverbund (zwei Schulen) mit einer dafür 
freigestellten Vollzeit-Lehrkraft und einer sozialpädagogi-
schen Fachkraft. Es können pro Schuljahr maximal zwölf  
Schülerinnen und Schüler aus 5. oder 6. Klassen an dem 
Projekt teilnehmen. Die Finanzierung ist zunächst für eine 
dreijährige Modellphase gesichert, eine Weiterführung 
wird auch von den Ergebnissen der Evaluation abhängig 
sein. 

Text: 
Veit Bronnenmeyer und Sebastian Dyrschka
Bildungsbüro Stadt Fürth

Weiterführende Informationen:

Bildungsbüro Stadt Fürth
www.bildung-fuerth.de

https://www.bildung-fuerth.de


Datenbasiertes Bildungsmonitoring zeigt frühzeitig 
Entwicklungen entlang der schulischen Bildungs-
biografie auf. Daraus werden in der Stadt Heil-
bronn bedarfsorientierte Maßnahmen abgeleitet, 
die der Zielgruppe der Schülerinnen und Schüler 
ohne Schulabschluss einen Anschluss ermöglichen.

Gleiche Bildungschancen für alle 
Schülerinnen und Schüler

Heilbronn ist eine dynamisch wachsende Großstadt. Auf-
grund der guten Arbeitsplatzsituation ist Heilbronn seit 
vielen Jahren ein attraktiver Wohnort für Menschen aus 
verschiedenen Ländern. Über 70 Prozent der Kinder und 
Jugendlichen in Heilbronn haben eine Zuwanderungsge-
schichte oder gehören einer anderen Nationalität an. Dies 
führt zu einer hohen Heterogenität der Schülerschaft in 
Bezug auf  Bildungsniveau und Kenntnisse der deutschen 
Sprache. Heilbronn verfolgt mit seinen bildungspoliti-
schen Maßnahmen das Ziel, gleiche Bildungschancen für 
alle Schülerinnen und Schüler unabhängig von der Her-
kunft zu schaffen, um die Abhängigkeit des Bildungser-
folgs vom Elternhaus zu entkoppeln. 

Datenbasierte Bildungsbeobachtung als 
Grundlage der Bildungssteuerung 

Heilbronn stieg 2007 durch Zusammenführung der Ju-
gendhilfe und der schulischen Planung in die kommuna-
le Bildungsplanung ein. Als nächster Schritt wurde 2009 
das kommunale Bildungsmanagement mit dem Ziel einer 
datenbasierten Bildungsplanung eingeführt und ein Bil-
dungsbüro zur Umsetzung der Aufgaben installiert. Seit 
2010 werden die Ergebnisse in den regelmäßig erschei-
nenden Bildungsberichten veröffentlicht. Im Rahmen 
des kommunalen Bildungsmanagements lag der Fokus 
von Beginn an auf  den bildungsbiografischen Übergän-
gen. Der Übergang von der Schule in den Beruf  wurde 
als entscheidende Stellschraube bezüglich der Zielgruppe 
der Schulabgängerinnen und Schulabgänger ohne Schul-
abschluss identifiziert und beleuchtet. Innerhalb der 
kommunalen Bildungsplanung wurden dazu die Leitziele 
„Verringerung des Anteils der Schülerinnen und Schüler, 
die ab Klassenstufe 7 die allgemeinbildenden Schulen vor-
zeitig verlassen“ und „Verringerung des Anteils der Schü-
lerinnen und Schüler, die ohne Hauptschulabschluss die 
9. Klasse der Werkrealschule verlassen“ formuliert. Die 
Entwicklung dieser beiden Zahlen wird stetig durch das 
Bildungsmonitoring erfasst und in den Bildungsberichten 
veröffentlicht. Aus diesen Erkenntnissen werden kommu-
nale bildungspolitische Maßnahmen abgeleitet. 

ÜBERGANG SCHULE - BERUF

Die Erhebung von Daten zu den Jugendlichen ohne schu-
lischen und beruflichen Abschluss erweist sich auch aus 
Gründen des Datenschutzes als problematisch. Der Ver-
bleib der Jugendlichen ist nicht immer eindeutig nachzu-
verfolgen. Für die Entwicklung passgenauer Angebote 
wäre eine individuelle Verfolgung der jeweiligen Bildungs-
biografie von Vorteil. Die Stadt Heilbronn ist Schulträ-
gerin von allgemeinbildenden und beruflichen Schulen, 
was trotz der Schwierigkeiten in der Datenerhebung ei-
nen guten Einblick in die Entwicklungen an den Schulen 
zulässt. Die gute Zusammenarbeit mit dem Staatlichen 
Schulamt ermöglicht der Stadt, kommunale Maßnahmen 
zu entwerfen und passgenau an den Schulen umzusetzen. 

Einbindung kommunaler Bildungsakteure 
in die Entscheidungsprozesse 

Das kommunale Bildungsmanagement führt in Heilbronn 
beteiligungsorientierte Steuerungsverfahren in der lokalen 
Bildungslandschaft ein, indem bereits vorhandene Netz-
werke ausgebaut bzw. systematisch miteinander verknüpft 
werden. Heilbronn hat im Bildungsbereich verschiedene 
Steuerungsgremien mit internen und externen Bildungs-
akteuren installiert, welche sich mit relevanten bildungs-
politischen Themen auseinandersetzen. Der Schulbeirat 
wurde zu einem Bildungsbeirat erweitert und die Len-
kungsgruppe „Bildung und Betreuung“ gegründet. Als 
weiteres Steuerungsinstrument führte die Stadt 2018 eine 
Bildungskonferenz durch, auf  der Bildungsakteure aus 
der Zivilgesellschaft, aus kommunalen Gremien, Schulen 
und den Kammern über die Leitziele diskutierten. Daraus 
leiteten sich Handlungsanweisungen für das kommunale 
Bildungsmanagement ab. Die positive Resonanz auf  die 
erste Heilbronner Bildungskonferenz war Anlass, diese zu 
verstetigen. Im zweijährigen Turnus wird diese zukünftig 
in Heilbronn stattfinden.
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Stadt Heilbronn
Jugendliche ohne Schulabschluss im Fokus
Ein Beispiel aus Baden-Württemberg

Die Bildungsberichte der Stadt Heilbronn dienen als 
Grundlage für die Bildungssteuerung 
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Zielgruppenspezifischer Maßnahmenkatalog 

Datenbasiertes Bildungsmonitoring und die daraus resul-
tierenden Erkenntnisse und Tendenzen führten für die 
Zielgruppe der Schülerinnen und Schüler ohne Bildungs-
abschluss zu verschiedenen Maßnahmen.

Text: 
Bildungsbüro Stadt Heilbronn

Weitere Informationen:

Bildungsbüro Stadt Heilbronn
www.heilbronn.de/bildung/

1. Einrichtung einer Clearingstelle
Bildungserfolg hängt in zunehmendem Maße von der Sprachkompetenz ab. Aus diesem Grund wurde für den 
Grundschulbereich und den Bereich der weiterführenden Schulen am Bildungsbüro eine Clearingstelle installiert. 
Die Familien der Neuzugewanderten erhalten eine Beratung über das Schulsystem. In Zusammenarbeit mit den 
Schulen werden die Jugendlichen auf  ihr Leistungsniveau getestet und schnellstmöglich und passgenau in eine 
Vorbereitungsklasse (VKL) in der entsprechenden Schulart vermittelt.

2. Koordination Regionales Übergangsmanagement – Duale Ausbildungsvorbereitung 
Die Stadt Heilbronn nimmt seit 2015 am Modellversuch „Neugestaltung des Übergangs Schule-Beruf“ des Lan-
des Baden-Württemberg teil. Dazu wurde am Bildungsbüro eine Stelle zur Fachkoordination „Regionales Über-
gangsmanagement“ installiert. Schwerpunkte der Arbeit bilden das Regionale Übergangsmanagement (RÜM), 
Duale Ausbildungsvorbereitung (AVdual) und Berufsorientierung an Schulen. Zudem wurde eine Lenkungs-
gruppe „Regionales Übergangsmanagement“ unter Beteiligung aller am Übergang Schule-Beruf  tätigen Akteure 
eingerichtet. Die Lenkungsgruppe entwickelt die Ausgestaltung des Übergangsmanagements unter Berücksich-
tigung der Heilbronner Bedarfe weiter. 2015 startete am technischen Berufsschulzentrum der Ausbildungsgang 
„Duale Ausbildungsvorbereitung (AVdual)“. Im Schuljahr 2018/19 nahmen über 280 Schülerinnen und Schüler 
in elf  Klassen an einer dualen Ausbildungsvorbereitung teil. AVdual setzt hier direkt im Anschluss an die weiter-
führenden Schulen, insbesondere bei „schulmüden“ Jugendlichen an. So kann im AVdual ein dem Hauptschul-
abschluss gleichwertiger Abschluss erworben oder ein bereits erlangter Hauptschulabschluss verbessert werden. 
Ein Wechsel in die zweijährige Berufsfachschule ist ebenfalls im laufenden Schuljahr möglich. Damit steht den 
Jugendlichen auch die Möglichkeit zum Erwerb eines mittleren Bildungsabschlusses offen.  

3. Einrichtung einer Jugendberufsagentur
2019 wurde in Heilbronn die Jugendberufsagentur (JUBA) eingerichtet. Sie arbeitet rechtskreisübergreifend als 
Kooperationsprojekt zwischen der Agentur für Arbeit, dem Jobcenter, dem Amt für Familie, Jugend und Senio-
ren und dem Schul-, Kultur- und Sportamt. Die JUBA konnte in der kurzen Zeit bereits gute Erfolge aufzeigen. 
Jugendliche, die bisher nicht erreicht werden konnten, können so unter einem Dach verschiedene Beratungen 
wahrnehmen. Vertreterinnen und Vertreter der Jugendberufsagentur berichten in der Lenkungsgruppe Regiona-
les Übergangsmanagement über die Entwicklung.

Kontinuierliches Bildungsmonitoring 
zur Überprüfung

Die Stadt Heilbronn wird auch weiterhin durch ein konti-
nuierliches Bildungsmonitoring überprüfen, ob bildungs-
politische Maßnahmen erfolgreich sind. So trägt das Bil-
dungsmanagement einen Teil dazu bei, die Qualität des 
Bildungssystems zu steigern und die Chancengerechtig-
keit vor Ort zu verbessern.

https://www.heilbronn.de/bildung/kommunales-bildungsmanagement/bildungsbuero.html


Die „erweiterte Angebots-Nachfrage-Relation“ (eANR) bildet das Verhältnis 
zwischen der Anzahl an angebotenen Ausbildungsplätzen und der Anzahl an 
ausbildungsplatznachfragenden Personen innerhalb eines Berichtsjahres ab.1 
Das heißt, je höher die eANR, desto größer ist der Angebotsüberhang auf  
dem Ausbildungsmarkt. Je niedriger die eANR, desto knapper das Ausbil-
dungsangebot. Es wird dabei lediglich Auskunft zu den Marktverhältnissen in 
der dualen Ausbildung gegeben, jedoch nicht zum Schulberufssystem.2

Fachkräfte von morgen fördern
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Zahl der Ausbildungsplatz-
angebote 2018 je 100 Nach-
frager/-innen

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB)
(Stichtag: 30.09.2018)
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Weiterführende Informationen 
Für die berufliche Ausbildung gibt es eine Reihe 
weiterer Indikatoren, die diesen Bildungsbereich 
in einer Kommune näher beschreiben. Neben der 
eANR kann auch die Anzahl der Ausbildungsab-
brüche ein Ungleichgewicht zwischen den Erwar-
tungen der Jugendlichen und den Anforderungen 
der Ausbildungsstätten aufzeigen. Zum besseren 
Verständnis der Situation auf  dem regionalen 
Ausbildungsmarkt lohnt auch ein Blick auf  die 
Zahl der Schulabsolventinnen und -absolventen 
nach Schulart sowie die Wirtschaftsstruktur vor 
Ort. Für die langfristige Entwicklung des Ausbil-
dungsmarktes ist auch der demografische Wandel 
in der Region ein wichtiger Indikator, welcher 
sich z.B. in den Geburtenzahlen und in den Zu-
zügen bzw. Fortzügen ausdrückt.7

Auf  dem Ausbildungsmarkt gehen seit 2007 sowohl die 
Stellenangebote als auch die Nachfrage nach Ausbildungs-
plätzen zurück. Dabei zeigt sich zugleich, dass Angebot 
und Nachfrage auf  den regionalen Ausbildungsmärkten 
nicht immer übereinstimmen. Im deutschlandweiten Ver-
gleich herrschen in Bayern eher geringe Versorgungseng-
pässe auf  der Seite der Bewerberinnen und Bewerber, 
jedoch sehen sich die Betriebe vermehrt mit Besetzungs-
schwierigkeiten ihrer Ausbildungsstellen konfrontiert.3 

Betrachtet man die regionalen Ausbildungsmärkte inner-
halb Bayerns, so zeigen sich auch hier deutliche Unter-
schiede (siehe Karte).

Bayerische Kommunen setzen häufig am Übergang 
Schule-Beruf  an, um dem Fachkräftemangel entge-
genzuwirken. Dabei stärken sie die berufliche Aus-
bildung vor allem durch verschiedene Maßnahmen 
zur Berufsorientierung, wie z.B. Ausbildungsmes-
sen und Bildungsberatung, oder führen Bildungs-
konferenzen durch, um auf  diesen Bildungsbereich 
aufmerksam zu machen.

Auch die Themen MINT-Berufe (MINT = Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaften, Technik) sowie eine 
einseitige Berufswahl werden in den Kommunen zuneh-
mend aufgegriffen. Im Sinne des lebenslangen Lernens 
werden dabei jedoch nicht nur Schulabsolventinnen und 
-absolventen in den Blick genommen, sondern auch an-
dere Zielgruppen wie etwa Mütter bei Wiedereinstieg in 
den Beruf, Menschen mit Schwerbehinderung, ungelernte 
Erwachsene oder Migrantinnen und Migranten.

Der beruflichen Ausbildung kommt nicht nur auf  persön-
licher, sondern auch auf  kommunaler Ebene eine hohe 
Bedeutung zu, denn die berufliche Ausbildung trägt durch 
die Qualifizierung zukünftiger Fachkräfte zum wirtschaft-
lichen Wachstum in der Region bei.4 

Die (berufliche) Bildung zeigt sich somit als be-
deutsamer Standortfaktor für Kommunen, um so-
wohl für Unternehmen als auch für Bürgerinnen 
und Bürger langfristig attraktiv zu bleiben.

Das kommunale Bildungsmanagement vernetzt Schlüs-
selpersonen in der Region und koordiniert Maßnahmen 
und Projekte im Bereich der beruflichen Ausbildung. Um 
die berufliche Ausbildung nachhaltig zu stärken und die 
kommunale Bildungslandschaft gemeinsam zu gestalten, 
werden alle relevanten (Bildungs-)Akteure vor Ort einbe-
zogen, angefangen von den Schulleitungen der allgemein-
bildenden und beruflichen Schulen über die Industrie- 
und Handelskammern (IHK) sowie Handwerkskammern 
(HWK) bis hin zur Wirtschaftsförderung und den orts-
ansässigen Unternehmen. Mithilfe eines kommunalen Bil-
dungsmonitorings verschaffen sich Kreise und kreisfreie 
Städte einen Überblick über die Lage auf  dem regiona-
len Ausbildungsmarkt, können Veränderungen schneller 
erkennen und darauf  reagieren.5 So gibt eine langfristige 
Betrachtung des Angebots und der Nachfrage von Aus-
bildungsplätzen beispielsweise Aufschluss darüber, von 
welcher Seite die Entwicklung auf  dem Ausbildungsmarkt 
vorrangig ausgeht.6 Entsprechend können Kommunen 
Maßnahmen ergreifen, z.B. indem man frühzeitig die Be-
rufsorientierung durch Projekte wie die Berufsbildungs-
messe im Landkreis Aichach-Friedberg fördert (vgl. Pra-
xisbeispiel auf  Seite 28).

Ausgangslage und Aktivitäten 
bayerischer Kommunen

Chancen und Möglichkeiten 
kommunaler Bildungssteuerung

BERUFLICHE AUSBILDUNG

1 Bundesinstitut für Berufsbildung (o.J.)
2 Bundesministerium für Bildung und Forschung (2018)
3 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2018)
4 Bundesministerium für Bildung und Forschung (2003)
5 Programmstelle „Lernen vor Ort“ (2012)
6 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2018)
7 Müller (2017)
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Junge Menschen bei ihrer Entscheidungsfindung zu 
unterstützen und möglichst optimal zu begleiten, ist für 
die Bildungsregion Wittelsbacher Land ein zentrales An-
liegen. Entsprechend verfolgt der Landkreis das Ziel, die 
Übergänge von der Schule in den Beruf  so zu gestalten, 
dass alle den für sie passenden Weg finden.

Schule geschafft – Was nun?

Jedes Jahr verlassen rund 1 600 junge Menschen die Schu-
len im Landkreis Aichach-Friedberg und stellen sich der 
Herausforderung, den Übergang in das Berufsleben zu 
meistern. Dabei haben sie die Qual der Wahl: über 400 
Ausbildungsberufe und 14 000 verschiedene Studiengän-
ge stehen bereit. Angesichts dieser Vielfalt ist die Ent-
scheidung schwieriger geworden, für manche wird sie gar 
zur hohen Hürde. So müssen sich einige nach dem Schul-
abschluss zunächst über Kurse und andere Maßnahmen 
auf  die Berufsausbildung vorbereiten. Andere lassen sich 
mit der Entscheidung länger Zeit und lernen über Prakti-
ka verschiedene Berufe kennen oder sammeln Erfahrun-
gen im Ausland.

Bildungsbericht deckt Bedarfe 
der Berufsorientierung auf

Wie der Übergang von der Schule in den Beruf  im Wit-
telsbacher Land gelingt und wie Angebot und Nachfrage 
auf  dem Ausbildungsmarkt zusammenfinden, sind daher 
zentrale Fragen, mit denen sich die Bildungsregion stetig 
beschäftigt. Um hier Antworten zu finden, die auf  fun-
dierten Daten basieren, wurde das Bildungsbüro im Jahr 
2016 vom Bildungsbeirat des Landkreises mit der Daten-
sammlung und Datenaufbereitung beauftragt. Ziel war es, 
steuerungsrelevantes Wissen in diesem Handlungsfeld zu 
generieren. Entstanden ist der Bildungsbericht „Übergang 
Schule-Beruf“, der aktuelle Entwicklungen aufzeigt sowie 
Empfehlungen gibt, die den Übergang für die Schülerin-
nen und Schüler erleichtern sollen. 

BERUFLICHE AUSBILDUNG

Eine zentrale Empfehlung war, an den vier Real-
schulen und insbesondere auch den drei Gymna-
sien im Landkreis weitere Angebote der Berufs-
orientierung für die Schülerinnen und Schüler zu 
entwickeln. Zahlreiche Ab solventinnen und Absol-
venten dieser Schularten wünschen sich vielfältige 
Informationsmöglichkeiten, wie sie den Übergang 
in den Beruf  gestalten sollten.
Mit der Umsetzung der Empfehlungen wurde das 
Bildungsbüro vom Bildungsausschuss des Land-
kreises beauftragt.

Berufsorientierungstag im Wittelsbacher Land

Als Maßnahme, die die jungen Menschen bei der Berufs-
orientierung unterstützt und auf  die spätere Berufswahl 
vorbereitet, hat das Bildungsbüro in Folge des Bildungs-
berichts einen Berufsorientierungstag im Landkreis ins 
Leben gerufen. An diesem Tag erhalten die Schülerinnen 
und Schüler der Realschulen und Gymnasien die Möglich-
keit, sich praxisnah in den Betrieben des Landkreises über 
vielfältige Berufsfelder und Tätigkeitsbereiche zu infor-
mieren. Da der Termin jedes Jahr auf  den bundesweiten 
„Girls’Day und Boys’Day“ fällt, können die Schulen die 
Schülerinnen und Schüler dafür freistellen. Das Angebot 
des Berufsorientierungstags ist nicht geschlechtsspezi-
fisch, die Jugendlichen können entsprechend ihrer eigenen 
Interessen auswählen, welche Berufe sie näher kennenler-
nen wollen.
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Landkreis Aichach-Friedberg
Den Einstieg in die Berufswelt erleichtern

Bildungsbericht Übergang Schule-Beruf 
(November 2017)
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Gemeinsam mit dem regionalen Arbeitskreis Schule/
Wirtschaft ist es gelungen, zahlreiche Unternehmen in der 
Region für die Idee zu gewinnen. Seit dem ersten Durch-
lauf  im Jahr 2018 beteiligen sich knapp 25 Betriebe aus 
dem Landkreis und stellen ein interessantes Angebot für 
ca. 300 Schülerinnen und Schüler bereit. In Kleingruppen 
können die interessierten Jugendlichen an einem Vormit-
tag den ausgewählten Betrieb erkunden und sich mit den 
Mitarbeitenden vor Ort über die Anforderungen und Tä-
tigkeitsfelder der einzelnen Berufe austauschen. Dadurch 
haben die jungen Menschen die Gelegenheit, mit den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern ins Gespräch zu kommen 
und aus erster Hand Einblicke in die Tätigkeitsfelder zu 
erhalten. Auch das Landratsamt selbst beteiligt sich an die-
sem Informationstag ebenso wie das Krankenhaus Fried-
berg. Die Bandbreite aller teilnehmenden Unternehmen 
erstreckt sich von kleinen Betrieben bis zu großen Mittel-
ständlern verschiedener Branchen, vom kaufmännischen, 
sozialen oder technischen Bereich bis hin zum Handwerk 
und Gesundheitswesen.

Dadurch stehen den Schülerinnen und Schülern mehr 
als 70 verschiedene Ausbildungs- und Studienberufe zur 
Auswahl bereit. Das Bildungsbüro übernimmt die Kom-
munikation mit den Schulen und Unternehmen sowie die 
gesamte Organisation. Es wird ein eigener Busservice ein-
gerichtet, der die Jugendlichen von den jeweiligen Schulen 
abholt und zu den Unternehmen bringt. Aufgrund der 
positiven Resonanz seitens der Jugendlichen, zahlreicher 
Eltern und der Unternehmen findet der Berufsorientie-
rungstag nun als etablierte Maßnahme jedes Jahr statt. 

Berufsorientierungstag im Wittelsbacher Land: Schülerinnen und Schüler erhalten Einblick in unterschiedliche Berufe

Text: 
Götz Gölitz
Bildungsmanagement Landkreis Aichach-Friedberg

Weitere Informationen:

Bildungsbüro Aichach Friedberg
www.lra-aic-fdb.de

https://lra-aic-fdb.de/landratsamt/fachbereiche/abteilung-2-kommunales-soziales/ehrenamt-bildung-und-integration/bildungsbuero-aichach-friedberg


Die Karte bildet eine Hochrechnung der Personen (ab 25 Jahren) ab, die im 
Mikrozensus angaben, in den letzten zwölf  Monaten an einer oder mehreren 
allgemeinen oder beruflichen Weiterbildungen teilgenommen zu haben. Unter 
Weiterbildungen werden Kurse, Seminare, Lehrgänge, Tagungen, Privatunter-
richt, Studienzirkel und E-Learning-Fortbildungen verstanden.1

Weiter lernen im Beruf
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Deutscher Weiterbildungsatlas
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Weiterführende Informationen 
Bei der Weiterbildungsbeteiligung lassen sich starke 
regionale Unterschiede feststellen. Diese stehen in 
Zusammenhang mit dem demografischen Wan-
del, dem regionalen Arbeitsmarkt und auch dem 
sozioökomischen Status der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer. So nehmen beispielsweise Geringqua-
lifizierte, Migrantinnen und Migranten sowie die 
Bevölkerung schwacher Wirtschaftsstandorte eher 
selten an Weiterbildungsangeboten teil.7 Es stellt 
sich also für die Kommunen die Frage, ob ihre be-
rufliche Weiterbildungslandschaft den Qualifikati-
onsbedarfen der Bürgerinnen und Bürger sowie der 
Unternehmen entspricht. Diese Weiterbildungs-
landschaft zu gestalten, fördert die Attraktivität der 
Region als Wirtschaftsstandort und als Wohnort. 

Angesichts des Fachkräftebedarfs, des demografischen 
Wandels, zunehmender Globalisierung, aber auch im 
Hinblick auf  die fortschreitende Digitalisierung in der 
Arbeitswelt, gewinnt die berufliche Weiterbildung immer 
mehr an Bedeutung. 

Einmal erlerntes Wissen reicht häufig nicht mehr 
für die Spanne des gesamten Berufslebens aus. Le-
benslanges Lernen wird zu einer Notwendigkeit. 
Auf  individueller Ebene entscheidet Weiterbildung 
über den Wert am Arbeitsmarkt und trägt somit zu 
wirtschaftlichem Erfolg und gesellschaftlicher Teil-
habe bei. 

Doch auch die Unternehmen und der Staat haben im 
Hinblick auf  den Mangel an geeigneten Fachkräften ein 
Interesse daran, das Potenzial der vorhandenen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter auszuschöpfen sowie ältere und 
erwerbslose Personen zu qualifizieren, um die Wettbe-
werbsfähigkeit einer Region zu sichern.

Individuell-berufsbezogene Weiterbildung unterscheidet 
sich dabei von der betrieblichen Weiterbildung, bei der die 
Lernaktivitäten während der Arbeitstätigkeit stattfinden 
und Kosten auch vom Arbeitgeber mitgetragen werden. 
Dominierend ist die betriebliche Weiterbildung.2

In Bayern wird Weiterbildung auf  verschiedene Weise un-
terstützt: Bereits 1974 hat der Freistaat Bayern ein Gesetz 
zur Förderung der Erwachsenenbildung (EbFöG) auf  den 
Weg gebracht, das finanzielle und staatliche Unterstützung 
für die Erwachsenenbildung festhält.3 Die aktuellste bay-
erische Maßnahme ist der „Pakt für berufliche Weiterbil-
dung 4.0“ aus dem Jahr 2018, mit dem die Paktpartner 
(Bayerische Staatsregierung, Bayerischer Handwerkstag, 
Bayerischer Industrie- und Handelskammertag, Vereini-
gung der Bayerischen Wirtschaft e.V., Deutscher Gewerk-
schaftsbund Bayern und Regionaldirektion Bayern der 
Bundesagentur für Arbeit) der demografischen Entwick-
lung, dem steigenden Fachkräftebedarf  und dem (digita-
len) Wandel der Arbeitswelt Rechnung tragen wollen.4

In vielen bayerischen Kommunen widmen sich Expertin-
nen und Experten in gemeinsamen Gremien dem Thema 
Digitalisierung im Bildungsbereich. Dort werden Daten 
aus dem Bildungsmonitoring diskutiert, dadurch Bedar-
fe der Kommune erkannt und letztendlich zielgerichtete 
Maßnahmen angestoßen. Dies vermeidet auch Fehlinves-
titionen bei Weiterbildung. In Bayern haben zudem be-
reits einige Bildungskonferenzen zum Thema Digitalisie-
rung stattgefunden. Dadurch wird die Öffentlichkeit für 
das Thema sensibilisiert. In Teilen dienen Bildungskonfe-
renzen auch der Weiterbildung der Teilnehmenden oder 
machen auf  weitere berufliche Weiterbildungsangebote 
aufmerksam.

In Kommunen zeigt sich häufig, dass Ältere, Geringquali-
fizierte und Migrantinnen und Migranten seltener an Wei-
terbildungen teilnehmen.5 Individualisierte Bildungsbera-
tung und bedarfsgerechte Angebote ermöglichen es einer 
Kommune, auf  diese Unterschiede im Weiterbildungsver-
halten zu reagieren.

Im Rahmen eines kommunalen Bildungsmanage-
ments werden so die Nachteile, die auf  sozioöko-
nomischen oder demografischen Merkmalen beru-
hen, abgeschwächt.

Dabei haben Kommunen verschiedene Möglichkeiten, auf  
die Weiterbildungen vor Ort einzuwirken. Als Träger kom-
munaler Weiterbildungseinrichtungen sind sie in der Lage, 
das Angebot direkt zu beeinflussen, weil sie nicht zuletzt für 
die Finanzierung sorgen. Konkret können sie etwa auf  die 
Schaffung von günstigeren oder neuen Angeboten drängen. 
Parallel dazu trägt ein durch die Kommune initiiertes träger-
unabhängiges Informations- und Beratungsangebot dazu 
bei, den Zugang zu beruflicher Weiterbildung zu erleichtern6 
(vgl. Praxisbeispiel des Landkreises Oberallgäu auf  Seite 32). 
Eine weitere Möglichkeit für die Kommune im Bereich der 
Weiterbildung zu steuern ist, das Angebot über mögliche 
Bildungswege und Weiterbildungen transparenter und ziel-
gruppenorientierter zu gestalten. Dies gelingt beispielsweise 
über die Vernetzung der relevanten Bildungsakteure.

Ausgangslage und Aktivitäten 
bayerischer Kommunen

Chancen und Möglichkeiten 
kommunaler Bildungssteuerung

BERUFLICHE WEITERBILDUNG

1 Deutscher Weiterbildungsatlas (2018) 
2 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2018)
3 Bayerisches Landesamt für Statistik (o.J.)
4 Bayerisches Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales (o.J.)
5 Martin, Schömann, Schrader (2016)
6 Ambos, Middendorf, Weiß (2017)
7 Deutscher Weiterbildungsatlas (2018)
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Der Landkreis Oberallgäu hat sich zum Ziel ge-
setzt, lebenslanges Lernen vor Ort zu fördern und 
bedarfsgerechte Angebote für Fort- und Weiterbil-
dungen zu schaffen. Das Motto lautet „Kein Talent 
darf  verloren gehen“.

Möglichst wohnortnahe Bildungsberatung 
im Flächenlandkreis

Im Zuge der Initiative „Bildungsregionen in Bayern“ so-
wie des Programms „Bildung integriert“ beschäftigt sich 
der Landkreis Oberallgäu intensiv mit dem Thema der 
Gestaltung einer kommunalen Bildungslandschaft und hat 
sich das Ziel gesetzt, die Bildungslandschaft Oberallgäu 
kontinuierlich weiter voran zu bringen, damit „kein Talent 
verloren geht“. Dabei werden die Angebote regelmäßig 
evaluiert – denn diese sollen möglichst bedarfsorientiert 
und wohnortnah sein. Gerade in einem Flächenlandkreis 
wie dem Oberallgäu stellt dies eine große Herausforde-
rung dar. 

Im Landkreis Oberallgäu war bereits von Juni 2012 bis 
September 2015 eine Bildungsberatung vorhanden. Die-
se wurde über LEADER gefördert, ein EU-weites Pro-
gramm zur Förderung der ländlichen Räume. Nach Aus-
lauf  der Förderung übernahmen der Landkreis und die 
Stadt Kempten die Weiterfinanzierung bis Ende des Jah-
res 2015. Die Beratung fand sowohl in der Oberallgäuer 
Volkshochschule in Sonthofen als auch in der Volkshoch-
schule in Kempten statt.

Im Anschluss an die Förderung durch LEADER wurde 
das erste Konzept der Bildungsberatung durch das Bil-
dungsbüro, in enger Kooperation mit der Oberallgäuer 
Volkshochschule, überarbeitet. Ziel des neuen Konzeptes 
ist es vor allem, die Bildungsberatung dort anzubieten, wo 
die Menschen wohnen. 

Das Bildungsbüro und die Leitung der Oberallgäuer 
Volkshochschule erläuterten das neu erarbeitete Kon-
zept sowie die dazugehörige Kosten- und Nutzenanalyse 
im Ausschuss des Landkreises. Im Anschluss wurde der 
Beschluss zur Umsetzung des neuen Stufenmodells Bil-
dungsberatung im Kreisausschuss eingeholt. 

BERUFLICHE WEITERBILDUNG
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Landkreis Oberallgäu
Optimierung der Bildungsberatung

Die Gemeinden als Anlaufstellen sind für alle 
Bürgerinnen und Bürger deutlich leichter zu er-
reichen als die bisherigen Anlaufpunkte Kempten 
und Sonthofen. Als Ausgangspunkt sollte der 
Standort an der VHS in Sonthofen weiter er-
halten, die restlichen Termine jedoch flächende-
ckend über den Landkreis verteilt werden. Durch 
kurze Wege und flexible Terminabsprachen wird 
die Präsenz vor Ort als ein niederschwelliges An-
gebot deutlich. Seit Frühjahr 2017 ist nun die 
Bildungsberatung nach dem neuen Konzept im 
Landkreis flächendeckend aktiv. Dabei hat sich 
gerade die mobile Ausrichtung als sehr gewinn-
bringend erwiesen, da die Ratsuchenden keine 
weiten Anfahrtswege in Kauf  nehmen müssen.

Flächendeckende Bildungsberatung im Landkreis Oberallgau

Hauptsitz in der Oberallgäuer Volkshochschule in Sonthofen

Mobile Bildungsberatung im Landkreis Oberallgäu mit Außensprechtagen
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Bildungsberatung als Stufenmodell 
für unterschiedliche Bedarfe

Beim Stufenmodell Bildungsberatung geht es um ein auf-
bauendes, durchgängiges und trägerneutrales Beratungs-
angebot, das gebündelt und über abgestimmte zielgrup-
penorientierte Marketingmaßnahmen für die Bürgerinnen 
und Bürger sichtbar gemacht wird. Ziel ist es, alle Bereiche 
im lebenslangen Lernprozess der Menschen abzudecken 
und einen niederschwelligen Zugang zum Einstieg in den 
Bildungsbereich herzustellen.

Die Stufe 1 beinhaltet die trägerneutrale mobile Bildungs-
beratung für den Landkreis Oberallgäu. Die Bildungsbe-
ratung gibt Auskunft in allen Fragen rund um Aus- und 
Weiterbildung. Egal, ob sich die Ratsuchenden über ihren 
weiteren beruflichen Weg noch nicht im Klaren sind oder 
sich einfach weiterbilden möchten – alle sind bei der Bil-
dungsberatung herzlich willkommen. 

Die Bildungsberatung des Oberallgäus berät alle, die eine 
berufliche Fortbildung planen, nach längerer Pause wieder 
in den Beruf  einsteigen oder einen Schulabschluss nach-
holen wollen und hilft bei der Praktikumssuche sowie 
bei Bewerbungen. Auch Seniorinnen und Senioren, die 
ihre Rente aufstocken oder sich ehrenamtlich engagieren 
möchten, können die Beratung in Anspruch nehmen. Die-
se ist kostenfrei und unverbindlich. Dabei ist die Bildungs-
beratung eng mit der Agentur für Arbeit, den Kammern 
und weiteren Institutionen vernetzt. Um deren Vernet-
zung mit allen Akteuren aus dem Bereich (Bildungs-) Be-
ratung geht es bei Stufe 2.

Die Stufe 3 beinhaltet die Einführung von sogenannten 
Bildungslotsen. Diese fungieren als Bindeglied zwischen 
den Bürgerinnen und Bürgern sowie den Bildungsangebo-
ten und Beratungsdienstleistungen. Bei der 4. Stufe geht 
es um die Schaffung eines Selbstinformationssystems. Als 
Instrumente dienen hierfür Informationsbroschüren, Zei-
tung, Flyer und Plakate in den Sprachen der Zielgruppen.   

Vielfältige Unterstützung der Bildungsberatung
durch das Bildungsbüro

Das Bildungsbüro wirkt zum einen als Koordinator, der 
gut in weitere Netzwerke vor Ort eingebunden ist (u.a. 
Schule/Bildungsträger/Verwaltung). Das neue Konzept 
wurde im Vorfeld vom Bildungsbüro bei allen Bürger-

meisterinnen und Bürgermeistern der Landkreiskommu-
nen vorgestellt, um die Relevanz des Angebots herauszu-
heben. Zudem unterstützt das Bildungsbüro die operativ 
tätige Bildungsberatung, die an der Volkshochschule aus-
gelagert ist, anfangs v.a. mit Kontakten bzw. Vernetzung. 
Des Weiteren bedarf  es für die nachhaltige Etablierung 
dieses Stufenmodells einer regelmäßigen Evaluation. Die-
se führt ebenfalls das Bildungsbüro durch. Die hier kon-
tinuierlich erhobenen und ausgewerteten Daten ermög-
lichen eine Qualitätskontrolle sowie eine kontinuierliche 
Weiterentwicklung.

Neben regelmäßigen Austauschtreffen findet jährlich eine 
ausführliche Evaluation statt. Darin wird ein Überblick 
über Rahmendaten der Ratsuchenden gegeben. Neben 
der Anzahl der Beratungen insgesamt werden unter an-
derem Auswertungen zu Geschlecht und Alter der Ratsu-
chenden sowie vorhandenen Bildungsabschlüssen, Anlass 
und Ergebnis sowie Kontaktpunkte der Beratung vorge-
nommen. Allgemeine Auswertungen für die gesamte Re-
gion Allgäu werden von der Allgäu GmbH durchgeführt, 
vertiefte Auswertungen speziell für das Oberallgäu durch 
das Bildungsbüro. Im Oberallgäu dient als Ergänzung zu 
den allgemeinen Rahmenfaktoren eine Abfrage bei den 
Ratsuchenden dazu, direkt deren Zufriedenheit sowie die 
Beratungsorte zu evaluieren. Der entsprechende Bewer-
tungsbogen wird im Nachgang an die Beratung ausgefüllt. 
Zur Feststellung des langfristigen Nutzens der Bildungs-
beratung wird seit Juli 2019 zusätzlich eine Nachevalua-
tion durchgeführt. Ein halbes Jahr nach dem Beratungs-
termin wird so beispielsweise nach der Umsetzung der 
Beratungsinhalte sowie nach der beruflichen Entwicklung 
gefragt. 

Text: 
Andrea Schmid, Susanne Grimm, 
Bildungsbüro Landkreis Oberallgäu

Weitere Informationen:

Bildungsbüro Landkreis Oberallgäu 
www.oberallgaeu.org

https://www.oberallgaeu.org/de/bildung-wirtschaft-arbeit-gewerberecht/bildung/bildungsbuero-oberallgaeu.html


Auf  der Karte dargestellt ist die Weiterbildungsdichte, also die Anzahl der be-
suchten Unterrichtseinheiten von je 45 Minuten je 1 000 Einwohnerinnen und 
Einwohner. Rund 200 Volkshochschulen (VHS) in Bayern bieten ein flächen-
deckendes Angebot, das aber unterschiedlich häufig genutzt wird.

Nicht erfasst ist die Nutzung der Weiterbildungsangebote anderer Träger. Auf  
der Grundlage des bayerischen Erwachsenenbildungsförderungsgesetzes wer-
den zusätzlich zur VHS die evangelische und katholische Erwachsenenbildung 
sowie das Bildungswerk des Bayerischen Bauernverbands gefördert.
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Weiterführende Informationen 
Eine nähere Betrachtung der Erwachsenenbil-
dung kann zum Beispiel aufzeigen, welche Be-
völkerungsgruppen die VHS-Angebote bisher 
nutzen. Meist sind Frauen und ältere Personen 
überrepräsentiert. Es lassen sich aber Unterschie-
de nach Themen feststellen.2 Für weitergehende 
Bildungssteuerung eignen sich Nutzerbefragun-
gen: Welche Personengruppen werden von den 
bisherigen Angeboten erreicht – und welche 
nicht? Gerade bildungsferne Zielgruppen könn-
ten so in den Blick genommen werden. Eine geo-
grafische Analyse kann aufzeigen, wo Erwachse-
nenbildung wohnortnah erreichbar ist. 

In der globalisierten, digitalisierten Welt reicht das einst 
erlernte Schulwissen nicht aus. Technische, politische und 
wirtschaftliche Entwicklungen verändern den Alltag und 
das Zusammenleben. 

Die passenden Bildungsangebote helfen, einer 
Spaltung der Gesellschaft entgegenzuwirken: Sie 
vermitteln nötiges Wissen, um in der Welt zu be-
stehen und trotz Wandels einen Platz zu finden oder 
zu behalten. So können Ängste abgebaut werden 
und es kann Gemeinschaft im kleinen Rahmen neu 
entstehen. 

Denn in den Kursen kommunaler Bildungsträger treffen 
sich Menschen unabhängig von Alter oder Vorbildung. 
Gerade die Angebote der Volkshochschule können dazu 
beitragen, soziale Orte zu schaffen und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt zu pflegen.

Dazu braucht es moderne und leistungsfähige Bildungs-
organisationen in der Erwachsenenbildung, die jenseits 
der ökonomischen Verwertungslogik den Menschen und 
sein Umfeld im Blick haben. Die Aufgabe der Volkshoch-
schulen ist es, auf  regionale Entwicklungen genauso wie 
auf  weltpolitische Trends zu reagieren, beides für die je-
weiligen Zielgruppen herunter zu brechen und mit deren 
Lebenspraxis zu verknüpfen. So entstehen passgenaue 
und zukunftsgewandte Bildungsangebote vor Ort – dort, 
wo sie gebraucht werden. Denn Erwachsenenbildung lebt 
von der Freiwilligkeit. Sie muss überzeugen, um zu wirken.

Trotzdem ist die Erwachsenenbildung der am schlechtes-
ten finanzierte Bildungsbereich, obwohl sie die meisten 
potenziellen Lernenden abdeckt. Zusätzlich sind große 
Teile der Finanzierung berufsbezogen oder hängen an 
kurzfristigen Projektförderungen, was sie abhängig macht 
von Änderungen in politischen Agenden.1 Kommunal 
gibt es gerade in der parteiunabhängigen politischen Bil-
dung kaum andere Anbieter als die VHS, bei denen solche 
Angebote im Bereich „Gesellschaft“ zusammengefasst 
werden. Mit diesem Thema ist kein Gewinn zu machen, 
umso wichtiger ist die Unterstützung von Freistaat und 
Kommunen in diesem Bereich.

Die Volkshochschulen sind oft organisatorisch eng 
mit der Kommune verbunden: Sie sind zum Bei-
spiel Teil der Stadtverwaltung oder werden über 
einen gemeinnützigen Verein geführt, in dem Ge-
meinden Mitglieder sind. Viele Kommunen nutzen 
das, legen Schwerpunkte und verbessern das Ange-
bot auch in Zusammenarbeit mit dem kommunalen 
Bildungsmanagement.

Die Ansprache breiterer Personengruppen stellt dabei 
eine stetige Herausforderung dar: Volkshochschulen ge-
winnen neue Teilnehmende in ländlichen Regionen mit 
wohnortnahen Angeboten an zentralen, sozialen Orten 
(z.B. Bibliotheken, Mehrgenerationenhäuser). Eine Über-
arbeitung der Öffentlichkeitsarbeit mit digitaler Werbung 
erreicht auch jüngere Menschen. Zahlreiche gelungene 
Beispiele für Bildungsmarketing zeigen, wie man für die 
Notwendigkeit des lebenslangen Lernens sensibilisiert.

Auf  kommunale Bildungssteuerung setzt auch die Stadt 
Erlangen: Hier wird der Sachstand vor Ort mit den kom-
munalen Expertinnen und Experten erörtert. Denn die 
Datenlage ist aufgrund der Anbieterfülle in der Erwachse-
nenbildung schwierig. Mit Hilfe von Vernetzung entsteht 
eine „Community of  Practice“, die Wissen bündelt, An-
gebotslücken identifiziert und neue kommunale Service-
leistungen andenken kann (vgl. Praxisbeispiel der Stadt 
Erlangen auf  Seite 36).

Ausgangslage und Aktivitäten 
bayerischer Kommunen

Chancen und Möglichkeiten 
kommunaler Bildungssteuerung

ERWACHSENENBILDUNG

1 Europäische Kommission (2019)
2 Lux (2020)
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Der Erlanger Teilbericht zur Erwachsenenbildung 
gibt einen detaillierten und datenbasierten Ein-
blick in die kommunale Erwachsenenbildungsland-
schaft, auf  dessen Basis Handlungsempfehlungen 
abgeleitet und Maßnahmen ergriffen werden.

Bildungsmonitoring erhellt das Feld 
der Erwachsenenbildung in Erlangen

Die vom Bildungsbüro geleitete Fachgruppe „Erwach-
senenbildung“ stellte in einer der ersten Sitzungen Ende 
2017 fest, dass es bislang kaum Datengrundlagen für die 
Erwachsenenbildung vor Ort gibt. Der Bedarf  nach ei-
ner Datengrundlage wurde in der folgenden Sitzung des 
Bildungsrats formuliert, woraufhin die Erarbeitung eines 
Teilberichts zur Erwachsenenbildung mehrheitlich be-
schlossen wurde. Ziel des Beschlusses war es, dass der 
Teilbericht einen umfassenden Einblick in alle Bereiche 
der Erlanger Erwachsenenbildungslandschaft gibt und ein 
breites Verständnis von Erwachsenenbildung zugrunde 
legt. Diesem Erkenntnisinteresse folgte ein exploratives 
Vorgehen, bei dem zunächst Eckpunkte und Daten von 
Erwachsenenbildungsangeboten und -anbietern mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten und Zielgruppen dargestellt 
wurden. Ausgehend von den Ergebnissen des Teilberichts 
wurden Bedarfe identifiziert und Handlungsempfehlun-
gen formuliert. Die Fachgruppe „Erwachsenenbildung“ 
begleitete den gesamten Entstehungsprozess. 

Bericht zur Erwachsenenbildung kommt 
zu konkreten Handlungsempfehlungen

In der Erwachsenenbildung gibt es auf  regionaler Ebene 
große Unterschiede, sowohl was die Teilnahme als auch 
das Angebot vor Ort betrifft. In kommunalen Bildungs-
berichten wurde der Bereich der Erwachsenenbildung 
bislang weniger detailliert oder nur am Rande betrachtet. 
Neben der großen Fülle an Trägern und Angeboten ist 
ein Grund hierfür, dass die Datengrundlagen im Bereich 
der Erwachsenenbildung sehr heterogen sind. Es gibt Ein-
richtungen, die mit einer gut gepflegten und umfassenden 
Datenbasis aufwarten können, wie die Volkshochschule 
oder die Bibliotheken. Es gibt aber auch Einrichtungen, 
die weniger Zahlenmaterial zur Verfügung stellen können. 

Dennoch ist es gelungen, die Erwachsenenbildung in 
Erlangen sehr umfassend und datenbasiert abzubilden. 
Die Ergebnisse wurden durch eine Bevölkerungsbefra-
gung ergänzt, die zusammen vom Bildungsbüro und dem 
Sachgebiet für Statistik und Stadtforschung der Stadt Er-
langen durchgeführt wurde. Im Vordergrund standen 
vor allem die Bekanntheit und Nutzung von Erwachse-
nenbildungsangeboten sowie Faktoren, welche die Teil-
nahmebereitschaft an Erwachsenenbildung beeinflussen. 
Im Teilbericht wurden außerdem zentrale Ergebnisse der  

ERWACHSENENBILDUNG

8. Erlanger Bildungskonferenz zum Thema Erwachsenen-
bildung berücksichtigt. 

Folgende Bedarfe und Handlungsempfehlungen wurden 
formuliert: 

•  Für Erwachsene sollen neutrale Informations- und 
Beratungsangebote geschaffen werden. Auswertun-
gen der Bevölkerungsbefragung zeigen, dass knapp 
ein Viertel der befragten Erlangerinnen und Erlanger 
spontan keinen einzigen Erwachsenenbildungsanbie-
ter nennen können und dass sich knapp die Hälfte 
der Befragten mehr Information und Beratung über 
Erwachsenenbildungsangebote in Erlangen wünscht. 

•  Wegen der großen Fülle an Erwachsenenbildungs-
trägern und Angeboten vor Ort ist die Etablierung 
von geeigneten Vernetzungsformaten anzustreben. 
Im Rahmen der Fachgruppe und im Austausch mit 
Anbietern und Expertinnen und Experten der Bil-
dungskonferenz wurde festgestellt, dass es im Bereich 
der Erwachsenenbildung an geeigneten Formaten zur 
Vernetzung untereinander und dem Austausch mit 
der Politik fehlt.

•  Zukünftig sollten vermehrt wohnraumnahe Bil-
dungsangebote mitgedacht werden, da viele Bildungs-
angebote für Erwachsene sehr zentral gelegen sind. 
Zwar sind zentrale Angebote im Allgemeinen gut er-
reichbar, die Ergebnisse der Bevölkerungsbefragung 
zeigen jedoch, dass eine größere Entfernung zum 
Unterrichtsort für bestimmte Zielgruppen, die nicht 
zentral wohnen, ein Teilnahmehindernis darstellt. 

•  Die schwierigere Erreichbarkeit und Ansprache be-
stimmter Zielgruppen führen dazu, dass auch Zu-
gänge verbessert werden müssen. Vor allem ältere 
Erwachsene, Erwachsene mit geringerer Vorbildung 
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und einem niedrigeren Haushaltseinkommen nehmen 
seltener an Weiterbildungsangeboten teil. Ferner be-
stehen Zugangsbarrieren, wie fehlende Barrierefrei-
heit oder sprachliche Hürden, die eine Teilnahme 
für manche Menschen erschweren. Es wird empfoh-
len, den Einsatz von Multiplikatorinnen und Multi-
plikatoren zu fördern, die beruflich, privat oder im 
Rahmen einer ehrenamtlichen Tätigkeit viel Kontakt 
mit schwer erreichbaren Zielgruppen haben. Weite-
re Möglichkeiten, Zielgruppen besser zu erreichen, 
sind die Verwendung einfacher, zielgruppengerechter 
Sprache oder die Übersetzung in Fremdsprachen.

•  Um auch zukünftig Entwicklungen aufzuzeigen und 
im Auge behalten zu können, ist es unbedingt not-
wendig, dass eine Berichtslegung zur Erwachsenen-
bildung in regelmäßigen Abständen erfolgt. Dies er-
öffnet auch die Möglichkeit, gezielt andere Bereiche 
der Erwachsenenbildung abzudecken. In Erlangen 
ist eine erneute Bearbeitung dieser Bildungsphase in 
etwa fünf  Jahren geplant. 

Wie mit den Ergebnissen weitergearbeitet wird

Alle Ergebnisse des Teilberichts sowie vom Bildungsbüro 
vorgeschlagene Handlungsempfehlungen wurden partizi-
pativ erarbeitet und den Expertinnen und Experten der 
Fachgruppe „Erwachsenenbildung“ rückgespiegelt. Fer-
ner wurden im Rahmen einer Bildungsratssitzung zentrale 
Ergebnisse und Handlungsempfehlungen mit allen Erlan-
ger Bildungsakteuren sowie politischen Entscheidungs-
trägerinnen und Entscheidungsträgern diskutiert. Die 
Ergebnisse des Teilberichts wurden anschließend, kurz 
nach der Veröffentlichung im Herbst 2019, im Bildungs-
ausschuss des Erlanger Stadtrats vorgestellt. Es folgte ein 
erster Fraktionsantrag zum Arbeitsprogramm des Bil-

dungsbüros. Darin wird das Bildungsbüro 
beauftragt, die Vernetzung und Koopera-
tion von Trägern der Erwachsenenbildung 
zu begleiten, einen Fokus auf  wohnortna-
he Bildungsangebote in den Stadtteilen zu 
legen und eine Strategie zur Verbesserung 
von Informationsangeboten zur Erwach-
senenbildung zu entwickeln. Ein weiterer 
Fraktionsantrag zielt auf  das Arbeitspro-
gramm der Volkshochschule ab, wobei die 
Ausweitung dezentraler, niedrigschwelliger 
Angebote sowie eine Intensivierung der 
Vernetzung mit den Akteuren in den Stadt-
teilen vor Ort angeregt wird. 

Vom Bildungsbüro wurden bereits erste 
Maßnahmen zur Umsetzung der Hand-
lungsempfehlungen sowie des Frak-
tionsantrags ergriffen. Dazu gehört die 
Entwicklung einer Befragung von Erwach-
senenbildungsanbietern mit dem Ziel, zu-
nächst bedarfsgerechte Lösungsvorschläge 
zur Verbesserung der Transparenz von An-
geboten und der Vernetzung von Anbietern 
zu erfassen und diese in einem nächsten 
Schritt umzusetzen. Dabei werden die The-

men Vernetzung, zielgruppenorientierte Ansprache sowie 
Zugänge und Barrierefreiheit von Bildungsangeboten 
thematisiert. Ferner wird im Austausch mit Erwachsenen-
bildungsträgern vor Ort eine Recherche zu Informations-
wegen durchgeführt, auf  deren Basis eine Strategie zu 
weiteren Möglichkeiten der Information und Beratung zu 
Erwachsenenbildungsangeboten entwickelt werden wird. 
Zudem arbeitet das Bildungsbüro an einer Handreichung 
für Akteure der Erwachsenenbildung zum zielgruppen-
spezifischen Marketing.

Text: 
Sara Kretschmer
Bildungsbüro Stadt Erlangen

Weiterführende Informationen:

Bildungsbüro Stadt Erlangen
https://www.erlangen.de/bildung/

https://www.erlangen.de/desktopdefault.aspx/tabid-1208/


Öffentliche Bibliotheken sind für alle zugängliche Einrichtungen der Informa-
tion, der kulturellen Bildung sowie der Begegnung. Sie fördern mit ihren Ak-
tivitäten die Lese- und Medienkompetenz der Bürgerinnen und Bürger. Ihre 
Kernaufgabe ist die Bereitstellung von Medien vor Ort oder virtuell.

Die Quote der Entleihungen pro Einwohnerin und Einwohner zeigt, welche 
Bedeutung der Medienbestand kommunaler Bibliotheken für die Nutzerinnen 
und Nutzer hat. Diese Kennzahl der Deutschen Bibliotheksstatistik steht für 
die Nutzungsintensität. Laut Interpretationshilfe des Bibliotheksmonitors ist 
eine hohe Quote positiv zu bewerten, da sie auf  eine intensive Nutzung des 
Medienbestands hinweist.1 

Freizeit als Bildungszeit
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Weiterführende Informationen 
Die Vernetzung von Einrichtungen formaler Bil-
dung mit non-formalen Bildungsorten rückt die 
räumliche Dimension von Bildung in den Vorder-
grund. Die Potenziale einer Region oder eines Sozi-
alraums als Bildungsraum für Bürgerinnen und Bür-
ger werden damit besser erschlossen und gleichzeitig 
die Humanressourcen erweitert. Darüber hinaus ist 
eine gute kommunale Finanzlage für die Bereitstel-
lung kommunaler Bildungsangebote förderlich.

Kommunen stellen nicht nur die Bildungsinfrastruktur für 
das formale Bildungssystem bereit, sondern seit jeher auch 
ein weitreichendes non-formales Bildungsangebot, z.B. in 
Bibliotheken, Museen, Theatern, Musikschulen, Volks-
hochschulen oder im Rahmen von Kinder- und Jugendar-
beit, Sportförderung, Familienbildung und Gesundheits-
bildung. Daneben gibt es zahlreiche freie gemeinnützige 
oder gewerbliche Bildungsträger mit unterschiedlichen 
Angeboten, ob als Sprachenschule, Tanzsportclub, Um-
weltstation, Kirchenchor, Familienbildungsstätte, berufli-
cher Weiterbildungsträger u.v.m.

Die Akteursvielfalt in der non-formalen Bildung ist 
groß und regional spezifisch. Zusammen tragen 
kommunale und freie Anbieter zur Attraktivität der 
Kommune als Lebens- und Arbeitsort bei.

Kommunen entwickeln mit den Bildungsakteuren vor Ort 
Strategien, wie diese vielfältigen Bildungsorte in einen pro-
duktiven Gesamtzusammenhang gebracht und sinnvoll 
miteinander verknüpft werden können. Mehr und mehr 
bayerische Kommunalverwaltungen widmen sich dem 
Aufbau einer solchen kommunalen Bildungslandschaft 
und fördern damit die örtliche Bildungsentwicklung. Sie 
gehen dabei von einem umfassenden und ganzheitlichen 
Blick auf  Bildungsprozesse aus, von der frühkindlichen 
Bildung bis hin zum Lernen im Seniorenalter. Erst ein 
ganzheitliches Verständnis von Bildung im Lebensverlauf  
rückt die Vielzahl an non-formalen Bildungsmöglichkei-
ten für die Bildungssteuerung ins Blickfeld.

Das kommunale Bildungsmanagement übernimmt die 
koordinierende und aktivierende Rolle. Es pflegt die Ver-
netzungsstrukturen, die eine kontinuierliche Kooperation 
der unterschiedlichen Bildungsanbieter über Zuständig-
keits- und Professionsgrenzen hinweg erst ermöglicht. So 
werden Schulen mit Kultureinrichtungen und Vereinen 
zusammengebracht, um den Schulkindern neue Lerner-
fahrungen zu eröffnen. Kindertageseinrichtungen ko-
operieren beispielsweise mit Stiftungen, entwickeln sich 
zu Kompetenzzentren im Sozialraum und beziehen die 
Eltern als Bildungspartner ein. Dies folgt der Erkennt-
nis, dass Bildung nicht nur in den Bildungsinstitutionen, 
sondern auch im Lebensumfeld der Menschen an vielen 
Lernorten stattfindet.2 

Anhand von Bestandsaufnahmen und einem Informa-
tionsmanagement verschafft sich die Kommune einen 
Überblick über die zahlreichen Angebote non-formaler 
Bildung. Mit Erhebungen zur Nachfrage und Nutzung 
non-formaler Bildungsangebote lassen sich Informatio-
nen gewinnen, wo Bedarfe liegen und welche Zielgruppen 
wie erreicht werden. Vor allem in sozial benachteiligten 
Wohnquartieren können die Bewohnerinnen und Bewoh-
ner von niedrigschwelligen Angeboten sowie Bildungsein-
richtungen von zusätzlicher Unterstützung profitieren.

Für lebenslange Lernprozesse sind non-formale Bildungsan-
gebote auf  kommunaler Ebene von großer Bedeutung. Men-
schen lernen ein Leben lang und bedürfen einer Grundbildung, 
die sie zu lebensbegleitendem Lernen befähigt. Non-formale 
Bildung vermittelt in einer sich wandelnden, wissensbasierten 
Gesellschaft wichtige Kompetenzen für eine gesellschaftli-
che Teilhabe. Das Spektrum reicht von einer Alltagsbildung 
bis hin zu beruflicher Weiterbildung und umschließt neben 
der Aneignung von Wissen und notwendigen Kulturtechni-
ken auch den Erwerb sozialer und personaler Kompetenzen. 
Non-formales Lernen findet in einem organisierten Rahmen 
statt, ist didaktisch strukturiert und ein freiwilliges Angebot, 
das sich nach den Bedürfnissen der Teilnehmenden richtet. 

In erfolgreichen Bildungsbiografien verstärken sich 
formale und non-formale Bildungsprozesse gegen-
seitig positiv. Kinder und Jugendliche, die Lerner-
fahrungen und Selbstbildung in non-formalen Lern-
kontexten machen konnten, erwerben damit zugleich 
Kompetenzen, mit denen sie das formale Bildungs-
system erfolgreicher durchlaufen können.

Kinder und Jugendliche, die dagegen in ihrem Umfeld 
wenig von anregenden Lerngelegenheiten profitieren, er-
fahren durch das sich selbst verstärkende Wechselspiel 
formaler und non-formaler Bildung gleichsam eine dop-
pelte Bildungsbenachteiligung.3 Kommunen tragen daher 
zum Gelingen von Bildungsbiografien bei, wenn sie das 
Zusammenspiel unterschiedlicher Bildungsformen und 
Lernorte fördern und chancengerechte Zugänge zu non-
formaler Bildung besonders in den Blick nehmen.

Familienstützpunkte dienen in vielen Kommunen als 
Anlaufstelle für Eltern. Die Stadt Bamberg hat mit einer 
Elternbefragung in Erfahrung gebracht, welche Erwar-
tungen diese an Kinderbetreuung und Familienbildung  
haben (vgl. Praxisbeispiel auf  Seite 49).

Ausgangslage und Aktivitäten 
bayerischer Kommunen 

Chancen und Möglichkeiten 
kommunaler Bildungssteuerung

NON-FORMALE BILDUNG

1 Deutsche Bibliotheksstatistik (2019)
2 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
  (Hrsg.) (2006)
3 Bundesministerium für Bildung und Forschung (2004), Mack (2007)
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Die Region Bamberg erhebt die Nutzung bestehen-
der Angebote der Familienbildung sowie Bedarfe und 
Wünsche der Familien in den einzelnen Gemeinden 
und Stadtteilen, um sie für die Weiterentwicklung 
einer familienfreundlichen Region zu nutzen.

Krabbelgruppen, Säuglingspflegekurse, Väterfrühstück, 
Tipps zu Erziehungsfragen – dies alles sind Angebote der 
Familienbildung und Frühen Hilfen der Region Bamberg. 
In den Beratungsstellen der Jugendämter und den Fami-
lienstützpunkten werden Familien kompetent beraten und 
zahlreiche Veranstaltungen mit und für die Familien ange-
boten. Um im Interesse einer kinder- und familienfreund-
lichen Region zukünftig noch besser auf  die Bedürfnisse 
der Familien eingehen zu können, werden die Konzepte 
der Familienbildung und der Frühen Hilfen von den Ju-
gendämtern regelmäßig fortgeschrieben. 

Um diese Konzepte auf  eine valide Basis zu stellen, wurde 
im Frühjahr 2019 in Kooperation mit den Bildungsbüros 
von Stadt und Landkreis Bamberg eine Familienbefragung 
durchgeführt. Im Rahmen des Bildungsmonitorings be-
gleiteten die Bildungsbüros den inhaltlichen Planungspro-
zess und übernahmen die Durchführung und Auswertung 
der Online-Befragung sowie die Berichterstellung.

Ziel der Befragung war es, zu erfassen, welche vorhande-
nen Angebote der Familienbildung bereits genutzt werden, 
wie zufrieden die Familien mit diesen Angeboten sind und 
welche ihnen noch fehlen. Um die Antworten auf  diese 
Fragen zielgruppenspezifisch und möglichst kleinräumig 
geben zu können, wurden zusätzlich soziodemografische 
Daten und Informationen zum Stadtteil bzw. der Gemein-
de, in der die Familien wohnen, erhoben.

NON-FORMALE BILDUNG

Familienbefragung bringt Bedarfe in der 
Stadt Bamberg zum Vorschein

In der Stadt Bamberg wurden 3 000 Familien mit Kindern 
unter 18 Jahren angeschrieben und um ihre Teilnahme 
gebeten. Knapp 700 Familien nahmen an der Befragung 
teil. Etwa 90 Prozent der befragten Familien haben bereits 
Angebote der Familienbildung genutzt und sind mit die-
sen zufrieden, sowohl hinsichtlich der Inhalte als auch der 
räumlichen und zeitlichen Rahmenbedingungen. Von den 
Familien, die noch keine Angebote genutzt hatten, gab ein 
Drittel an, dass ihnen diese nicht bekannt waren. Für eine 
künftig bessere Information wünschen sich die Familien 
insbesondere öffentliche Anzeigenblätter, aber auch das 
Familienportal der Stadt Bamberg. Inhaltlich besteht der 
Bedarf  nach mehr Angeboten zu den Themen Schule, 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Jugendliche und Pu-
bertät sowie zum Umgang mit Medien.

Die Familien sind mit den Angeboten der Familienbildung 
in der Stadt Bamberg zufrieden bis sehr zufrieden. Eine 
hohe Unzufriedenheit zeigt sich jedoch bei 60 Prozent der 
befragten Familien hinsichtlich der Notfall- und Rand-
zeitenbetreuung für Kinder im Kindergarten- und Schul-
alter. In den einzelnen Stadtteilen variierte die Beurteilung 
der Themen erheblich. Dank der Erfassung des Stadtteils, 
in dem die Familien leben, eröffnen die Ergebnisse kon-
krete und räumlich gut abgesteckte Handlungsfelder für 
die Verbesserung der Familienfreundlichkeit in der Stadt 
Bamberg.

Auf  die Frage nach konkreten Wünschen gaben die be-
fragten Familien zahlreiche Antworten, die sich diversen 
Themenbereichen zuordnen lassen und ebenfalls zwi-
schen den Stadtteilen variieren. Drei Kategorien lassen 
sich aber in fast allen Stadtteilen erkennen: Freizeitange-
bote, Angebote für Jugendliche und der Ausbau frühkind-
licher Betreuung in Krippe, Kindergarten und Hort. Hier 
wünschen sich die Familien sowohl qualitative als auch 
quantitative Verbesserungen.
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Ansatzpunkte für die Weiterentwicklung 
der Familienbildung

Die Ergebnisse der Familienbefragung geben einen gu-
ten Einblick in die Nutzung der bisherigen Angebote der 
Familienbildung, die Zufriedenheit der Familien und de-
ren Wünsche für die gesamte Stadt Bamberg. Ein hohes 
Potenzial für die unmittelbare Arbeit vor Ort liegt in den 
Einzelauswertungen der Stadtteile. Mit der Einschätzung 
der Familienfreundlichkeit ihrer unmittelbaren Lebensum-
gebung geben die Familien wertvolle und sehr konkrete 
Hinweise nicht nur für die Anbieter von Familienbildung, 
sondern auch für die kommunale Planung einer familien-
freundlichen Stadt über alle Lebensbereiche hinweg. Im 
Rahmen der Konzeptfortschreibung und darüber hinaus 
kann in den Stadtbezirken an den relevanten Themenbe-
reichen gezielt und als direkte Reaktion auf  die Rückmel-
dungen der Familien gearbeitet werden.

Zudem wurde durch die Befragung deutlich, dass einer 
Reihe von Familien die Angebote der Familienbildung 
noch nicht bekannt sind. Diese Familien stellen eine po-
tenzielle Zielgruppe dar, die bisher noch nicht erreicht 
werden konnte. Denn dass grundsätzliches Interesse an 
Angeboten zur Familienbildung besteht, geht aus den Da-
ten deutlich hervor. Viele dieser Familien gaben an, mehr 
Informationen über das Familienportal Bamberg zu wün-
schen, sodass dieser Handlungsschritt in der Konzeptfort-
schreibung direkt aufgegriffen wurde. Die Angebote des 
Portals sollen fortlaufend erweitert und das Portal selbst 
stärker beworben werden. Darüber hinaus ist die Möglich-
keit einer öffentlichen Bewertung wahrgenommener An-
gebote durch die Familien in Planung.

Ein Mehr an Zusammenarbeit bei 
verwaltungsinternen Planungsprozessen

Auf  die Arbeit im Bildungsbüro der Stadt Bamberg und 
die verwaltungsinterne Zusammenarbeit hatte die Fami-
lienbefragung zahlreiche positive Effekte. Für das Bil-
dungsmonitoring liegen mit den Ergebnissen wertvolle 
Daten als Basis für die Bildungsberichterstattung vor. 
Die Ergebnisse konnten in zahlreiche verwaltungsinterne 
Gremien und Arbeitsgruppen getragen werden und bie-
ten eine Unterstützung für Planungsprozesse im Bereich 
der Sozialplanung, Jugendhilfe- und Kitaplanung. Für ein-
zelne Arbeitskreise, beispielsweise zum Themenbereich 
„Allein- und Getrennterziehende“, konnten die Ergeb-
nisse der Familienbefragung vom Bildungsbüro gesondert 
ausgewertet werden und geben wertvolle Hinweise für die 
Arbeit der beteiligten Akteure. Darüber hinaus ermöglicht 
die Auswertung der kleinräumigen Daten eine Grundla-
ge oder Ergänzung für die Umsetzung von Maßnahmen 
direkt in den Stadtteilzentren oder im Rahmen von kom-
munalen Bürgerbeteiligungsprozessen wie beispielsweise 
Bürgerlaboren.

Für das Jahr 2020 ist in enger Kooperation mit dem Bil-
dungsbüro eine gemeinsame Weiterarbeit an der Umset-
zung der Maßnahmen zur Verbesserung der Familien-
freundlichkeit geplant. Hierzu gehört beispielsweise, die 

gewünschten Themen vermehrt in den Fokus zu nehmen, 
Rahmenbedingungen und Angebotsformen an die Wün-
sche anzupassen und die Angebote der Familienbildung 
noch breiter und besser zugänglich zu machen. Darüber 
hinaus wird es eine Bestandserhebung der Angebote zur 
Familienbildung und in einem vierjährigen Turnus weite-
re Bedarfserhebungen geben. Die Ergebnisse der Fami-
lienbefragung liefern der Stadt Bamberg nicht nur Infor-
mationen über die hohe Zufriedenheit mit bestehenden 
Angeboten, sondern auch wertvolle Hinweise für die 
Weiterentwicklung von Angeboten der Familienbildung. 
Damit ist eine gute Basis geschaffen, um die Familien-
freundlichkeit in der Stadt Bamberg einen großen Schritt 
voranzubringen.

Text: 
Dr. Ramona Wenzel
Bildungsbüro Stadt Bamberg

Weiterführende Informationen:

Bildungsbüro Stadt Bamberg
www.stadt.bamberg.de/bildungsbuero

Familienportal Bamberg
www.familienportal-bamberg.de

Bildungsregion Bamberg
www.bildungsregion-bamberg.de

Grafik mit Ergebnissen aus der Bamberger Familienbefragung

https://www.stadt.bamberg.de/buergerservice/aemter-A-Z/bildungsbuero/bildungsbuero
https://familienportal-bamberg.de/
https://bildungsregion-bamberg.de/


Die Karte zeigt den Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund an allen 
eingeschulten Schülerinnen und Schülern in Bayern im Schuljahr 2017/18. Be-
rücksichtigt sind die Schulanfängerinnen und Schulanfänger an Grundschu-
len, Förderzentren und Freien Waldorfschulen. Einen Migrationshintergrund 
haben in der Statistik alle Kinder, die keine deutsche Staatsangehörigkeit ha-
ben und/oder im Ausland geboren sind und/oder in deren Familie die über-
wiegend gesprochene Sprache nicht Deutsch ist.
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Weiterführende Informationen 
Weitere Beispiele für Aktivitäten in Bayerischen 
Kommunen zur Integration durch Bildung finden 
Sie unter: http://www.transferagentur-bayern.
de/materialien/weiterfuehrende-links/ unter den 
Abschnitten Integration durch Bildung sowie 
Bildungsmonitoring / Zuwanderung und In-
tegration.

Migration ist kein Sonderfall, sondern ein Normalzu-
stand1: Bevölkerungsbewegungen schwanken je nach Zeit-
punkt und Ort teils deutlich.2 Auch die Zusammensetzung 
der migrierten Personen ändert sich ständig, sei das nach 
der Herkunft, dem Alter oder den Gründen für Migration.

Aus kommunaler Sicht ist Migration gelebte Realität und 
notwendig für die Sicherung und Weiterentwicklung der 
Region. Umso wichtiger ist es, dass alle Menschen vor Ort 
in die Gesellschaft integriert sind. 

Die strategische Ausgestaltung von kommunalen 
Bildungslandschaften kann einen wichtigen Bei-
trag zur Integration leisten: Sprachkenntnisse, Bil-
dungsabschlüsse und soziokulturelle Bildung sind 
Voraussetzungen für den Zugang zum Arbeitsmarkt 
und zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.

Für die Integration in die formalen Bildungseinrichtungen 
gibt es in bayerischen Kommunen zahlreiche Zugangshil-
fen, um den Einstieg zu erleichtern. Beispiele hierfür sind 
die Übergangs- und Deutschförderklassen an Schulen 
oder die Berufsintegrationsklassen an Berufsschulen. Spe-
zifische Programme zielen auf  den Kompetenzaufbau des 
pädagogischen Personals, wie z.B. bei den Sprach-Kitas3 

oder auf  integrierte Sprachförderung für alle Kinder mit 
Unterstützungsbedarf  im Deutschen als Erst- und Zweit-
sprache, wie z.B. im Vorkurs Deutsch 240.4

Informationen sind der Schlüssel, um richtige Entschei-
dungen für den eigenen Bildungsweg treffen zu können. 
Oft mangelt es gerade Neuzugewanderten an Wissen um 
die Möglichkeiten des bayerischen Bildungssystems, gera-
de wenn die Eltern dieses System selbst nicht durchlaufen 
haben. Kommunen kümmern sich deshalb oft um An-
gebote der Eltern- oder Familienbildung. Ehrenamtliche 
bieten eigens Schulungen für Eltern an, auch zum Erler-
nen der deutschen Sprache.

So vielfältig wie die regionale Bevölkerungsentwicklung 
sind auch die mit Migration verbundenen Herausforde-
rungen für die Bildungsplanung, sei es bei der Kinder-
tagesstättenbedarfsplanung, der Gestaltung des Schulwe-
sens oder bei der Bedarfsplanung von außerschulischen 
Weiterbildungsangeboten. 

Kommunale Bildungssteuerung hilft, die Fülle an 
Angeboten, die hohe Diversität der Zielgruppe und 
die große Zahl an Akteuren zu koordinieren.

Einen wichtigen Baustein stellen kommunale Integra-
tionskonzepte dar, die unter Beteiligung aller relevanten 
Akteure entwickelt werden, alle Bereiche des gesellschaft-
lichen und beruflichen Lernens und Lebens umfassen, die 
lokalen Besonderheiten berücksichtigen sowie Umset-
zungsschritte beinhalten.

Integrationspolitisch spielt die interkulturelle Öffnung in 
öffentlichen Einrichtungen eine ergänzende Rolle bei der 
Erhöhung der Teilhabechancen von Geflüchteten.5 Bei-
spiele für Maßnahmen sind die Einrichtung von Dolmet-
scherpools für Schulen, Beratungsstellen und Behörden, 
die Bereitstellung von mehrsprachigen Informationsma-
terialien sowie die Einstellung von qualifizierten Personen 
mit Migrationshintergrund auf  allen Hierarchiestufen.

Ein gelungenes Beispiel für eine Abfolge aus Bildungs-
monitoring, Bildungskoordination und Umsetzung einer 
Maßnahme ist die Entwicklung des Kommunalen Pro-
gramms Deutschspracherwerb der Stadt Nürnberg (vgl. 
Praxisbeispiel auf  Seite 44).

Ausgangslage und Aktivitäten 
bayerischer Kommunen

Chancen und Möglichkeiten  
kommunaler Bildungssteuerung
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1 Für die Aussage steht zum Beispiel Professor Karim Fereidooni, 
  siehe z.B. didacta Themendienst (2020)
2 Bayerisches Landesamt für Schule, Abteilung Qualitätsagentur (2018)
3 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2020)
4 Staatsinstitut für Frühpädagogik (2020)
5  Soehn et al. (2017)
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Passgenaue Sprachbildung für alle Zugewanderten 
von Anfang an. Dieses Ziel verfolgt das Kommuna-
le Programm Deutschspracherwerb, das auf  Basis 
von Bildungsmonitoring und einer gezielten Praxis-
forschung vom Bildungsbüro der Stadt Nürnberg 
entwickelt und verantwortet wird.

Die Integration Neuzugewanderter in das Bildungssys-
tem und den Arbeitsmarkt in Nürnberg wurde vom Bil-
dungsbüro in den vergangenen Jahren verstärkt in den 
Blick genommen, nicht zuletzt durch die Kommunalen 
Koordinatorinnen und Koordinatoren der Bildungsan-
gebote für Neuzugewanderte. In speziellen Fokuskapiteln 
zur Bildung Neuzugewanderter wurde das Thema in den 
Bildungsberichten 2015 und 2017 behandelt sowie noch 
ausführlicher im 2018 erschienenen Teilbericht I: Bildung 
von Neuzugewanderten. In den Veröffentlichungen spiel-
te die Sprachbildung eine wichtige Rolle. Zentrale Befunde 
wurden vor allem zu den Sprachkursen des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF)1 dargestellt: In den 
Kursen erreichen die Teilnehmenden oft das Ziel (Sprach-
niveau B1) nicht. Anderen Gruppen Neuzugewanderter 
bleibt die Teilnahme an den Kursen gänzlich verwehrt. 
Die Handlungsempfehlungen in den Berichten zielten 
deswegen darauf  ab, verstärkt Angebote für Personen ins 
Leben zu rufen, die aus den unterschiedlichsten Gründen 
keinen Zugang zu den institutionalisierten Sprachkursen 
finden oder diese nicht beenden.

Gleichzeitig stellte der Nürnberger Rat für Integration 
und Zuwanderung einen Antrag „eine Integrations- und 
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Sprachoffensive zu entwickeln, um allen Zugewanderten 
(insbesondere Neuzugwanderern aus den EU-Staaten und 
Geflüchteten) die Teilnahme an kostenlosen oder kosten-
günstigen Integrations- und Deutschkursen zu ermög-
lichen“. Darunter zählen zum Beispiel Beschäftigte im 
Schichtbetrieb oder Eltern von Kleinkindern.

Monitoring ermittelt Lücken und Bedarfe

In einer Praxisforschung erstellte das Bildungsbüro des-
halb zunächst eine Übersicht über niedrigschwellige und 
kostenlose beziehungsweise kostengünstige Sprachlern-
angebote, die beispielsweise von Wohlfahrtsverbänden 
oder gemeinnützigen Einrichtungen organisiert werden. 
Im Anschluss hospitierten die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des Bildungsbüros in verschiedenen Sprachkursen 
und führten ausführliche Gespräche mit Einrichtungslei-
tungen, Dozentinnen und Dozenten sowie Ehrenamtli-
chen, um zum Beispiel Expertenmeinungen zu Stand und 
Lücken des Angebots und ein besseres Verständnis der 
niedrigschwelligen Angebote zu erhalten.

In einer Ausschussvorlage für die Kommission für Inte-
gration, dem zuständigen Fachausschuss des Nürnberger 
Stadtrats, wurde der Ist-Stand der Sprachförderung sowie 
Lücken und offene Bedarfe in Nürnberg dargestellt. Bei-
spielsweise zeigte sich: Oberhalb des Sprachniveaus A2 
gab es keine niedrigschwelligen Sprachangebote und es 
fehlte Kinderbetreuung, sodass viele neuzugewanderte 
Frauen keinen Sprachkurs besuchen. 

Neben der Darstellung der Bedarfe formulierte das Bil-
dungsbüro ausführliche Handlungs-
empfehlungen. Im Mittelpunkt 
standen, neben einem konkreten 
Kursangebot, die systematische Be-
gleitung aller Neuzugewanderten in 
ein passendes Sprachkursangebot so-
wie der Aufbau tragfähiger Koopera-
tionen zwischen allen Akteuren. 

Auf  Basis der Ausschussvorlage be-
auftragte die Kommission für Integ-
ration die Stadtverwaltung, ein Um-
setzungs- und Finanzierungskonzept 
für ein kommunales Programm 
Deutschspracherwerb zu erarbeiten.

Pilotvorhaben zur systematischen 
Beratung und Begleitung beim 
Spracherwerb

In Abstimmung mit den zuständigen 
Referaten (Sozialreferat, Kulturrefe-
rat, Kämmerei) entwickelte das Bil-
dungsbüro ein Pilotvorhaben und 
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stellte es im Oktober 2019 dem Stadtrat vor, der die Gel-
der für eine Umsetzung im Jahr 2020 bewilligte. Es sollte 
ein kommunales System etabliert werden, das in der Lage 
ist, flexibel auf  sich rasch ändernde Bedarfe (zum Beispiel 
durch Gesetzesänderungen oder Zuwanderungsbewegun-
gen) zu reagieren und die Lücken zu schließen, die das 
Sprachbildungssystem des Bunds lässt. 

Das Pilotvorhaben startete im Januar 2020 und wird bis 
Oktober 2020 dauern. Durch eine bessere Bewerbung, 
Beratung und Koordinierung der vorhandenen Sprachbil-
dungsangebote soll mehr Menschen ein strukturierter und 
erfolgreicher Deutschspracherwerb ermöglicht werden. 
Der Einsatz kommunaler Ressourcen ist nur dann eine 
Option, wenn bestehende Angebote nicht zur Verfügung 
stehen. 

Herzstück des Systems ist die sogenannte Zentrale An-
laufstelle Migration – Beratung (ZAM-Be). Sie wurde 
im März 2019 gemeinsam von der Stadt Nürnberg und 
den in Nürnberg aktiven Wohlfahrtsverbänden aufgebaut 
als allgemeine Stelle zur Erstberatung für alle Menschen 
mit Migrationsgeschichte. Die Anlaufstelle übernimmt 
eine Lotsenfunktion – unter anderem auch beim Thema 
Sprache. Im Pilotvorhaben können Personen, die keinen 
Zugang zu niedrigschwelligen Kursen oder BAMF-An-
geboten haben, an städtisch finanzierten Sprachkursen 
teilnehmen. Vorausgehen muss eine eingehende Beratung 
durch ZAM-Be. Für eine passende Empfehlung gibt es 
kostenlose Einstufungstests durch eine städtisch finan-
zierte Test- und Meldestelle (TuMStadt). Diese wird vom 
städtischen Bildungszentrum, der Nürnberger Volkshoch-
schule, durchgeführt und arbeitet analog zur vom BAMF 
finanzierten Test- und Meldestelle (TuM).

Um alle Zielgruppen über ihre Möglichkeiten zu infor-
mieren, werden spezifische Formate der Ansprache er-
probt, beispielsweise durch die enge Zusammenarbeit mit 
Migrantenorganisationen.

Transparenz, Koordination und Auswertung

Das Bildungsbüro koordiniert das Pilotvorhaben, beob-
achtet die Strukturen und führt gemeinsam mit den Akteu-
ren notwendige Anpassungen des Modells durch. Bereits 
zu Beginn der Pilotphase informierte es an einem „Fach-
tag Sprache“ alle Akteure außerhalb der Stadtverwaltung. 
Es organisiert regelmäßigen Austausch, bei dem beispiels-
weise die Sprachdienstleister ihr Angebot gegenseitig vor-
stellen und verbindliche Absprachen treffen können. Das 
Bildungsbüro aktualisiert permanent den Überblick über 
die bestehenden, niedrigschwelligen Sprachangebote, die 
in die „Datenbank Bildungsangebote für Neuzugewan-
derte“ eingepflegt (www.integrationdurchbildung.nuern-
berg.de) sowie als Kurzübersicht den Beratungsstellen zur 
Verfügung gestellt werden. Wo noch Lücken vorhanden 
sind, werden auf  Grundlage der Informationen und Sta-
tistiken aus TuMStadt und ZAM-Be passende Angebote 
geschaffen. 

Am Ende der Pilotphase legt das Bildungsbüro dem Stadt-
rat eine detaillierte Auswertung mit Handlungsempfeh-
lungen vor, wie es danach weitergehen kann.

Text: 
Martina Schuster
Bildungsbüro Stadt Nürnberg

Weiterführende Informationen:

Bildungsbüro Stadt Nürnberg
www.bildungsbuero.nuernberg.de

Stadtratskommission für Integration: 
https://www.nuernberg.de/internet/integration/
stadtratskommission.html

Bericht der Praxisforschung im Anhang der Beschluss-
vorlage der Nürnberger Kommission für Integration vom 
21. März 2019: https://www.nuernberg.de/imperia/md/
integration/dokumente/integration/190321_integrations-_
und_sprachoffensive.pdf

Sprachkurs in Nürnberg

1 Zu den Sprachkursen des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge: 
  https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/ 
  Integrationskurse/integrationskurse-node.html 

https://integrationdurchbildung.nuernberg.de/datenbank.html
https://integrationdurchbildung.nuernberg.de/datenbank.html
https://www.nuernberg.de/internet/bildungsbuero/
https://www.nuernberg.de/internet/integration/stadtratskommission.html
https://www.nuernberg.de/internet/integration/stadtratskommission.html
https://www.nuernberg.de/imperia/md/integration/dokumente/integration/190321_integrations-_und_sprachoffensive.pdf
https://www.nuernberg.de/imperia/md/integration/dokumente/integration/190321_integrations-_und_sprachoffensive.pdf
https://www.nuernberg.de/imperia/md/integration/dokumente/integration/190321_integrations-_und_sprachoffensive.pdf
https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/Integrationskurse/integrationskurse-node.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/Integrationskurse/integrationskurse-node.html


FabLabs (fabrication laboratory, Fabrikationslabor) machen teure High-Tech-
Produktionstechnologien (zum Beispiel 3D-Drucker oder Laser-Cutter) für 
Personengruppen erlebbar, die auf  anderen Wegen keinen Zugang finden 
würden.1 Betrieben und finanziert werden FabLabs in der Regel von gemein-
nützigen Vereinen und deren Sponsoren, aber auch von Universitäten oder 
Kommunen.

Innovation durch Bildung
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Die aktive Gestaltung der Digitalisierung ist eine der pri-
oritären Aufgaben auf  kommunaler Ebene und wird es 
dauerhaft bleiben. Digitale Vernetzung und digitale Infra-
struktur sind zu einem bedeutsamen Teil der Daseinsvor-
sorge geworden. 

Dies gilt auch und in besonderer Weise für den Bildungs-
bereich. Über den Digitalpakt Schule des Bundes und mit 
zusätzlichen Mitteln des Freistaats Bayern stehen den bay-
erischen Kommunen bis 2024 rund eine Milliarde Euro 
zur Verfügung, die in die Ausstattung an Schulen investiert 
werden.2 Die Mittel sind dabei eng verknüpft mit medi-
enpädagogischen Konzepten, denn Hard- und Software 
alleine tragen noch nicht dazu bei, den digitalen Wandel 
zu bewältigen. Abgestimmte Konzepte zur Vermittlung 
notwendiger Kompetenzen, wie zum Beispiel Kenntnisse 
über die Funktionsweise von Algorithmen oder eine re-
flektierte Mediennutzung, stehen ebenso im Mittelpunkt 
des Interesses.

Viele Kommunen ziehen daraus den Schluss, kom-
munale Gesamtstrategien für die digitale Bildung 
vor Ort zu entwickeln. Häufig werden hierfür ko-
operative und partizipative Formen der Zusam-
menarbeit gewählt, die auch neue Formen von Ler-
nortkooperationen beinhalten.

Ein Beispiel hierfür sind Kooperationen bayerischer Bil-
dungsinstitutionen mit sogenannten Fablabs, die den Um-
gang mit modernen, technikintensiven Fertigungsverfah-
ren ermöglichen. Diese außerschulischen Lernorte, aktuell 
gibt es in Bayern davon 17 (vgl. Karte), sind in den vergan-
genen Jahren an zahlreichen Orten neu entstanden und 
ermöglichen ihren Nutzerinnen und Nutzern Einblicke in 
moderne Berufsprofile und hierfür benötigte Kompeten-
zen, wie Wissen über moderne Produktionstechniken und 
-verfahren.

Digitalisierung ist aber nicht nur im Kontext Schule Ge-
genstand konzeptioneller Überlegungen. Im frühkind-
lichen Bereich legen Kindertageseinrichtungen in ihren 
pädagogischen Konzepten dar, wie sie Medienbildung, 
Mediennutzung und Elternarbeit miteinander verknüpfen. 
In der beruflichen Weiterbildung werden passgenaue, 
auf  den lokalen Arbeitsmarkt abgestimmte Konzepte be-
nötigt, um berufsbezogene Kompetenzen weiter zu entwi-
ckeln und anschlussfähig zu halten. Die Volkshochschulen 
als Trägerinnen in der Erwachsenenbildung erweitern 
ihre Angebote, um die notwendigen Kompetenzen für das 
Leben in einer digitalisierten Welt zu vermitteln und neh-
men dabei auch ältere Menschen in den Blick.3

Das kommunale Bildungsmanagement bietet vielen baye-
rischen Kommunen den passenden Rahmen, um die mit 
der Digitalisierung verbundenen Bildungsherausforderun-
gen zu diskutieren, daraus Schlüsse zu ziehen und Maß-
nahmen abzuleiten.

Bildungsmessen und -konferenzen geben einen Über-
blick zu Angeboten und Anbietern im Bereich Digitalisie-
rung und ermöglichen einen bildungspolitischen Diskurs 
über die Herausforderungen und den Umgang vor Ort. 
Alleine in den Jahren 2017, 2018 und 2019 haben 19 bay-
erische Kommunen die Digitalisierung zum Thema ihrer 
Bildungskonferenz gemacht.

Über das Bildungsmonitoring legen die Kommunen 
faktenbasierte Grundlagen für bildungspolitische Ent-
scheidungen. Ist-Stand-Analysen, wie sie zum Beispiel für 
die Bewerbung zur „digitalen Bildungsregion“ im Zuge 
der Initiative der bayerischen Staatsregierung erarbeitet 
werden, aber auch datengestützte Publikationen mit kon-
kreten Handlungsempfehlungen oder anlassbezogene 
eigene Darstellungen helfen, die Herausforderungen klar 
zu benennen und passgenaue Maßnahmen abzuleiten. Da-
durch werden benötigte digitale Grund- und Medienkom-
petenzen unterschiedlicher Zielgruppen genauso erfasst, 
wie Anforderungen an die digitale Infrastruktur oder die 
sozialen Auswirkungen, wenn etwa ärmere Menschen 
nicht partizipieren können, weil sie sich die Digitalisierung 
nicht leisten können. Der in dieser Publikation dargestellte 
Praxisreport aus dem Landkreis Bamberg zeigt, wie aus ei-
ner Befragung von Lehrkräften unter anderem eine Digi-
talisierungsmesse hervorging (vgl. Praxisbeispiel Seite 48).

Kommunen in Bayern nutzen die ressortübergreifende 
Kooperation der Bildungsakteure im Bildungsmanage-
ment, um gemeinsame Digitalisierungsstrategien zu er-
arbeiten. Hierbei werden die unterschiedlichen Expertisen 
genutzt, indem zum Beispiel Bildungsexpertinnen und 
Bildungsexperten mit Bauverantwortlichen zusammen-
gebracht werden. Gerade teure, technikintensive Neue-
rungen sind immer auch ein Grund, über Kooperationen 
nachzudenken. Vielerorts entwickeln zivilgesellschaftliche 
Akteure, Stiftungen oder regionale Unternehmen gemein-
same Angebote mit den örtlichen Bildungsinstitutionen 
und schaffen so zusätzliche Angebote. 

Ausgangslage und Aktivitäten 
bayerischer Kommunen

Chancen und Möglichkeiten 
kommunaler Bildungssteuerung
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1 Institut für Mittelstandsforschung, Universität Mannheim (2020)
2 Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus (2020) 
3 Transferagentur Bayern für Kommunales Bildungsmanagement (2018)
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Mit einer Online-Befragung an allen Grund-, Mit-
tel- und Realschulen ermittelte das Bildungsbüro 
den digitalen Bestand im Landkreis Bamberg. Die 
genannten Bedarfe zeigten den Akteuren die Not-
wendigkeit eines Informationsaustauschs zwischen 
den Schulen.

Um die Digitalisierung an den Schulen weiter voranzutrei-
ben, hatte das Bayerische Ministerium für Unterricht und 
Kultus die Schulen aufgefordert, bis Ende des Schuljahrs 
2018/19 Medienkonzepte zu entwickeln, in denen sie ihre 
Schulentwicklungsprozesse in diesem Bereich systema-
tisieren. Jede Schule sollte mit einer Bestandsaufnahme 
beginnen, die sowohl den Ist-Stand der Ausstattung und 
des Nutzungsverhaltens als auch die zukünftigen Bedar-
fe an Technik und Weiterbildung umfasst. Im Landkreis 
Bamberg wurden die Schulen bei dieser Aufgabe vom Bil-
dungsbüro unterstützt.

Einige Schulen in der Region Bamberg hatten bereits seit 
längerem ein eigenes Medienkonzept, andere – vor allem 
die kleineren Grund- und Mittelschulen – standen noch 
ganz am Anfang. Dies zeigte sich in mehreren Gesprä-
chen mit Lehrkräften und Schulleitungen. An diesem 
Punkt setzte das Bildungsbüro an und erarbeitete auf  Ba-
sis der Empfehlungen des Staatsinstituts für Schulqualität 
und Bildungsforschung (ISB) sowie in enger Abstimmung 
mit den Staatlichen Schulämtern von Stadt und Landkreis 
Bamberg einen Online-Fragebogen, der die Bestands- und 
Bedarfsfeststellung vereinheitlichte.

Online-Lehrerbefragung – 
Einsatz digitaler Medien und Bedarfsermittlung 

Ein eigens eingerichteter Arbeitskreis mit Vertreterinnen 
und Vertretern der Medienkonzeptteams verschiedener 
Schulen, des medienpädagogisch-informationstechnischen 
Beraters (MiB) für die Grund- und Mittelschulen sowie 
der Staatlichen Schulämter und des Bildungsbüros setzte 
eigene inhaltliche Schwerpunkte für die Befragung. Alle 
885 Lehrkräfte sowie Referendarinnen und Referendare 
der Schulen im Landkreis hatten von Juli bis September 
2018 die Gelegenheit zur Teilnahme, rund 31 Prozent von 
ihnen nutzten dieses Angebot.

Einen Monat nach der Umfrage, im Oktober 2018, erhielt 
jede Schule ihre individuelle Auswertung. Somit bekamen 
die Schulen ohne eigenen Aufwand Daten und Ergebnis-
se an die Hand, zum Beispiel über den Einsatz digitaler 
Geräte im Unterricht oder die Einstellung der Lehrkräfte 
dazu. Diese Informationen dienten ihnen als Basis für die 
jeweilige Arbeit am Medienkonzept. Da diese Befragung 
für den Landkreis gleichzeitig einen Themenbereich des 
Bildungsmonitorings abdeckt, der in keiner amtlichen 
Statistik auftaucht, erstellte das Bildungsbüro außerdem 
einen Gesamtbericht zur Situation der Digitalisierung an 
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Schulen. Das Landratsamt und interessierte Bildungsak-
teure gewannen zusätzlich einen generellen Eindruck vom 
Status Quo in Sachen Digitalisierung in der Region.

Von der Datenanalyse zur Handlungsempfehlung 

Die Schulen, vor allem aber auch die Sachaufwandsträger, 
darunter auch die Stadt Bamberg1, wollten nach der Vor-
stellung der Ergebnisse zur Befragung wissen, wie es wei-
tergeht und auf  welcher Basis sie über Neuanschaffungen 
entscheiden sollen. In einem kleinen Kreis, bestehend aus 
den Bildungsbüros von Stadt und Landkreis, den Staat-
lichen Schulämtern, den Beauftragten für Digitalisierung 
an Schulen sowie dem Fachbereich Schulen im Landkreis, 
entstand die Idee, im Rahmen einer Messe Antworten auf  
die vielen Fragen zu erhalten. Die Messe sollte informie-
ren, aber auch zum Austausch untereinander anregen. Aus 
diesem Grund organisierte das Bildungsbüro federfüh-
rend eine Digitalisierungsmesse. Sie fand an der Grund-

Landkreis Bamberg
Bildungsbüro unterstützt Digitalisierung an Schulen

Der Bericht zur Digitalisierung an Schulen
im Landkreis Bamberg

Abbildung aus dem Bericht zur Digitalisierung an Schulen: Fortbil-
dungsbesuche zum Thema „Digitale Medien in der Schule“
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schule und der Mittelschule Burgebrach statt, weil diese 
Schulen hinsichtlich Konzept und Ausstattung schon sehr 
weit im Prozess der Digitalisierung vorangeschritten wa-
ren und insofern hervorragende Praxisbeispiele darstell-
ten. Entsprechend stark engagierten sich auch die beiden 
Schulfamilien bei der Organisation, von der Schulleitung 
bis zum Elternbeirat. Sie wollten sich gut präsentieren, 
Wissen weitergeben und die eigenen Projekte reflektieren, 
um sich mit Hilfe der Anregungen von den Besucherinnen 
und Besuchern weiter zu verbessern. 

Digitalisierungsmesse am 15. März 2019 
mit 250 Gästen 

Insgesamt 16 Messeprogrammpunkte boten zahlreiche 
Best-Practice-Beispiele, angefangen vom gut funktionie-
renden Konzept einer digitalen Klassenzimmerausstat-
tung über Schulserver-Lösungen, WLAN-Infrastruktur, 
iPad- und Laptopklassen bis hin zu Programmieransätzen 
ab dem Grundschulalter. Viele dieser Themen hatten sich 
auch in der Befragung als besonders relevant herausge-
stellt. Die Messestände wurden von externen Expertinnen 
und Experten, unter anderem von der Universität Bam-
berg, und Lehrkräften aus der Region vorgestellt und den 
Interessierten erklärt. Auch einige Burgebracher Schüle-
rinnen und Schüler selbst zeigten, wie man kreativ und 
künstlerisch die digitalen Werkzeuge nutzen kann.

Vertreterinnen und Vertreter nahezu jeder Schule aus der 
Bildungsregion von Stadt und Landkreis Bamberg be-
suchten die Messe, waren sehr angetan und nahmen Anre-
gungen mit, um das Angebot in ihrer eigenen Einrichtung 
zu verbessern. Eine eröffnende Podiumsdiskussion zur di-
gitalen Bildung an Bayerns Schulen sowie ein ansprechen-
des Rahmenprogramm rundeten die Veranstaltung ab.

Fazit: Zielgerichtete Medienkonzepte 
durch Kooperation von Bildungsakteuren 

Dem Planungsaufwand im Vorfeld stand ein großer Nut-
zen im Hinblick auf  Austausch und Vernetzung der Schu-
len der Region sowie der umfassenden Information über 
Möglichkeiten der Schulentwicklung gegenüber. Die Ver-
netzung und enge Zusammenarbeit von Sachaufwandsträ-
gern, Schulamt, Schulen und dem Bildungsbüro hat sich 
bewährt. Es zeigte sich auch, wie aus der Kombination 
von Datenbasierung und Bildungsmanagement ein direk-
ter Mehrwert für die Betroffenen erwachsen kann: Auf-
gezeigte Bedarfe aus der Lehrerbefragung führten zu the-
matischen Messeständen, bei denen sich alle – angefangen 
von Schulleitungen und Lehrkräften bis hin zum Bürger-
meister oder der Schulverwaltung – informieren und An-
regungen für die eigene Arbeit oder die Ausstattung der 
eigenen Schule mitnehmen konnten.

Die Schulen konnten so in erster Linie zielgerichteter die 
eigenen Medienkonzepte entwickeln und hinsichtlich ih-
rer Ausstattungswünsche die jeweiligen Sachaufwandsträ-
ger gleich mit ins Boot holen. Seitdem haben viele Schulen 
neue Geräte angeschafft – auf  einer fundierten Entschei-
dungsbasis. Ohne Messe wäre das in dieser Form nicht 
möglich gewesen.

Im Nachgang wandten sich Vertreterinnen und Vertreter 
der beruflichen Schulen an das Bildungsbüro mit der Bit-
te, eine ähnliche Veranstaltung auch für ihren Bereich zu 
organisieren. Hier wäre dann weniger das Medienkonzept 
im Fokus, sondern verstärkt die teils viel spezifischere 
Technik.

Text: 
Dr. Christian Lorenz
Bildungsbüro Landkreis Bamberg

Weiterführende Informationen:

Bildungsbüro Landkreis Bamberg
www.landkreis-bamberg.de/Leben/Bildung/Bildungsbüro

Bildungsregion Bamberg
www.bildungsregion-bamberg.de

Die Digitalisierungsmesse in Burgebrach wurde von einer Podiums-
diskussion eröffnet, u.a. mit (im Bild von links) Dr. Christian Lange 
(Zweiter Bürgermeister der Stadt Bamberg), Holger Dremel (Landtags-
abgeordneter), Anna Stolz (Staatssekretärin im Bayerischen Kultus-
ministerium), Johann Kalb (Landrat des Landkreises Bamberg) und 
Johannes Maciejonczyk (Bürgermeister des Markts Burgebrach).

1 Stadt und Landkreis Bamberg arbeiten als „Bildungsregion Bamberg“ 
  in vielen Bildungsbereichen eng zusammen, so auch bei der Daten-
  analyse zur Digitalisierung an Schulen.

https://www.landkreis-bamberg.de/Leben/Bildung/Bildungsbuero
http://www.bildungsregion-bamberg.de


Die Karte gibt wieder, wie sich die Bevölkerung von 2018 bis ins Jahr 2038 in 
den kreisfreien Städten und Landkreisen in Bayern entwickeln könnte. Es han-
delt sich hier um keine exakte Bevölkerungsvorausberechnung, sondern um 
die Fortschreibung demografischer Entwicklungen unter Annahmen zu Ge-
burten, Sterbefällen sowie Zuzüge und Fortzüge. Diese Annahmen beruhen 
auf  vergangenen Entwicklungen und aktuellen Trends, die mit einer gewissen 
Unsicherheit behaftet sind.1

Bildungsinfrastruktur im Wandel
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Weiterführende Informationen 
Für eine bedarfsgerechte und vorausschauende 
Bildungsplanung sind mehrere Aspekte relevant: 
So sind möglichst kleinräumige Datenauswer-
tungen und -prognosen sinnvoll, etwa auf  Ebe-
ne von kreisangehörigen Kommunen, Stadtteilen 
oder Quartieren. Neben der allgemeinen Bevöl-
kerungsentwicklung ist auch die Frage der (zu-
künftigen) Altersstruktur der Wohnbevölkerung 
vor Ort bedeutsam. Der lokale Arbeitsmarkt ist 
ebenfalls wichtig, da dieser in einem engen Zu-
sammenhang zur demografischen Entwicklung 
vor Ort steht. Darüber hinaus sind auch kommu-
nenübergreifende Analysen zweckmäßig, da es 
oftmals enge Mobilitäts-Verflechtungen (Zuzüge 
und Fortzüge, Schul- und Berufspendler) zwi-
schen Kommunen gibt.

Der demografische Wandel wird alle Kommunen in 
Deutschland und Bayern nachhaltig beeinflussen, da sich 
die Alterszusammensetzung der Bevölkerung stark ver-
ändern wird: Zukünftig wird es verhältnismäßig mehr äl-
tere Menschen geben. Ein Grund für diese Alterung der 
Gesellschaft ist das Vorrücken besonders geburtenstarker 
Jahrgänge (die sogenannten „Babyboomer“ der Jahrgänge 
1955 bis 1969) in das Rentenalter. Weitere Gründe liegen 
in der stetig steigenden Lebenserwartung und den anhal-
tend niedrigen Geburtenraten.2 Die Zuwanderung aus 
dem In- und Ausland sorgt jedoch dafür, dass die Bevöl-
kerung in Bayern insgesamt wächst.3

Die demografische Entwicklung vollzieht sich auf  kom-
munaler Ebene in unterschiedlichem Maße, wie ein Blick 
auf  die Karte zeigt: Während einige Ballungsräume ein 
starkes Bevölkerungswachstum verzeichnen, sind verein-
zelte ländliche Gebiete von Bevölkerungsrückgang betrof-
fen. Ebenso vollzieht sich auch die Alterung der Bevölke-
rung in den Kommunen unterschiedlich stark: Während 
beispielsweise einige Kommunen vom Wegzug junger 
Menschen betroffen sind, verzeichnen andere Kommu-
nen einen Zuzug junger Familien. 

Die Bildungsinfrastruktur vor Ort wird maßgeb-
lich von den demografischen Gegebenheiten in 
einer Kommune beeinflusst. Diese sind ein aus-
schlaggebender Faktor dafür, wie hoch der Bedarf  
an Bildungsangeboten entlang des Lebenslaufs ist 
– angefangen von der frühkindlichen Bildung im 
Kleinkindalter bis hin zur Weiterbildung im Senio-
renalter.4

Während wachsende Ballungsräume mit dem Problem 
einer Überlastung ihrer Bildungsinfrastruktur zu kämpfen 
haben, droht in Regionen mit Abwanderung die Schlie-
ßung von Bildungseinrichtungen.

Die Bereitstellung einer bedarfsgerechten Bildungsinfra-
struktur für alle Altersgruppen und Bevölkerungsschich-
ten bringt einen großen Standortvorteil für eine Kommu-
ne mit sich. Durch passgenaue Bildungsangebote gewinnt 
eine Kommune sowohl als Wohnort als auch als Unter-
nehmensstandort an Attraktivität.5

Eine datenbasierte Analyse der demografischen 
Gegebenheiten versetzt Kommunen in die Lage, 
die demografischen Entwicklungen vor Ort proak-
tiv zu gestalten, Veränderungsprozesse anzuregen 
und zu moderieren.

Vorausschauende Planungen etwa tragen dazu bei, dass 
Kosten gespart und Investitionen sinnvoll getätigt werden 
(vgl. Praxisbeispiel des Landkreises Mühldorf  a. Inn auf  
Seite 10). Die Bearbeitung und Beplanung unterschiedli-
cher Bildungsbereiche durch eine zentrale Sozialplanungs-
stelle sorgen dafür, dass Synergie-Effekte gut genutzt 
werden (vgl. Praxisbeispiel des Landkreises Ebersberg auf  
Seite 52).

Ausgangslage und Aktivitäten 
bayerischer Kommunen

Chancen und Möglichkeiten 
kommunaler Bildungssteuerung

DEMOGRAFIE

1 Bayerisches Landesamt für Statistik (2019)
2 Kühn (2017)
3 Bayerisches Landesamt für Statistik (2019)
4 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2018)
5 Deutsches Institut für Urbanistik (2017)
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„Markenzeichen unseres wachsenden Landkreises ist die le-
benslange Bildung als zentrale Investition in die Zukunft der 
sich demografisch verändernden Gesellschaft“ .
Landrat Robert Niedergesäß

Der Ausbau der Bildungslandschaften steht seit vielen 
Jahren im Fokus des Landkreises Ebersberg: Bereits 2013 
erfolgte deshalb die Beteiligung an der Initiative „Bil-
dungsregionen in Bayern“ mit der Einrichtung eines Bil-
dungsbüros. Um den Folgen des demografischen Wandels 
zeitnah begegnen zu können, beauftragte der Kreistag im 
April 2013 die Verwaltung des Landkreises darüber hinaus 
mit der Erstellung eines Konzeptes zur Bewältigung des 
demografischen Wandels im stark wachsenden Landkreis.

Aktionsplan für den demografischen Wandel

Entstanden ist der sogenannte „Ebersberger Aktions-
plan“. Hierfür sollten zunächst relevante Daten ausgewer-
tet und Maßnahmen erarbeitet werden, um diese anschlie-
ßend gemeinsam mit den kreisangehörigen Kommunen 
umzusetzen. Ziel des Aktionsplans ist es, vor dem Hinter-
grund demografischer, wirtschaftlicher und sozialer Ent-
wicklungen positive Lebensbedingungen für alle Bürgerin-
nen und Bürger im Landkreis zu schaffen und zu erhalten.

Zur Umsetzung dieses Auftrags wurde 2013 eine Stelle für 
Sozialplanung im Landratsamt geschaffen. Sie bildete zu-
sammen mit den Beauftragten der Fachstellen Familie, In-
klusion, Integration, Senioren, Gesundheit und Ehrenamt 
das „Team Demografie“.

Startpunkt für den „Ebersberger Aktionsplan“ war der 
Sozialbericht 2015, aus welchem politische Leitlinien, Zie-
le und Maßnahmen abgeleitet wurden. Bei der Erstellung 
des Sozialberichts wurden neben einer Vielzahl quantita-
tiver Daten auch Ergebnisse aus Expertengesprächen ein-
bezogen und eng mit bereits bestehenden Gremien, Struk-
turen und betroffenen Fachbereichen abgestimmt. Die 
Ergebnisse wurden anschließend gemeinsam im „Team 
Demografie“ unter Federführung der Sozialplanung aus-
gewertet und Handlungsempfehlungen abgeleitet.

Die daraus resultierenden Maßnahmen wurden in Form 
von 62 konkreten Projekten in einem „Demografiekon-
zept“ festgeschrieben. Aufgrund der Vielzahl der Themen 
(von der Unterstützung mehrsprachigen Aufwachsens bis 
hin zur Förderung von Mehrgenerationenhäusern) soll die 
Umsetzung bis 2022 erfolgen. Es werden dafür finanzielle 
Ressourcen von bis zu 17 Millionen Euro bereitgestellt. 
Um die Auswirkungen des demografischen Wandels kon-
tinuierlich zu beobachten, einen Überblick über den er-
reichten Stand in den wichtigsten Handlungsfeldern zu er-
halten und Entwicklungen erkennen zu können, wird der 
Sozialbericht fortgeschrieben. 

DEMOGRAFIE

Bestandsaufnahme unterstreicht erfolgreiche 
Zusammenarbeit der Bildungsakteure

Neben der Umsetzung des „Ebersberger Aktionsplans“ 
zur Bewältigung des demografischen Wandels beauftrag-
te der Ausschuss für „Soziales, Familie und Bildung“ des 
Kreistages die Verwaltung im März 2016, ein Bildungs-
monitoring einzuführen und einen ersten Bildungsbe-
richt zum Thema „Frühkindliche Bildung“ zu erarbeiten. 
Dieser von der Geschäftsstelle der Bildungsregion und 
der Fachstelle „Sozialplanung und Bildungsmonitoring“ 
sowie dem Kreisjugendamt 2019 erstellte Bericht spiegelt 
mit einer umfassenden Bestandsaufnahme das erfolgrei-
che Zusammenwirken der aufgebauten multiprofessionel-
len Bildungsnetzwerke wider. 

Schnittstellen nutzen: Verknüpfung von 
Sozial- und Bildungsplanung

Um dem integrativen Ansatz gerecht zu werden, wurde 
der Zuschnitt der Stelle für Sozialplanung verändert und 
heißt nun „Sozialplanung und Bildungsmonitoring“. Ziel 
ist es, die Schnittstellen zwischen den Bereichen Bildung, 
Demografie und Soziales zu schließen. Die Fachstelle ist 
als Stabsstelle seit Januar 2017 direkt dem Leiter der Ab-
teilung 6 Jugend, Familie und Demografie zugeordnet, 
welcher wiederum dem Landrat direkt unterstellt ist. Auf  
diese Weise wird ein enger Austausch mit der obersten 
Führung bzw. den Entscheidungstragenden sichergestellt. 
Mit dieser Umstrukturierung wurde dem Ansatz einer 
übergreifenden Konzeption, Betrachtung und Planung 
verschiedenster Themenbereiche und Zielgruppen Rech-
nung getragen.
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Landkreis Ebersberg
Nutzung von Synergieeffekten durch 
integrierte Sozial- und Bildungsplanung

Das federführende Team der integrierten Sozial- und Bildungsplanung: 
Hubert Schulze, Bildungsmanagement (Teamleiter Bildung), Eva 
Wenzl, Bildungsmanagement (Geschäftsstelle Bildungsregion), Hanna 
Kohlert, Sozialplanung und Bildungsmonitoring und Landrat Robert 
Niedergesäß (von links nach rechts).

Bildungsregion
Landkreis

Ebersberg
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Sowohl über den Umsetzungsstand des „Demografie-
konzepts“ als auch der Bildungsregion erfolgt eine re-
gelmäßige Berichterstattung in allen relevanten Gremien 
des Landkreises und zuständigen Ausschüssen. Die Um-
setzung geschieht in enger Abstimmung und Zusammen-
arbeit mit den kreisangehörigen Kommunen.

Das „Team Demografie“ sowie das „Team Bildung“ ha-
ben bereits diverse Projekte umgesetzt bzw. angestoßen. 
Dazu zählen eine landkreisweite Inklusionsmesse, die Ein-
führung der bayerischen Ehrenamtskarte, ein ehrenamt-
liches Dolmetscher-Netzwerk oder Bedarfsermittlungen 
in der Schulentwicklung („Masterplan Schule“) sowie im 
Bereich Integration. Außerdem wurde eine Erhebung im 
Bereich der frühkindlichen Bildung durchgeführt und ein 
Bericht zum Thema Kinder- und Altersarmut erstellt. Die 
kontinuierliche Evaluation wird bei nahezu jedem Projekt 
standardmäßig durch die Sozialplanung und die jeweils zu-
ständige Fachstelle durchgeführt.

„Hildesheimer Bevölkerungsmodell“ ermöglicht 
kleinräumige Bevölkerungsprognosen

Ein neu eingeführtes Instrument, das „Hildesheimer Be-
völkerungsmodell“, ermöglicht der Verwaltung des Land-
kreises die Erstellung eigener kleinräumiger Bevölkerungs-
prognosen auf  Ebene der kreisangehörigen Kommunen. 
Diese Prognosen bieten gerade im stark wachsenden 
Landkreis Ebersberg eine wichtige Grundlage für Pla-
nungen in unterschiedlichen Bildungs- und Fachbereichen 
(frühkindliche Bildung, schulische Bildung, Pflegebedarfs-
planung). So ist etwa der „Masterplan Schulen“ entstan-
den, der sowohl Schülerzahlen und -prognosen als auch 
Bestandsanalysen beinhaltet und ein wichtiges Instrument 
für die Schulentwicklung darstellt. Er priorisiert anstehen-
de Bau- und Erweiterungsmaßnahmen, wurde von Politik, 
Verwaltung und den Schulen im Sachaufwand des Land-
kreises einvernehmlich erarbeitet und vom Kreistag im 
Oktober 2017 einstimmig beschlossen. 

Ganzheitlicher Planungsansatz für eine datenbasier-
te Steuerung im Sozial- und Bildungsbereich

Der ganzheitliche Planungsansatz im Sozial- und Bil-
dungsbereich trägt somit dazu bei, Maßnahmen und Pro-
jekte nicht anhand von gefühlten Bedarfslagen zu initi-
ieren, sondern datenbasiert zu steuern. Synergie-Effekte 
können sinnvoll genutzt werden, indem Datenerhebungen 
und -interpretationen für Fach- und Bildungsplanungen 
nicht mehr von einer einzelnen Fachstelle bzw. einem 
Fachbereich allein vorgenommen werden müssen, son-
dern dies von einer zentralen Stelle geleistet wird.

Text: 
Hanna Kohlert, Eva Wenzl und Hubert Schulze
Landkreis Ebersberg

Weiterführende Informationen:

Demografiekonzept und Sozialbericht 2015
www.lra-ebe.de/leben/demografie

Bildungsbericht „Frühkindliche Bildung“ 
www.bildungsportal.lra-ebe.de/media/2534/
bildungsbericht_2019.pdf

Armutserhebung Landkreis Ebersberg
https://demografie.lra-ebe.de/media/3346/
armutserhebung_final.pdf

https://www.lra-ebe.de/leben/demografie
https://bildungsportal.lra-ebe.de/media/2534/bildungsbericht_2019.pdf
https://bildungsportal.lra-ebe.de/media/2534/bildungsbericht_2019.pdf
https://demografie.lra-ebe.de/media/3346/armutserhebung_final.pdf
https://demografie.lra-ebe.de/media/3346/armutserhebung_final.pdf


Ein datenbasiertes kommunales Bildungsmanage-
ment in einer Kommune zu verankern, ist eine gro-
ße Chance und zugleich eine große Herausforde-
rung. Kommunen in Bayern, die sich seit einigen 
Jahren dieser Aufgabe gestellt haben, erzielen gro-
ße Erfolge. Wir haben darüber mit zwei kommunal 
Verantwortlichen gesprochen: mit Brigitte Keyser 
(Leitung des Fachbereichs „Bildung, Kultur und 
Sport“) aus dem Landkreis Coburg und mit Ralph 
Eichbauer (Leitung der Abteilung „Mensch und 
Gesellschaft“) aus dem Landkreis Oberallgäu.

Welche Bereiche und Aufgaben fallen in Ihre 
Zuständigkeit?

Brigitte Keyser: Seit der Gründung des Fachbereichs Bil-
dung, Kultur und Sport vor zehn Jahren bin ich mit seiner 
Leitung beauftragt. Als gemeinsame Bildungsregion mit der 
Stadt Coburg zertifiziert, nehmen wir im Landkreis Coburg 
Bildungsthemen in den Blick und entwickeln sie weiter.

Ralph Eichbauer: Ich bin schon seit vielen Jahren als 
Leiter der Abteilung Mensch und Gesellschaft im Land-
kreis Oberallgäu tätig. Dies beinhaltet die Stabsstellen 
Migrations- und Gleichstellungsbeauftragte, die Fachstelle 
für Senioren und das Bildungsbüro. Des Weiteren sind die 
Sachgebiete Jobcenter, Jugendamt, Sozialamt sowie das 
Amt für Migration in meiner Abteilung angesiedelt. 

Erzählen Sie uns ein wenig über Ihren Landkreis! Welche Beson-
derheiten und Herausforderungen sehen Sie im Bildungsbereich?

Ralph Eichbauer: Der Landkreis Oberallgäu ist ein sehr 
ländlich geprägter Flächenlandkreis mit insgesamt 28 
Kommunen. Die Gegebenheiten in den kreisangehörigen 
Gemeinden sind sehr unterschiedlich, insbesondere zwi-
schen Nord und Süd. Der nördliche Landkreis ist stark 
von der Nähe zur kreisfreien Stadt Kempten geprägt und 
gehört zum Einzugsgebiet der weiterführenden Schulen 
in Kempten. Der südliche Landkreis ist im Vergleich dazu 
noch ländlicher geprägt und wird in drei Himmelsrichtun-
gen fast komplett von den Alpen eingeschlossen. Die Bür-
gerinnen und Bürger unseres Landkreises haben also sehr 
unterschiedliche Gegebenheiten und Möglichkeiten, die 
wir bei der Ausgestaltung unserer Angebote zur formalen 
und informellen Bildung beachten müssen.

Brigitte Keyser: Wie für viele nordbayerische Kommu-
nen ist für uns eine der größten Herausforderungen die 
demografische Entwicklung und ihre Folgen für Bildungs-
angebote. Uns geht es insbesondere darum, Bildungsan-
gebote zu erhalten und unsere vorhandenen Ressourcen 
so einzusetzen, dass sie möglichst große Wirkung ent-
falten können. Gerade im Hinblick auf  den bestehenden 
Fachkräftemangel sind Erhalt und Weiterentwicklung von 
Berufsschul- und Weiterbildungsangeboten wesentlich. 

Ich nenne Ihnen ein Beispiel: Im vergangenen Jahr haben 
wir uns stark für den Erhalt der Polsterer-Klassen einge-
setzt, die in Coburg unterrichtet werden. Ihr Erhalt war 
uns wichtig, um die Polsterindustrie, die einen Schwer-
punkt in unserer Region hat, zu stärken. Gleiches gilt für 
das Ausbildungszentrum der Handwerkskammer. Auch 
hier bemühen wir uns sehr, es in der Region zu halten. 
Junge Menschen sind kaum mobil und achten bei der 
Wahl des Ausbildungsberufs natürlich darauf, wo das Be-
rufsschulangebot stattfindet.

Wie kam es in Ihren Kommunen zur Einrichtung des 
Bildungsmonitorings?

Brigitte Keyser: Bildung ist für die Stadt und den Land-
kreis Coburg ein sehr wichtiges Thema. Seit vielen Jahren 
stimmen wir unser Vorgehen ab, wurden 2014 gemeinsa-
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vor Ort

Brigitte Keyser, Leitung des Fachbereichs 
„Bildung, Kultur und Sport“, Landkreis Coburg
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me Bildungsregion. Von Beginn an ging es uns dabei nicht 
nur um schulische Bildung. Insbesondere kulturelle Bil-
dung und die Übergänge Kita-Schule und Schule-Beruf  
standen für uns im Fokus. Die Teilnahme am BMBF-För-
derprogramm „Bildung integriert“ war für uns ein logi-
scher nächster Schritt, um auf  der Grundlage fundierter 
Daten die Entwicklung der Bildungslandschaft voranzu-
bringen. Also haben wir eine gemeinsame Stelle für das 
Bildungsmonitoring eingerichtet. Die gemeinsame Daten-
erfassung und -darstellung ermöglicht nun ein umfassen-
des Bild über die Entwicklung der Bildungsangebote in 
der Region. Man musste sich nicht mehr auf  vereinzelte 
Informationen, Bauchgefühle und Schätzungen verlassen.

Ralph Eichbauer: Die Optimierung bildungspolitischer 
Entscheidungsfindung ist auch für uns überaus wichtig. 
Grundsätzlich soll sie zukünftig auf  zwei Säulen aufgebaut 
werden. Neben dem operativen, strategischen Teil, dem Bil-
dungsmanagement, sollte es einen empirischen, statistischen 
Teil geben. Dieses kommunale Bildungsmonitoring soll be-
lastbare und entscheidungsrelevante Datengrundlagen in we-
sentlichen Bildungsfragen schaffen. Ziel ist die Entwicklung 
eines fortschreibbaren, kommunalen Bildungsmonitorings 
auf  der Grundlage des bereits vorhandenen Berichtswesens 
und bestehender Planungen. Durch das Bildungsmonitoring 
erhofft sich der Landkreis eine Weiterentwicklung in der be-
stehenden Struktur der kommunalen Datenerhebung.

Die Einführung eines kommunalen Bildungsmanagements ist 
eine große Herausforderung. Es ist eine neue Art des Arbeitens 
für Verwaltungen. Was ist aus Ihrer Sicht wichtig, um eine 
Akzeptanz bei den unterschiedlichen Akteuren innerhalb der 
Verwaltung zu erreichen?

Brigitte Keyser: Man darf  die grundsätzlichen Aufgaben 
der Verwaltung nie aus den Augen verlieren. Verwaltung 
vollzieht Gesetze. Das heißt, es gibt einen festen Rahmen, 
in dem man sich bewegt. Die Ämter haben klassischerwei-
se klar voneinander abgegrenzte Zuständigkeiten. Heute 
wandelt sich das aber: Das vernetze und ressortübergrei-
fende Arbeiten gewinnt mehr und mehr an Bedeutung.

Letztendlich geht es immer um ein Miteinander und um 
gegenseitige Wertschätzung. Versteht man die Interessen 
der anderen, können sie bei den Fragestellungen, die der 
Berichterstattung zu Grunde liegen, berücksichtigt wer-
den. Zusammenarbeit ist keine Einbahnstraße – jede Per-
son, die sich beteiligt, sollte auch einen Mehrwert daraus 
ziehen. Die Umsetzung dieser Haltung hat uns bei der Ak-
zeptanz unserer Arbeit sehr geholfen.

Ralph Eichbauer: Dem kann ich mich nur anschließen. 
Es ist wichtig, ein gemeinsames Gesamtziel zu erarbeiten, 
an dem sich die verschiedenen Fachbereiche orientieren. 
Darüber hinaus ist aus meiner Sicht die Entwicklung einer 
sozialpolitischen Agenda – aktuell bis 2030 – mit einer 
breiten Datengrundlage zur Beschreibung der Ausgangs-
lage in allen Bereichen entscheidend. Die geplanten Erhe-
bungen sowie die umfassende Datenaufbereitung müssen 
eng miteinander abgestimmt werden. Insgesamt sollen 
Daten als Ausgangs- und Endpunkt betrachtet werden. 

Anhand von Daten können gemeinsame Vorteile darge-
stellt und herausgehoben werden. Dabei generiert jeder 
Fachbereich wiederum Nutzen für andere Bereiche und 
verstärkt dadurch den gegenseitigen Mehrwert.

Die Arbeit des Bildungsmonitorings trägt insbesondere dann 
Früchte, wenn mit neu aufbereiteten Daten auch tatsächlich 
gearbeitet wird. Gibt es bei Ihnen besondere Anforderungen 
an die Ausgestaltung der Bildungsberichterstattung bzw. des 
Bildungsmonitorings?

Ralph Eichbauer: Wir verfolgen die Strategie, das Bil-
dungsmonitoring an einem gemeinsam festgelegten Ge-

Ralph Eichbauer, Leitung der Abteilung 
„Mensch und Gesellschaft“, Landkreis Oberallgäu



samtziel auszurichten. Ausgehend von Rahmenbedingun-
gen werden Schwerpunktbereiche herausgegriffen sowie 
zielgruppenspezifische Indikatoren festgelegt und deren 
Relevanz diskutiert. 

Die wichtigste Erfahrung ist: Eine enge Verzahnung mit 
dem Bildungsmanagement sowie ein regelmäßiger Aus-
tausch mit anderen Fachbereichen ist schlicht essenziell. 
Dabei wird Datenaustausch etabliert und Vorgehenswei-
sen zur Abwicklung von Vorgängen bzw. Abläufen fest-
gelegt.

Brigitte Keyser: Bei unserer Bildungsberichterstattung 
war uns ebenfalls eine zielgruppenorientierte Kommuni-
kation sehr wichtig. Nicht jede und jeder sollte alle Infor-
mationen erhalten, sondern nur die für die jeweilige Ziel-
gruppe relevanten Daten. Unser Ziel war es, die Daten so 
aufzuarbeiten, dass tatsächlich mit ihnen gearbeitet und 
auf  ihrer Grundlage Entscheidungen getroffen werden 
können. Daher haben wir auf  einen großen, umfassenden 
Bildungsbericht verzichtet. Stattdessen haben wir kompak-
te Teilberichte erstellt, die auf  die jeweiligen Zielgruppen 
mit ihren spezifischen Fragestellungen zugeschnitten sind.

Im ersten Schritt haben wir erfasst, welche Fragen in den 
einzelnen Fach- und Bildungsbereichen gestellt werden. 
Danach wurde geprüft, welche Daten miteinander in Be-
zug gesetzt werden müssen, um tatsächliche Aussagen auf  
diese Fragestellungen liefern zu können. Um der Leserin 
und dem Leser die Orientierung und den Zugang zu den 
Daten zu erleichtern, haben wir auf  lange Beschreibungen 
und Tabellen verzichtet. Stattdessen wurde jedes Hand-
lungsfeld knapp auf  einer Doppelseite aufbereitet, immer 
mit derselben Gliederung. In unseren Teilberichten gibt 
es Handlungsfelder, aber keine konkreten Handlungsemp-
fehlungen. Hier wollten wir nichts vorgeben. Handlungs-
empfehlungen müssen gemeinsam erarbeitet und disku-
tiert werden. 

Herr Eichbauer, Sie arbeiten in der Bildungsplanung eng mit 
angrenzenden Kommunen zusammen. Wie kann man sich 
die Zusammenarbeit vorstellen?

Ralph Eichbauer: Es finden regelmäßige Austauschtref-
fen zu bestimmten Themen zwischen der Stadt Kempten 
und dem Landkreis statt. Wir legen dabei viel Wert auf  ein 
kollegiales Miteinander und gegenseitige Unterstützung. 
Die Zusammenarbeit im ganzheitlichen Bildungssektor 
läuft sehr gut, offen und unkompliziert.

Auch zu den anderen angrenzenden Kreisen, insbesonde-
re mit dem Landkreis Ostallgäu oder der Stadt Kaufbeuren 
pflegen wir einen guten Austausch. Die Gebietskörper-
schaften stellen sich häufig den gleichen Herausforde-
rungen. Hier kann man immer wieder vom Wissen der 
anderen profitieren, Erfahrungen austauschen und sich 
gegenseitig unterstützen. Das Rad muss nicht immer neu 
erfunden werden.

Bei der kommunalen Zusammenarbeit ist der Landkreis Co-
burg noch einen Schritt weitergegangen. Dort hat man die 

Entscheidung getroffen, einen interkommunalen Weg in der 
Bildungsplanung und im Bildungsmonitoring –  gemeinsam 
mit Stadt Coburg – zu beschreiten. Frau Keyser, welche Vor-
teile haben sich daraus ergeben? 

Brigitte Keyser: Bürgerinnen und Bürger aus dem 
Landkreis nutzen die Bildungsangebote in der Stadt. Da 
sie nicht in kommunalen Grenzen denken, sollte es die 
Verwaltung auch nicht tun. Insbesondere im Monitoring 
macht eine Zusammenarbeit Sinn, denn die Daten wären 
verfälscht, wenn wir nur den Landkreis betrachten wür-
den. Als Beispiel fällt mir die Kitabedarfsplanung ein: 
Würden wir nur schauen, wie viel Prozent der Landkreis-
kinder unsere Kindertagesstätten besuchen und dabei die 
Kindertagesstätten der Stadt Coburg außer Acht lassen, 
wären unsere Daten unsauber. 

Wir verstehen uns als Verantwortungsgemeinschaft für 
die Region, handeln danach und nehmen die Bildungs-
bedarfe der Bürgerinnen und Bürger gemeinsam in den 
Fokus. Kirchturmdenken hilft uns nicht weiter.

Herr Eichbauer, was sind aus Ihrer Sicht Gelingensbedingun-
gen für ein datenbasier tes kommunales Bildungsmanagement 
in Ihrer Kommune?

Ralph Eichbauer: Aus meiner Sicht sind das vor allem 
der Blick über den Tellerrand hinaus und das Aufbrechen 
eines starren Denkmusters in Zuständigkeiten. Erfolg ver-
sprechend ist die Gründung von Verantwortungsgemein-
schaften sowie das Arbeiten Hand in Hand und ein Agie-
ren auf  Augenhöhe.

Des Weiteren sind gute Netzwerkarbeit sowie transparen-
tes Handeln unerlässlich für nachhaltige, nachvollziehba-
re und von den Partnerinnen und Partnern mitgetragene 
Entscheidungen. Die feste Implementierung des Monito-
rings trägt dazu wesentlich bei. Datenbasiertes Handeln 
wird so als Selbstverständlichkeit wahrgenommen. Auf  
Grundlage eines Handlungsleitfadens werden die Strategie 
sowie der Maßnahmenkatalog des Managements aufge-
baut. Notwendig sind aus meiner Sicht ebenfalls der Wille 
zu einer umfassenden Berichterstattung und ein konstruk-
tiver Umgang mit unvorhersehbaren Ergebnissen. 

Damit dies erfolgreich in der Praxis umgesetzt werden 
kann, müssen relevante Daten unter Einbezug des So-
zialdatenschutzes zugänglich sowie Darstellungstools 
und entsprechende Programme bereitgestellt werden. So 
lassen sich schließlich auch Erfolge erzielen. Ein großer 
Mehrwert für den Landkreis Oberallgäu ist die Evaluation 
von Projekten mit einer anschließenden Anpassung bzw. 
Optimierung. Darüber hinaus werden viele Maßnahmen 
mittlerweile auf  Basis von Daten entwickelt.

Frau Keyser, welche Vorzüge hat die datenbasierte Steuerung 
in der Bildungsregion Coburg bereits gezeigt?

Brigitte Keyser: Der Mehrwert der datenbasierten Steue-
rung wird für uns immer dann deutlich, wenn mit Hil-
fe von Daten fundierte Entscheidungen getroffen wer-
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den. Daten versachlichen Diskussionen und korrigieren 
persönliches Empfinden. Zum Beispiel benannte unser 
Bildungsbeirat, aufgrund der Ergebnisse des Bildungs-
berichts das Thema „Spracherwerb von Kindern“ als 
wichtiges Handlungsfeld. Das wird nun erstmals in einer 
gemeinsamen Arbeitsgruppe bearbeitet, die aus den bil-
dungsaffinen Kreistagsmitgliedern des Bildungsbeirats 
sowie dem Bildungsmanagement und dem Bildungsmoni-
toring besteht. In Workshop-Atmosphäre werden gemein-
sam wissenschaftliche Erkenntnisse und Daten analysiert 
sowie Handlungsansätze diskutiert. Die Ergebnisse wer-
den danach an den Kreistag weitergegeben.

Haben Sie ein Beispiel für eine aktuelle Maßnahme, an der 
Sie uns die Vorteile eines datenbasierten kommunalen Bil-
dungsmanagements verdeutlichen können? Wo zeigt die Steu-
erung mit Hilfe von Daten erste Erfolge?

Brigitte Keyser: Ein großer Erfolg ist die Gründung 
unseres regionalen Netzwerks rund um die Jugendberufs-
agenturen. Zu der Gründung kam es im Rahmen unseres 
Schwerpunktthemas 2019 „Jugendliche ohne Ausbildung 
– Keiner soll verloren gehen“, das wir aufgrund erster 
Datenanalysen als ein drängendes Thema identifizieren 
konnten. Anders als die bundesweit agierenden Jugend-
berufsagenturen besteht unser Netz nicht nur aus Job-
center und Jugendamt des Landkreises und Agentur für 
Arbeit – die Jugendberufsagentur der Stadt Coburg gehört 
ebenso dazu wie Berufsschulen, das Staatliche Schulamt, 
HWK, IHK und verschiedene Bildungsträger. Wir sind so 
in einem ganz anderen Austausch und erfahren viel mehr 
darüber, wie die Situation vor Ort tatsächlich ist.

Ralph Eichbauer: Ein gutes Beispiel ist unsere große 
Umfrage zum Thema „Stand der Digitalisierung in ver-
schiedenen Einrichtungen“, die das Bildungsmonitoring 
durchgeführt hat. Die Umfrage verschaffte uns einen gu-
ten Überblick über die Situation im Oberallgäu. Sie hat 
uns außerdem gezeigt, dass eine große Diversität bezüg-
lich der Ausstattung und der Haltung in den unterschied-
lichen Einrichtungen zu diesem Thema besteht. Hier kann 
nun das Management gezielt anknüpfen.
Ein weiteres Beispiel ist die Optimierung unserer Bil-
dungsberatung (siehe Praxisbeispiel Seite 32).

Wenn Sie einen Blick in die Zukunft wagen, welche Weiter-
entwicklungsmöglichkeiten sehen Sie für die „datenbasierte 
Steuerung“ im Landkreis Oberallgäu? Wie wird sich der Be-
reich in den nächsten Jahren entwickeln?

Ralph Eichbauer: Weiterentwicklungsmöglichkeiten 
sehe ich im Ausbau der Strukturen sowie in der Etablie-
rung des Monitorings als feste Aufgabe im Landratsamt. 
Und zwar nicht nur für „Bildung“ im Sinne von schulischer 
Bildung, sondern umfassend für den gesamten Lebensver-
lauf. Dies beinhaltet sowohl die persönlichen Lebensläufe 
als auch die gesamtgesellschaftlichen Herausforderungen 
und Entwicklungen. Exemplarisch spiegelt es sich derzeit 
in der Erarbeitung der sozialpolitischen Agenda 2030 so-
wie in der Einführung des Hildesheimer Modells zur Vor-
ausrechnung der Bevölkerungsentwicklung wider.

Langfristig sollte das Monitoring Ziel und Ausgangspunkt 
von bildungspolitischen Entscheidungen auf  Kreisebe-
ne und kommunaler Ebene sein. Alle bildungsrelevanten 
Themen sollen zukünftig in Zahlen auf  einen Blick dar-
gestellt, Entwicklungen verfolgt, Prognosen erstellt und 
kontinuierlich angepasst sowie Verbesserungspotenzial 
ausgeschöpft werden. Darüber hinaus sollen die bedarfs-
gerechten Bildungsangebote auf  Grundlage einer Zahlen-
basis angepasst sein. 

Außerdem sollen Bildungsgerechtigkeit sowie die erzielten 
Verbesserungen abgebildet werden – nach dem Motto: 
Bildungschancen sichtbar machen, nutzbar machen und 
ergreifen!

Wo wollen Sie in der Bildungsregion Coburg in den nächsten 
Jahren ansetzen? 

Brigitte Keyser: Eine zukünftige Herausforderung wird 
auf  jeden Fall die Umsetzung des Rechtsanspruchs auf  
Ganztagsbetreuung in der Grundschule sein, der 2025 in 
Kraft treten wird, insbesondere was die Verfügbarkeit von 
Fachkräften in der Region und den Bedarf  an neuen Be-
treuungsangeboten anbelangt. Wir wollen prüfen, welcher 
Bedarf  tatsächlich entsteht und ob wir die regionalen Aus-
bildungszahlen für das pädagogische Personal erhöhen 
können. 

Aus unseren Daten wissen wir außerdem, dass die akti-
ve Entwicklung der Berufsschullandschaft eine weitere 
wichtige Aufgabe ist. Wir müssen beobachten, wie sich 
die Berufsbilder weiterentwickeln und was das für unsere 
Berufsschulstandorte bedeutet. 
Ein weiteres Stichwort kann ich noch nennen – Digitalisie-
rung, ein Thema, das noch lange nicht abgeschlossen ist.

Eine lange Version des Interviews findet man 
auf  der Website der Transferagentur 
(www.transferagentur-bayern.de) unter der Rubrik 
„Fokus Bayern – Beispiele aus der Praxis“:
http://www.transferagentur-bayern.de/index.php?id=119

http://www.transferagentur-bayern.de
http://www.transferagentur-bayern.de/index.php?id=119
http://www.transferagentur-bayern.de/index.php?id=119
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Die Transferagentur Bayern für Kommunales Bildungs-
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